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Einleitung

Armut, in den meisten Regionen vor allem der »Dritten« und »Vierten« Welt schon immer traurige Alltagsnormalität, hält seit geraumer Zeit auch Einzug in Wohlfahrtsstaaten wie die Bundesrepublik, wo sie zumindest als Massenerscheinung lange weitgehend unbekannt war. Obgleich die Armut hier noch immer viel geringere Ausmaße hat und auch weniger dramatische Formen annimmt, deshalb eher subtil in Erscheinung tritt und oft selbst von damit tagtäglich konfrontierten Fachkräften wie Erzieher(inne)n und Pädagog(inn)en nicht einmal erkannt wird, wirkt sie kaum weniger bedrückend als dort.

Über mehrere Jahrzehnte hinweg hörte und las man selten etwas über die Armut in der Bundesrepublik, und wenn, dann meistens im Zusammenhang mit besonders spektakulären Ereignissen bzw. tragischen Einzelschicksalen: dem Kältetod eines Obdachlosen, dem Verhungern eines Kleinkindes oder der Gründung einer »Tafel«, wie die Suppenküchen heutzutage beschönigend genannt werden. Derweil interessierte sich die hypermoderne »Kapital-Gesellschaft« offenbar mehr für Aktienkurse als für Babyklappen, Straßenkinder, Sozialkaufhäuser, Kleiderkammern und Wärmestuben, wie es sie mittlerweile in vielen deutschen Städten gibt.

Zuletzt avancierte »Armut in Deutschland« aus einem Tabu- beinahe zu einem Topthema, das in Talkshows über die Wirkung der sog. Hartz-Gesetze, die Benachteiligung von Kindern und Familien, den Zerfall der Mittelschicht, die zu erwartenden Folgen der Weltfinanzkrise oder die Angst vieler Menschen vor einem sozialen Absturz sehr häufig erörtert wird. Man spricht jetzt zwar viel mehr darüber als noch vor wenigen Jahren, nimmt sie aber, wie mir scheint, ebenso wenig als gesellschaftliches Kardinalproblem wahr bzw. ernst wie früher. Die in der wohlhabenden, wenn nicht reichen Bundesrepublik stark zunehmende Armut wird deshalb auch nicht konsequent bekämpft, sondern von den meisten Politiker(inne)n, Publi|7|zist(inn)en und Wissenschaftler(inne)n immer noch geleugnet, verharmlost und verschleiert.

Man muss kein Prophet sein, um voraussagen zu können, dass die Armut im Gefolge der globalen Finanz-, Wirtschafts- und Währungskrisen zunehmen wird. Da die Angst vor dem sozialen Abstieg bis weit in die Mitte unserer Gesellschaft vorgedrungen ist, können sie Politiker/innen der etablierten Parteien nicht mehr ignorieren, wie das viel zu lange geschah. Deshalb werden das Problem der Armut und das Thema der sozialen Gerechtigkeit in nächster Zeit nicht wieder von der Tagesordnung verschwinden, vielmehr öffentliche Diskussionen, Parlamentsreden und Wahlkämpfe beherrschen. Umso unerlässlicher ist es für Sozialwissenschaftler/innen, deren neues Megathema die Armut werden könnte, falls sich das Problem – wie zu befürchten – drastisch verschärft, diese Entwicklung als zentrale Herausforderung zu begreifen. Armut in einem reichen Land verweist auf das Kardinalproblem der sozialen Ungleichheit national wie auch weltweit und wirkt nicht bloß entwürdigend auf die Betroffenen, ist vielmehr mindestens genauso beschämend für die Gesellschaft sowie ausgesprochen unchristlich und inhuman.

Das vorliegende Buch wendet sich an Leser/innen, die sich nicht bloß über das Problem der Armut, der Unterversorgung und der sozialen Ausgrenzung von Menschen bzw. seine Dimension, Entstehung und Entwicklung informieren, sondern auch den Umgang von Politik, (Medien-)Öffentlichkeit und Fachwissenschaft damit fundiert kritisieren und sich an der Diskussion über seine Ursachen sowie mögliche Gegenmaßnahmen in unterschiedlichen Bereichen, etwa der Wirtschafts-, Steuer-, Bildungs-, Gesundheits-, Familien- und Sozialpolitik, sachkundig beteiligen wollen. Es geht weniger um die Theorie sowie die Empirie als um jene Zerrbilder der Armut, die in den Massenmedien und der politischen genauso wie in der Fachöffentlichkeit dominieren und die Ideologie stützen (sollen), wonach »wirkliche« Not und »tatsächliches« Elend hierzulande verschwunden bzw. im Wesentlichen längst überwunden sind.

Leser/innen, die in einem Buch über Armut neue Zahlen, aktuelle Daten und »harte Fakten« sowie aufschlussreiche Diagramme zur Einkommens- und Vermögensverteilung suchen, sich also – dem üblichen (journalistischen) Zugriff folgend – hauptsächlich für die statistische Erfassung und die möglichst exakte Quantifizierung von Armut interessieren, bitte ich dafür um Verständnis, dass ihren Erwartungen kaum entsprochen werden dürfte. Stattdessen habe ich mich bemüht, in einem stärker analyti|8|schen Zugriff die gesellschaftlichen Hintergründe der Armut zu beleuchten und im öffentlichen wie im Fachdiskurs ausgeblendete Zusammenhänge herzustellen. Schließlich dreht sich der Streit um die Armut weniger um Zahlen als um deren Interpretation und damit verbundene Schuldzuweisungen.

Sowenig das Schwein durchs Wiegen fett wird, wie eine Bauernweisheit lautet, sowenig macht die Armen satt, dass sie ständig gezählt werden. Zudem weichen statistische Erhebungen und empirische Untersuchungen zur Armut oftmals nicht nur hinsichtlich ihrer Resultate erheblich voneinander ab – was zur Verwirrung statt zur Aufklärung der Öffentlichkeit über Dimensionen und Wesen des Problems beiträgt –, sondern sie können nach dem Winston Churchill zugeschriebenen Bonmot »Ich glaube nur den Statistiken, die ich selber gefälscht habe« auch von wichtigeren Fragestellungen ablenken: Wie kommt es, dass die (Angst vor der) Armut in einem reichen Land wie der Bundesrepublik inzwischen sogar die gesellschaftliche Mitte erreicht? Wer trägt dafür politisch die Verantwortung und wie lässt sich der skandalöse Zustand ändern?

Hier wird hauptsächlich nach den gesellschaftlichen, also nicht den individuellen Entstehungsursachen von Armut und nach den unterschiedlichen Wirkungsmechanismen gefragt, die es der etablierten Politik, weiten Teilen der Öffentlichkeit und einer Minderheit der Sozialforschung ermöglichen, sie ganz zu leugnen oder zu verharmlosen. Mich interessiert des Weiteren, wann man hierzulande als bedürftig oder arm gilt, und weniger, wie viele Arme es gibt und wo genau die »Armutsrisikoschwelle« liegt. Deshalb steht die Frage im Vordergrund, wie unsere reiche Gesellschaft mit denjenigen umgeht, die sie selbst für »nicht dazugehörig« erklärt, marginalisiert oder sozial ausgrenzt.

Wie die Armut gesehen und der davon Betroffene eingeschätzt wird, hängt entscheidend vom jeweiligen Betrachter ab. Da zumindest Reiche und Hyperreiche kein Interesse an einer tiefgreifenden Veränderung der Einkommens-, Vermögens- und Herrschaftsverhältnisse haben, sträubt sich die von ihnen maßgeblich beeinflusste Öffentlichkeit gegen Wahrheiten wie die, dass der Finanzmarktkapitalismus mehr Armut als nötig erzeugt hat, oder die, dass ein moderner Industriestaat wie die Bundesrepublik in der Lage wäre, sie zu beseitigen, würde nicht der politische Wille dazu fehlen.

Je länger mich das Thema »Armut« umtreibt, desto weniger Verständnis habe ich für die Gleichgültigkeit, mit der ihm ein Großteil der Öffentlichkeit begegnet, aber auch für Beschönigungen und Beschwichtigungen. |9|Noch nie hat es den Wohlhabenden und Reichen an triftigen Argumenten dafür gemangelt, warum es Armut gibt, diese nicht zu beseitigen ist und die davon Betroffenen ihr Los »verdient« haben. Wer sich mit dem Armutsproblem beschäftigt, muss deutlich Stellung beziehen und Partei für oder gegen die Betroffenen ergreifen. Eine »wertfreie« oder »-neutrale«, quasi über den gesellschaftlichen Interessengegensätzen schwebende Sozialwissenschaft gibt es sowenig wie unbeteiligte Beobachter/innen der Gesellschaftsentwicklung oder unvoreingenommene Armutsforscher/innen. Schon die Wahl des Untersuchungsobjekts erfolgt auf der Basis bestimmter Erkenntnisinteressen sowie politischer, weltanschaulicher und religiöser Grundüberzeugungen. Armutsforscher/innen sollten sich über ihre persönliche Befangenheit sowie ihre »Vorprägung« durch eigene Lebenserfahrungen klar sein und die inhaltlichen genauso wie die methodischen Prämissen ihrer Arbeit offenlegen.

Das meiner Frau, meiner Tochter und meinem Sohn gewidmete Buch versteht sich als Beitrag zu einer Sozial- und Diskursgeschichte der Armut. Es gliedert sich in drei Teile: Im ersten Kapitel wird der Armutsbegriff erörtert und nach den Ursachen des Problems sowie Möglichkeiten seiner empirischen Untersuchung gefragt. Das zweite Kapitel unternimmt einen Streifzug durch die Armutsentwicklung und -debatten der letzten Jahrzehnte. Abschließend geht es um Wege und Irrwege der Armutsbekämpfung. Die umfangreiche, nach inhaltlichen Kriterien gegliederte Literaturauswahl am Ende des Buches eröffnet seinen Leser(inne)n die Möglichkeit, bestimmte Aspekte des Themas zu vertiefen.

Durch die vermehrte Fluchtmigration sind häufig mittellose Zuwanderer ins Zentrum der deutschen Armutsdiskussion gerückt. Einerseits zeichnet sich eine tiefgreifende Veränderung der Sozialstruktur ab, andererseits liefert die »Flüchtlingskrise« denjenigen Kommentatoren neue Munition, die den Begriff »Armut« am liebsten so eng fassen würden, dass es sie hierzulande kaum noch gäbe. Eines Tages könnte womöglich als arm höchstens gelten, wer nicht mehr als das hat, was er am Leibe trägt. Das »importierte« Flüchtlingselend darf aber nicht zur Messlatte für Armut in Deutschland gemacht werden. Vielmehr gilt umgekehrt: Je wohlhabender eine Gesellschaft ist, desto weiter sollte ihr Armutsverständnis sein, fördert ein hoher Lebensstandard doch soziale Ausgrenzungsbemühungen gegenüber Menschen, die beim Konsum nicht mithalten können.

Köln, im Spätsommer 2016

Christoph Butterwegge|10|


1.  Armut in der Bundesrepublik – Begriffsdefinition und Bestandsaufnahme

Aufgabe dieses Kapitels ist es, einen stichwortartigen Überblick zum Thema »Armut« zu geben, anders gesagt: wissenschaftliche Definitionen, relevante Forschungsrichtungen, wichtige Erscheinungsformen, damit verbundenene Funktionen und Betroffenengruppen zu umreißen. Bisher existiert weder eine überzeugende, das Phänomen der Armut plausibel erklärende Theorie noch eine umfassende, es sowohl qualitativ wie auch quantitativ bestimmende Empirie. Sogar der Begriff ist selbst unter Fachleuten umstritten und wird es auch bleiben, weil keine Armutsdefinition für alle Länder und alle Zeiten gleichermaßen Gültigkeit beanspruchen kann. Umso wichtiger ist es, sich mehr Klarheit darüber zu verschaffen, welche Alternativen einer Armutsdefinition es gibt, warum es zu teils sehr unterschiedlichen Auffassungen darüber kommt und wie man damit in Zukunft produktiv umgeht.

Armut und Reichtum: Begriffe, Geschichte und Kontroversen

Armut in einem reichen Land – das ist eine mehr oder weniger extreme Ausprägung der sozialen Ungleichheit. Deshalb muss geklärt werden, was darunter zu verstehen ist und in welchem Verhältnis sie zum Reichtum als begrifflichem Pendant steht. Zunächst soll der Armutsbegriff erörtert werden, um eine terminologische Grundlage für die kommenden Ausführungen zu schaffen. Wenn möglich, dürfen keine Missverständnisse im Hinblick auf die Frage mehr aufkommen, was Armut und ihr Kontrastbegriff: Reichtum bedeuten.|11|

Versuch einer Arbeitsdefinition: Was man unter dem Begriff »Armut« versteht

Jede/r glaubt zu wissen, was »Armut« ist, versteht darunter allerdings etwas anderes. Umso notwendiger erscheint eine wissenschaftliche Begriffsklärung – gerade auch angesichts der unzähligen mehr oder weniger unvermittelt nebeneinander stehenden Versuche von Fachwissenschaftler(inne)n, den Begriff »Armut« zu definieren. Um nicht abgehoben zu wirken, sondern auch für Laien verständlich und überzeugend zu sein, darf sich eine Armutsdefinition allerdings nicht allzu weit vom Alltagsbewusstsein entfernen.1

»Armut« ist kein Begriff wie jeder andere, sondern seit jeher höchst umstritten und immer noch heiß umkämpft. Machen wir uns nichts vor: Wer ihn benutzt, betritt ein ideologisch vermintes Gelände, auf dem über die sozioökonomische Architektur und die Machtstruktur unserer Gesellschaft verhandelt wird. Obwohl seit Jahrhunderten fest im Alltagssprachgebrauch verankert, ist »Armut« ein mehrdeutiger, missverständlicher sowie moralisch und emotional aufgeladener Terminus, welcher in der hiesigen Öffentlichkeit vorsichtiger und seltener als im Ausland verwendet, manchmal falsch aufgefasst und z.T. auch bewusst fehlinterpretiert wird.

Da die Armut nie im luftleeren Raum vorkommt, sondern von den jeweiligen gesellschaftlichen Bedingungen abhängt, unter denen sie herrscht, kann kein Wissenschaftler ein für alle Mal festlegen, was darunter fällt und was nicht. »Es gibt keine allgemeingültige Definition von Armut, sondern nur eine jeweils zu einem gewissen Zeitpunkt in einer gegebenen Gesellschaft herrschende Definition. Sie prägt die Politik gegenüber den Armen, entscheidet darüber, ob sie das Etikett Armut erhalten, die zur Unterstützung berechtigt, oder ob sie anders etikettiert werden.«2

Auch existiert keine objektive, über den gesellschaftlichen Lagern, Politikern wie Parteien stehende Sozialwissenschaft, die eine »ideologiefreie« Definition liefern und damit den Konfliktstoff, welchen das Thema bietet, entschärfen kann. Nein, was Armut ist, muss immer wieder im öffentlichen bzw. im Fachdiskurs – und das heißt: möglichst kontrovers – erörtert werden. Denn eine »sterile« Behandlung des Armutsproblems ist undenkbar: »Der Rückzug der Wissenschaft, insbesondere der Soziologie, auf die Position wertneutraler Beobachtung ebnet am Ende nur der technokratischen Vernunft den Weg, indem er den jeweils hegemonialen politischen Eliten die normative Ausdeutung der vermeintlich wertneutralen Fakten überlässt.«3 |12|

»Armut« ist ein politisch-normativer Begriff, der sich bloß äußerst schwer und nicht ein für alle Mal definieren lässt, weil kein Grundkonsens aller Gesellschaftsmitglieder darüber existiert, was man hierunter subsumieren kann, je nach sozialer Stellung, Weltanschauung und Religion vielmehr unterschiedliche, ja gegensätzliche Auffassungen dazu existieren. Gleichzeitig ist »Armut« auch ein relationaler Begriff, der nur im Verhältnis zu jener Gesellschaft einen Sinn ergibt, in der ein davon Betroffener lebt. Umso wichtiger erscheint es, im Rahmen eines möglichst breit angelegten öffentlichen Diskurses darüber zu streiten, ob es Armut ausschließlich in der sog. Dritten Welt oder auch hierzulande gibt, wo sie anfängt, was sie konkret für die Betroffenen selbst sowie für die Gesellschaft bedeutet und womit ihr politisch am ehesten begegnet werden kann.

Ebenso wie ihr Pendant, der Reichtum, ist die Armut ein schwer abgrenzbares und zahlenmäßig nicht genau erfassbares Phänomen, wie Leopold von Wiese um die Mitte der 1950er-Jahre in der von ihm herausgegebenen Kölner Zeitschrift für Soziologie bemerkte: »Wo Reichtum beginnt, wo Armut aufhört, kann niemand sagen. Zieht man den Begriff des Existenzminimums zur Klärung heran, so ist die Beweislast nur verschoben; denn dieses Minimum ist rechnerisch ebenso schwer erfaßbar.«4 Zwar kann die Statistik helfen, sich dem Problem quantitativ anzunähern, sein Wesen muss die Sozialwissenschaft aber durch qualitative Analysen erschließen.

Armut ist ein nicht bloß für manche Sozialwissenschaftler/innen faszinierendes und zudem ein ausgesprochen merkwürdiges Phänomen: Niemand will davon betroffen sein, bejaht sie offen oder wünscht sie anderen. Gleichzeitig wähnt fast jeder in ihrer Existenz eine Gefahr für das bestehende Wirtschafts- und Gesellschaftssystem zu sehen. Obwohl zumindest ein so reiches Land wie die Bundesrepublik ihre Entstehungsursachen beseitigen könnte, wenn der politische Wille dazu vorhanden wäre und entsprechende Anstrengungen unternommen würden, gibt es sie immer noch, und zwar seit geraumer Zeit in wachsendem Maße.

Weshalb, fragt man sich natürlich, wird die Armut trotzdem oft entweder gar nicht wahrgenommen oder von der (Fach-)Öffentlichkeit, Politik und Publizistik bewusst verdrängt? Wie jede andere ist die soziale Wahrnehmung vom (politischen) Standpunkt und vom Blickwinkel des Betrachters abhängig. Dies gilt gerade im Hinblick auf den mangelnden Wohlstand und die Armut von Menschen: Wenn man z.B. selbst dem Bildungs- oder Besitzbürgertum entstammt und kaum etwas entbehrt, fällt es bisweilen schwer, Unterversorgungslagen in diversen Lebensbereichen als solche zu |13|erkennen und entsprechend zu würdigen. Lehrer/innen, die der Mittelschicht angehören und dementsprechend eher in einem »besseren« Stadtteil wohnen, werden der materiellen Not ihrer Schüler/innen, die sie an einer typischen »Brennpunktschule« unterrichten, vielfach überhaupt nicht gewahr.

Für die verbreitete Fehlwahrnehmung der Armut gibt es viele weitere Gründe, von denen nur einige genannt seien: Erstens ist unser Armutsbild durch die Massenmedien von absoluter Not und dem Elend in den Entwicklungsländern geprägt, was viele Bürger/innen hindert, analoge Erscheinungen »vor der eigenen Haustür« auch nur zu erkennen, zumal sich Armut hier weniger spektakulär manifestiert. Zweitens waren in der Nachkriegszeit meistenteils ältere Menschen, und zwar hauptsächlich Kleinstrentnerinnen, von materieller Not betroffen. Später beschränkte sich Armut eher auf gesellschaftliche »Randgruppen«, vor allem »Nichtsesshafte«, Trebegänger/innen, Obdachlose und Drogenabhängige, die weder Einfluss auf die öffentliche Meinungsbildung noch als Wählerpotenzial nennenswerte Bedeutung für die Parteien haben. Ein dritter Grund, warum Armut leicht »übersehen« wird, liegt in den von Reichen, die über viel Geld, Macht und (medialen) Einfluss verfügen, aus naheliegenden Motiven unterstützten oder gar lancierten bzw. finanzierten Bemühungen begründet, die Schuld dafür den Betroffenen selbst in die Schuhe zu schieben, welche angeblich »faul« sind, »saufen« oder »nicht mit Geld umgehen« können. Man erwartet in einer Leistungs- und Konkurrenzgesellschaft, die der Ideologie frönt, jeder könne durch entsprechenden Arbeitseinsatz ein Vermögen aufbauen, dass sich die Armen gewissermaßen nach der Münchhausen-Methode »am eigenen Schopf« aus ihrer misslichen Lage befreien, ignoriert hierbei jedoch, dass dies einerseits sinnvoller Angebote der Sozial-, Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik, die es aber immer weniger gibt, und andererseits der Ermutigung durch eine tolerante Gesellschaft bedarf. Viertens glaubt man irrtümlich, Armut in Kamenz, Karlsruhe oder Kassel sei weniger problematisch als solche in Kalkutta, Kapstadt oder Karatschi, sodass es sich überhaupt nicht lohne, darüber zu reden. Dabei kann Armut hierzulande sogar erniedrigender, bedrückender und bedrängender sein, weil vor allem Kinder und Jugendliche in einer Wohlstandsgesellschaft wie der unseren einem viel stärkeren Druck seitens der Werbeindustrie wie auch ihrer Spielkamerad(inn)en und Mitschüler/innen unterworfen sind, durch das Tragen teurer Markenkleidung oder den Besitz immer neuer, möglichst hochwertiger Konsumgüter »mitzuhalten«, als in einer weniger |14|wohlhabenden Umgebung. Empathie und Solidarität erfahren die von Armut betroffenen Menschen hingegen in einem geringeren Maße, als dies normalerweise dort der Fall ist, wo kaum jemand ein großes (Geld-)Vermögen besitzt. Mit der Armut und den Armen hat fünftens kaum jemand gern zu tun, weil selbst der Umgang damit stigmatisiert und die Betroffenen nach eher negativen Erfahrungen selten zu denjenigen Menschen gehören, deren offenes Wesen ihnen Freunde und Sympathie einbringt.

Werfen wir einen Blick auf die Sozialgeschichte der Armut, so zeigt sich, dass die hiervon Betroffenen in aller Regel keine eigene Klasse oder Bevölkerungsschicht, vielmehr eine heterogen zusammengesetzte Gruppe bilden, in der sich »Deklassierte aller Klassen« sammeln. Gleichwohl ist die Armut nicht losgelöst von den bestehenden Klassen-, Eigentums- und Produktionsverhältnissen zu verstehen. Olaf Groh-Samberg, damals wiss. Mitarbeiter am Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung (DIW), gehört zu jenen Armutsforschern, die den Zusammenhang von Armut und Klassenstruktur hervorheben: »Nach wie vor ist die soziale Klassenzugehörigkeit eine der prägendsten Determinanten der sozialen Ungleichheit von Lebenschancen.«5 Obwohl die Armut nur durch eine miteinander verbundene Klassentheorie und -analyse in ihrer genetischen, phänomenologischen und systemfunktionalen Dimension richtig erfasst werden kann, liegen dazu bisher kaum Untersuchungen vor.

Man ist nicht »von Natur aus«, durch »göttliche Fügung« oder aufgrund biologischer Determinanten arm, wird dazu vielmehr von der Gesellschaft bzw. den diese sozioökonomisch entscheidend bestimmenden Kräften gemacht. »Armut ist selten selbst verschuldet. Armut wird erzeugt, entweder durch die Mechanismen des ökonomischen Systems oder durch konkrete politische Handlungen beziehungsweise Unterlassungen.«6 Entscheidend ist, was in einem Land als spezifisches Maß für Armut gilt und wie die davon Betroffenen behandelt werden. »Jede Gesellschaft geht mit der Armutsfrage auf ihre Weise um, und davon hängen der Status der Armen sowie die damit einhergehenden Erfahrungen ab.«7 Wie eine Gesellschaft ihre Armen sieht und behandelt, ist der Prüfstein dafür, ob sie als human, sozial und demokratisch gelten kann.

Der »klassische« Armutsbegriff, welcher von der Antike über das christliche Mittelalter bis zur Neuzeit im Gebrauch war, bezog sich auf die Frage, ob jemand mehr besaß, als er zum Überleben und bloßen Dahinve|15|getieren benötigte. Wer dieses Kriterium heute noch anlegt, verschließt sich der Erkenntnis, dass ein moderner Armutsbegriff sehr viel differenzierter sein muss und mit zu berücksichtigen hat, in welcher Gesellschaft ein Mensch lebt bzw. wie groß der ihn umgebende Wohlstand ist. Es gibt kein zu jeder Zeit und an jedem Ort der Welt gleichermaßen adäquates Maß, das als Armutsindikator dienen könnte. Um ein angemessenes Armutsverständnis zu entwickeln, reicht die Alltagserfahrung des barmherzigen Samariters nicht aus. Vielmehr sollte man sich bemühen, keinen naiven oder primitiven, sondern einen zeitgemäßen und möglichst komplexen, d.h. jedoch nicht unbedingt einen sehr komplizierten Armutsbegriff zu verwenden.

Der US-amerikanische Historiker Gabriel Kolko bestimmt den Terminus folgendermaßen: »Armut ist die wirtschaftliche Unfähigkeit, ein Minimum an ärztlicher Betreuung, Ernährung, Schutz und Sicherheit aufrechtzuerhalten.«8 Wolfgang Glatzer und Werner Hübinger verstehen unter Armut »inferiore Lebenslagen, die hinsichtlich ihrer materiellen und immateriellen Dimensionen unterhalb von Minimalstandards zu finden sind; diese Minimalstandards sind in Relation zu den durchschnittlichen Versorgungsniveaus in der Gesellschaft zu bestimmen und zu begründen.«9 Schließlich liefert Olaf Groh-Samberg eine Arbeitsdefinition, die geeignet erscheint, sich dem Problem wissenschaftlich zu nähern: »Eine Person gilt in dem Maße [als; Ch.B.] von Armut betroffen, wie sie sich im Hinblick auf ihre ökonomischen Ressourcen und die mit ihnen in unmittelbarer Wechselwirkung stehenden Lebenslagen dauerhaft unterhalb des gesellschaftlichen Wohlstandsniveaus bewegt.«10

Weniger die Armut selbst als vielmehr das Bild, welches sich die Gesellschaftsmitglieder davon in politischen, medialen und Fachdiskursen machen, bestimmt den Umgang mit ihr. Petra Buhr, Lutz Leisering, Monika Ludwig und Michael Zwick haben darauf hingewiesen, dass die bestehenden Armutsbilder von der objektiven Realität abweichen können und wechseln, dabei jedoch öffentliche Aufmerksamkeiten und Problemwahrnehmungen widerspiegeln: »Armutsbilder drücken aus, wer in einer Periode als arm gilt, auf welche Weise Armut mit anderen sozialen Problemlagen in Verbindung gebracht wird (z.B. psychische Deprivation, Asozialität, Arbeitslosigkeit), welche Stellung den Armen in der Gesellschaft zugeordnet wird und welche Art von Hilfe angezeigt erscheint.«11 Man muss kein radikaler Konstruktivist sein, um daraus den Schluss zu ziehen: Wer die Situation der Betroffenen ändern will, tut gut daran, die offiziellen, poli|16|tisch einflussreichen und massenmedial vermittelten Armutsbilder zu beeinflussen. Nur wenn diese verändert werden, lässt sich auch die Armut verringern und verhindern, dass neue entsteht.

Was vielen Menschen als großes Manko erscheint, die Tatsache nämlich, dass der Armutsbegriff nicht statisch, sondern veränderbar und dynamisch, zumindest jedoch äußerst dehnbar ist und keine in Stein gemeißelte Definition zulässt, muss als positiv angesehen werden, macht sie doch gerade den besonderen Reiz dieses Forschungsfeldes aus. Armut ist kein Phänomen, das alle Menschen in gleicher Weise betrifft und wahrnehmen, sondern eine Zuschreibung bzw. ein gesellschaftliches Konstrukt,12 das Politik, Wissenschaft und Medien entwerfen bzw. formen, das im öffentlichen Diskurs jedoch auch laufend Veränderungen unterliegt. In der Bundesrepublik wurde und wird das politisch und medial vorherrschende Armutsbild entscheidend durch das Mittelalter und die sog. Dritte Welt geprägt, wo die Menschen im Extremfall am Straßenrand verhungern.

Armut ist ein mehrdimensionales Problem, das ökonomische (monetäre), soziale und kulturelle Aspekte umfasst. Dabei sind neben anderen, weniger relevanten besonders die folgenden Merkmale entscheidend:


	
eine weitgehende Mittellosigkeit oder monetäre Defizite (sprich: miserable Einkommens- und Vermögensverhältnisse), was in marktwirtschaftlich-kapitalistisch organisierten Gesellschaften den Verzicht auf bestimmte Güter und Dienstleistungen bedeutet, weil diese normalerweise mit Geld bezahlt werden müssen;



	
ein länger dauernder Mangel an lebensnotwendigen bzw. allgemein für unverzichtbar gehaltenen Gütern und Dienstleistungen, der einen gravierenden Ansehensverlust bei anderen Gesellschaftsmitgliedern hervorruft;



	
die Notwendigkeit, staatliche Unterstützung in Anspruch zu nehmen, auf vergleichbare Formen der »Fremdalimentierung« zurückzugreifen oder den eigenen Lebensunterhalt durch Bettelei, evtl. auch durch illegale Formen des Broterwerbs zu bestreiten, verbunden mit dem Zwang, »von der Hand in den Mund zu leben«, also keinerlei längerfristige Lebensplanung betreiben zu können;



	
Mängel im Bereich der Wohnung, des Wohnumfeldes, der Haushaltsführung, Ernährung, Gesundheit, Bildung, Freizeit und Kultur, die fast zwangsläufig zum Ausschluss der betroffenen Personen von einer Beteiligung am gesellschaftlichen Leben führen, wie sie anderen möglich ist;|17|



	
die Macht- bzw. Einflusslosigkeit der betroffenen Personen in allen gesellschaftlichen Schlüsselbereichen, d.h. den Gremien von Wirtschaft, Politik, staatlicher Verwaltung, Wissenschaft und Massenmedien, wo die ganze Gesellschaft betreffende und auch für sie selbst bindende Entscheidungen getroffen werden;



	
eine allgemeine Missbilligung der Lebensweise davon Betroffener, die marginalisiert, negativ etikettiert und stigmatisiert, d.h. ausgegrenzt und in der Regel selbst für ihr Schicksal verantwortlich gemacht werden, während man dessen gesellschaftliche Determiniertheit und seine strukturellen Hintergründe tunlichst ignoriert bzw. negiert.





Armut als mehrdimensionales Phänomen zu begreifen heißt, neben der materiellen auch ihre nichtmonetäre und ihre subjektive Seite ernst zu nehmen. Denn davon Betroffenen fehlt außer Geld die damit jedoch meist verbundene Artikulations-, Politik- und Konfliktfähigkeit, also die Möglichkeit, sich in gesellschaftliche Willensbildungs- und Entscheidungsprozesse einzumischen. Schließlich hat die Armut – wie oft bemerkt wird – ganz viele Gesichter: Monetäre und mentale Armut sowie Kontakt- und Zeitarmut sind nur einige Spezialformen, die das Problem annimmt. Es gibt kein Synonym, das den Begriff »Armut« sinnvoll zu ersetzen vermag: Not und Elend beispielsweise können damit verbunden oder Teil davon sein, müssen es aber nicht. Da sich die Erscheinungsformen der Armut ständig verändern, ist es unerlässlich, nach jüngeren Entwicklungstrends auf diesem Gebiet zu fragen.

Typologien und neuere Erscheinungsformen der Armut

Durchgesetzt und bewährt hat sich in der zeitgenössischen Armutsforschung die grundlegende Unterscheidung zwischen absoluter, extremer oder existenzieller Armut einerseits und relativer Armut andererseits. Von »absoluter Armut« spricht man dann, wenn Menschen die für ihr Überleben nötigen Dinge fehlen, also ausreichend Nahrung, Wasser, Kleidung, Obdach, Heizung und medizinische Versorgung. Richard Hauser weist darauf hin, dass selbst das physische Existenzminimum und damit die Grenze zur absoluten Armut nur schwer festzulegen sind, weil sie beispielsweise davon abhängen, ob es sich um ein warmes oder um ein kaltes Land handelt, in dem jemand lebt. Außerdem spielten kulturelle bzw. religiöse Tabus im Hinblick auf die Frage, was gegessen und getrunken wer|18|den darf, eine Rolle: »Selbst eine absolute Armutsgrenze kann also nur relativ im Hinblick auf die natürliche Umgebung und die Gesellschaft, in der die Menschen leben, bestimmt werden.«13

Arm ist aber nicht bloß, wer für eine längere Zeit das physische Existenzminimum für sich und seine Familie kaum zu gewährleisten, sondern auch, wer aufgrund materieller Defizite nicht einmal annähernd den durchschnittlichen Lebensstandard jener Gesellschaft, in welcher er lebt, zu sichern vermag. Von »relativer Armut« spricht man dann, wenn der Lebensstandard und die Lebensbedingungen von Menschen zu weit unter dem durchschnittlichen Lebensstandard und den durchschnittlichen Lebensbedingungen in einem Land liegen.14 »Absolute Armut stellt einen auf die Unfähigkeit zum physischen Überleben reduzierten Begriff dar, dessen einziges Kriterium in der Subsistenz, d.h. der Fähigkeit zur Selbsterhaltung des Individuums, besteht.«15 Während man bei absoluter Armut am physischen Existenzminimum existiert und das Leben auf dem Spiel steht, wird bei relativer Armut »nur« das soziokulturelle Existenzminimum unterschritten.

Die sozialwissenschaftliche Relativitätstheorie, wie ich sie der Einfachheit halber nennen möchte, besagt im Wesentlichen, dass Armut nie ohne ihr jeweiliges soziales Umfeld zu begreifen ist, sondern nur, wenn man das spezifische Verhältnis berücksichtigt, in dem die Betroffenen zu ihren Mitbürger(inne)n und deren Lebensweise stehen. Anders drückte es von Wiese in dem bereits zitierten Grundsatzartikel aus: »Wenn die Bedürftigen nicht den Eindruck hätten, daß manche anderen Personen reich wären, gäbe es keine Armut.«16 Eigentlich sind alle Mangellagen, die nicht sofort zum Tod der davon betroffenen Menschen führen, relativ. Auch die zerlumpten Bewohner/innen der Slums von Nairobi erscheinen uns nur deshalb als arm, weil wir nicht dort, sondern in anderen, und zwar meist sehr viel besseren materiellen Verhältnissen leben. Dies dürfte neben der persönlichen Scham ein weiterer Grund dafür sein, warum sich viele (scheinbar objektiv) Arme gar nicht für arm halten, sondern andere Menschen zu kennen behaupten, denen es noch schlechter geht und die sie deshalb eher so bezeichnen als sich selbst.

Für manche Beobachter existiert Armut jedoch bloß dort, wo Menschen total verelenden oder gar wie Vieh auf den Straßen verenden. So klagte Meinhard Miegel, damals Leiter des Instituts für Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik, als Liberalkonservativer kurz nach der Jahrtausendwende darüber, dass Armut »ständig thematisiert« und »in voluminösen |19|Berichten« dokumentiert werde, und empfahl aufgrund des vermeintlichen Rückgangs von Not und Elend durchaus folgerichtig, »in Deutschland und weiten Teilen der Europäischen Union auf den Begriff der Armut für die Beschreibung der hier herrschenden Zustände zu verzichten. Das wäre ein Akt der sozialen Hygiene und Gerechtigkeit denen gegenüber, die in unserer eigenen Geschichte Not gelitten haben und in anderen Weltregionen heute noch Not leiden.«17

In den Medien dominieren seit jeher Armutsbilder, die stark vom Massenelend der sog. Dritten Welt bzw. des europäischen Mittelalters (Verhungernde, Obdachlose und Bettler) bestimmt sind. Hierzulande handelt es sich heutzutage zwar vornehmlich um relative Armut, die sich auf einem hohen Wohlstandsniveau verfestigende Ungleichgewichte in der Einkommens- und Vermögensverteilung widerspiegelt, während in vielen Entwicklungsländern absolute (existenzielle oder extreme) Armut dominiert.

Armut in Bangladesch, Burkina Faso und Mosambik unterscheidet sich zweifellos ganz wesentlich von Armut in der Bundesrepublik. Daraus abzuleiten, deutsche Transferleistungsempfänger/innen jammerten »auf einem hohen Niveau«, wie dies häufig geschieht, ist gleichwohl nicht berechtigt. Denn einerseits kann Armut in einem reichen Land sogar deprimierender und demoralisierender sein als jene in einem armen. Dies gilt wie gesagt besonders für Kinder und Jugendliche, die nicht nur den Einflüssen der Werbeindustrie sehr viel direkter ausgesetzt sind als Erwachsene, sondern auch den Anpassungszwängen ihrer Clique bzw. ihrer Klassen- und Spielkamerad(inn)en unterliegen, zumal in einer Gesellschaft, die immer stärker kommerzialisiert wird.18 Weshalb sollte nur ein Kind arm sein, das in einer Lehmhütte, aber nicht jenes, das in einem Hochhaus aufwächst, ohne ähnliche Entwicklungschancen und Entfaltungsmöglichkeiten zu haben wie seine Altersgenoss(inn)en, die in großzügigen Altbauwohnungen, freistehenden Einfamilienhäusern oder gar Villen wohnen? Andererseits ist auch die Bundesrepublik von Elendserscheinungen keineswegs frei, wie Werner Schönig gezeigt hat.19 Von einem Lebenslagenansatz ausgehend, betrachtete der Kölner Hochschullehrer unterschiedliche Dimensionen wie den Wohnbereich, die Bildung und die Gesundheit. Er schätzt die Zahl der von absoluter Armut betroffenen Menschen hierzulande kurz nach der Jahrtausendwende auf 200.000 bis 800.000 Menschen.

Politisch ist die Frage, ob Armut ein relatives Phänomen darstellt oder nicht, von eminenter Bedeutung. Wer die Existenz zu großer sozialer Ungleichheit in einer Gesellschaft konzediert und sie in relativer (Einkom|20|mens-)Armut materialisiert glaubt, akzeptiert damit nämlich zumindest implizit auch die Legitimität und die Notwendigkeit der Umverteilung von oben nach unten. Hier dürfte einer der wichtigsten Gründe dafür liegen, warum die relative Armut gerade von denjenigen oft geleugnet wird, die zu den Privilegierten, Besserverdienenden und Vermögenden gehören. Damit die Umverteilung von Arbeit, Einkommen und Vermögen illegitim erscheint, sprechen Wohlhabende gern von einer »Neiddiskussion«, wenn die Verteilungsverhältnisse in der Gesellschaft als ungerecht bezeichnet werden. für die meisten Reichen ist »Armut« ein politischer Kampfbegriff, der ihrer Meinung nach mithilft, »Sozialneid« ihnen gegenüber zu schüren. Die Journalistin Dorothee Beck und der Gewerkschaftsfunktionär Hartmut Meine halten den zuletzt genannten Begriff für »eine Worthülse, die jene ins Unrecht setzen soll, die die ungerechte Verteilung des Wohlstands und damit der Lebenschancen anprangern.«20

Während es m.E. nicht nur verständlich, sondern auch gerechtfertigt ist, dass sozial Benachteiligte jenen Lebensstandard anstreben, den gut situierte Mitbürger/innen schon lange erreicht haben, überrascht eher, was man vielleicht als einen in unserer Gesellschaft ziemlich weit verbreiteten Sozialneid nach unten bezeichnen kann: Bessersituierte gönnen Arbeitslosengeld-II- bzw. Sozialhilfeempfänger(inne)n ihre relativ kümmerlichen Transferleistungen nicht, werfen ihnen vielmehr häufig vor, »Sozialschmarotzer« und menschliche Parasiten zu sein, die es sich in der »Hängematte des Sozialstaates« bequem machen, obwohl sie selbst weder jemals in einer ähnlichen Situation waren noch jemals mit solchen Personen tauschen würden.

Eine wichtige und wohl nie verstummende, wenngleich ziemlich kurios anmutende Kontroverse dreht sich um die Frage, ob man überhaupt zwischen absoluter und relativer Armut unterscheiden kann und ob die Letztere, wenn man das tut, wirklich »richtige« Armut oder nur ein falscher Name für soziale Ungleichheit ist. Was in der Armutsforschung bereits seit langem zum wissenschaftlichen Grundkonsens weltweit gehört, nämlich die Tatsache, dass Armut nicht in sämtlichen Ländern über denselben Leisten geschlagen werden kann, sondern dass unterschiedliche Maßstäbe nötig sind, um dem jeweiligen sozioökonomischen Entwicklungsstand angemessen Rechnung zu tragen, stört hierzulande viele, die den Begriff »Armut« am liebsten so eng fassen würden, dass in der Bundesrepublik kaum noch davon die Rede sein könnte.|21|

Zu den wenigen Wissenschaftlern, die heute noch explizit leugnen, dass es Armut hierzulande in nennenswertem Umfang gibt, gehört Walter Krämer. Dieser lange an der Universität Dortmund lehrende Wirtschafts- und Sozialstatistiker nennt den Armutsbegriff »überfordert« und bekennt in seiner Streitschrift zu diesem Thema: »Ich halte es für hochgradig pervers, in einer Zeit, in der weltweit 18 Millionen Menschen jährlich verhungern, einen deutschen Halbstarken nur deshalb ›arm‹ zu nennen, weil er anders als seine Klassenkameraden keine Diesel-Lederjacke oder Nike-Turnschuhe besitzt.«21 Krämer behauptet, hierzulande existiere kaum Armut, sondern nur eine »Jammerlobby in der deutschen Presse«, die nicht zur Kenntnis nehmen wolle, dass die Sozialhilfe vollkommen ausreiche, um »durchaus passabel« zu leben; dass »Zufriedenheit und Glück nicht notwendig mit Geld zu kaufen« und Reiche deshalb manchmal eben auch »arm dran« seien; dass schließlich in 100 Jahren »alle deutschen Armen mit Rolls-Royce zum Golfplatz fahren« könnten.22

Umgekehrt wird jedoch ein Schuh daraus: In einer Gesellschaft notleidend bzw. unterversorgt zu sein, in der keiner oder kaum einer viel hat, ist leichter zu ertragen, als in einer Gesellschaft arm zu sein, in der es als »normal« gilt, dass Kinder nicht nur teure Markenkleidung tragen, sondern auch ein Smartphone, einen Tablet-PC oder eine Playstation besitzen. Da die kapitalistische Gesellschaft immer mehr Bereiche ökonomisiert, privatisiert und kommerzialisiert, d.h. beinahe alle Lebensabläufe stärker denn je über das Geld regelt, führt Einkommensarmut zu einer größeren sozialen Abwertung, als dies in früheren Geschichtsperioden der Fall war. Je höher das Wohlstandsniveau eines Landes ist, desto niedriger fällt allerdings der wissenschaftliche und politische »Gebrauchswert« eines Armutsbegriffs aus, der sich auf das physische Existenzminimum bezieht.

Krämer wendet sich einerseits dagegen, die Armut eines Menschen an seinem geringen Einkommen oder an seinem fehlenden Vermögen festzumachen. für ihn ist »klar, dass es weder das Einkommen noch das Vermögen sind, die über arm und reich bestimmen, sondern was man aus dem Einkommen und aus dem Vermögen macht, der ›Nutzen‹, im Jargon der Ökonomen, den das Einkommen erzeugt.«23 Andererseits warnt Krämer davor, Armut mit (einem hohen Maß an) sozialer Ungleichheit zu identifizieren oder darauf zu reduzieren, indem beispielsweise 50 oder 60 Prozent des bedarfsgewichteten Haushaltsnettoeinkommens zum Maßstab für die Existenz relativer Armut herangezogen würden: »Eine derartige a-theoretische, rein politisch-willkürliche Definition der ›Armut‹ macht […] das |22|Bekämpfen dieser ›Armut‹ zu einem aussichtslosen Unterfangen.«24 Denn auch wenn alle Gesellschaftsmitglieder erheblich mehr verdienten, würde sich die Armut dadurch nicht einmal ansatzweise verringern.

Wolfgang Ludwig-Mayerhofer und Eva Barlösius widersprechen der Auffassung von Walter Krämer, wer eine 50- oder 60-Prozent-Grenze als »Armutsrisikoschwelle« definiere, setze Ungleichheit und Armut in eins. Vielmehr werde dadurch nur eine spezifische Form von Ungleichheit markiert, nämlich jene, die in einer signifikanten Abkopplung bestimmter Personengruppen vom durchschnittlichen gesellschaftlichen Wohlstandsniveau bestehe. Auch sei ein Erfolg im Kampf gegen die relative Armut sehr wohl möglich: »Wenn die Einkommensverteilung so gestaltet ist bzw. wird, daß niemand zu weit nach unten vom Durchschnitt abweicht, kann relative (Einkommens-)Armut ohne weiteres verschwinden.«25 Einen relativen Armutsbegriff, der sich auf die unzulängliche Teilhabe an jenen Lebensstandards und -gestaltungsmöglichkeiten beziehe, die im konkreten Fall von der Gesellschaft vorgegeben seien, halten Ludwig-Mayerhofer und Barlösius sogar für wissenschaftlich anspruchsvoller als einen absoluten Armutsbegriff, der nur die Illusion nähre, dass Armut eindeutig, unabhängig von der Beobachterperspektive bestimmbar und nicht mit den gesellschaftlichen Rahmenbedingungen verquickt sei.

Krämer gibt in einer Randbemerkung aus jüngerer Zeit zu erkennen, welches mächtige ökonomische Interesse hinter seiner Polemik gegen die »DGB-Armut« steckt, wie er den relativen Armutsbegriff nennt: »Denn wahre Armut kann man nur verringern, indem man den Armen etwas gibt, nicht, indem man den Reichen etwas nimmt.«26 Das heißt im Umkehrschluss: Wenn man die Armutsdefinition darauf verkürzt, was Krämer als »wahre Armut« bezeichnet, nützt den davon Betroffenen keine Umverteilung von oben nach unten und lässt sich diese Forderung als reines Propagandamanöver der Gewerkschaften abtun. Kein Wunder, wenn »die da oben« eine Begriffsbestimmung präferieren, wie sie ihnen Krämer liefert. Auf diese Weise wird Umverteilung als Maßnahme zur Armutsbekämpfung delegitimiert, was eine der zentralen Botschaften fast aller politischen, medialen und Fachdiskurse darüber bildet.

Der französische Soziologe Serge Paugam hält es für die Aufgabe seiner Fachdisziplin, das Phänomen der Armut nicht nur quantitativ zu erfassen und möglichst exakt zu beschreiben, sondern auch diesen Begriff selbst zu hinterfragen: »Wie ausgefeilt und präzise die Definition einer Armutsschwelle auch sein mag, stets haftet ihr etwas Willkürliches an.«27 Paugam |23|stützt sich bei seinem Versuch einer Begriffsklärung auf Georg Simmel, einen soziologischen Klassiker, der Armut schon zu Beginn des 20. Jahrhunderts über die Tatsache bestimmt hat, dass jemand der (staatlichen) Unterstützung bedarf, um existieren zu können. Arme unterscheidet demnach von anderen Menschen, dass sie weder über ihr Schicksal bestimmen noch ihr Leben selbst gestalten können. Letztlich ist Armut laut Simmel ein Abhängigkeitsverhältnis bzw. ein persönliches Ohnmachtsgefühl. »Der Arme als soziologische Kategorie entsteht nicht durch ein bestimmtes Maß von Mangel und Entbehrung, sondern dadurch, dass er Unterstützung erhält oder sie nach sozialen Normen erhalten sollte.«28 Simmel sprach auch von einer »Klasse der Armen« bzw. einer »Schicht der Armen«, nicht ohne zu bemerken, dass diese aufgrund des wachsenden Drucks, sich zu verstecken, von sich aus und in sich weniger »soziologisch vereinheitlichende Kräfte« entwickeln können.29

Die meisten Typologien der Armut überzeugen nicht, sondern erwecken den Eindruck von Beliebigkeit. Beispielsweise unterscheidet Heinrich Strang zwischen »primärer«, »sekundärer« und »tertiärer Armut«. Unter der primären Armut versteht er das Problem vor- und frühindustrieller (Agrar-)Gesellschaften, aufgrund fehlender Produktivität nicht einmal die menschlichen Grundbedürfnisse nach Ernährung, Kleidung und Unterkunft befriedigen zu können; unter der sekundären Armut einen Mangel an Gebrauchsgütern, deren Besitz in modernen Gesellschaften unabdingbar geworden zu sein scheine; unter der tertiären Armut schließlich eine Form der sozialen Desorganisation und Desintegration, die zur Beeinträchtigung und Behinderung der normalen Lebenschancen führt, ohne unbedingt mit Besitzlosigkeit und materieller Bedürftigkeit verbunden zu sein.30 Ausgehend von dieser Begriffstrias hält Strang eine differenzierte, drei Ansätze miteinander kombinierende Gegenstrategie für notwendig: »Die primäre Armut verlangt Abhilfe durch elementare Verbrauchsgüter, durch Sach- und Geldleistungen. Die sekundäre Armut erfährt Linderung durch den Erwerb und Konsum prestigebesetzter Gebrauchsgüter und immaterieller Statussymbole. Die tertiäre Armut umfaßt individualspezifische Mangelsituationen, die weitgehend persönliche Hilfestellung erforderlich machen.«31

Paugam unterscheidet drei elementare Formen der Armut, wie er sie nennt: die »integrierte«, die »marginalisierte« und die »disqualifizierende Armut«, mit denen sich bestimmte gesellschaftliche Rahmenbedingungen verbinden.32 Die integrierte Armut betrifft viele Menschen, die in »unter|24|entwickelten« bzw. »wenig industrialisierten« Gesellschaften leben und sich wenig von den übrigen Bevölkerungsschichten unterscheiden. Die marginale Armut betrifft nur eine kleine Randgruppe der Bevölkerung, die mit dem großen Wachstumstempo nicht Schritt und sich nicht an die normativen Vorgaben der modernen Industriegesellschaft hält. Die disqualifizierende Armut beruht auf Prekarisierungsprozessen, die kollektive Ängste hervorrufen und sich zu einer Bedrohung für die Gesellschaftsordnung wie deren Kohäsion entwickeln können.

Hierzulande hatte der Frankfurter Armutsforscher Werner Hübinger um die Mitte der 1990er-Jahre den Begriff »prekärer Wohlstand« in die Fachdebatte eingeführt und sie damit wesentlich befruchtet. Hübinger fasste darunter die Situation jener Menschen, die nahe der Armutsgrenze leben und jederzeit (wieder) darunter gelangen können. Ihm war die starke Häufung von Personen knapp oberhalb der damals mit 50 Prozent des durchschnittlichen bedarfsgewichteten Haushaltsnettoeinkommens angesetzten Armutsschwelle aufgefallen, die sowohl von der Armuts- als auch von der Sozialstrukturforschung vernachlässigt werde: »Schaut die Ungleichheitsforschung zu einseitig auf die sozialen ›Mittellagen‹, so verengt sich der Blick der Armutsforschung auf das unterste Bevölkerungssegment und verkürzt auf diese Weise das Spektrum sozialer Ungleichheit.«33

Terminologisch ist zwischen einer »Prekarisierung« der Lohnarbeit als Prozess, in dem Millionen Beschäftigte gesicherter Arbeits- und Lebensbedingungen beraubt werden, der »Prekarität« als schwieriger Soziallage und dem »Prekariat« als einem Kunstwort zu unterscheiden, das diesen Begriff mit dem Terminus »Proletariat« zur Kennzeichnung der davon betroffenen Personengruppe amalgamiert. Der französische Sozialwissenschaftler Pierre Bourdieu hat diese Terminologie auch international bekannt gemacht, als er in einer Brandrede gegen den Neoliberalismus mit der Behauptung provozierte: »Prekarität ist überall.«34 Mittlerweile prägt die genannte Begriffstrias maßgeblich den europäischen Armutsdiskurs, zumindest was jene sozialwissenschaftlichen Fachkreise betrifft, die ihn auf der Grundlage einer kritischen Gesellschaftsanalyse führen.35

Prekarität meint eine Art sozialen Schwebezustand zwischen Armut und Wohlstand, den Klaus Kraemer als »transitorische Zwischenlage« bezeichnet.36 Von einer sozialen Entgrenzung der Prekarität könne man jedoch deshalb nicht sprechen, meint Kraemer, weil sich die Prekarisierungsrisiken in bestimmten Berufs- und Bildungsgruppen, erwerbsbiografischen Phasen und Alterskohorten häuften. In einer Arbeitswelt, die durch |25|massiven Druck auf die abhängig Beschäftigten, und zwar Kern- ebenso wie Randbelegschaften, gekennzeichnet ist, wird Prekarität immer mehr zur Normalität. Stefanie Hürtgen weist denn auch darauf hin, dass heute – dies galt besonders in der Weltwirtschaftskrise mit ihren negativen Konsequenzen für die Absatzchancen der Unternehmen – kaum ein Stammbeschäftigter noch sicher sein kann, dass sein Unternehmen, sein Betrieb, seine Abteilung und/oder sein Arbeitsbereich längerfristig bestehen bleibt. »Wenn Prekarisierung als Verunsicherung der sozialen Kohäsion begriffen wird (und dazu gehört die Möglichkeit, die individuelle und familiäre Existenz planen und gestalten zu können, nicht zuletzt um politisch tätig zu werden), dann macht es keinen Sinn mehr, ›normal‹ Beschäftigte den prekären gegenüberzustellen, weil auf diese Weise die systematische, reale Verunsicherung auch der Stammbeschäftigten ausgeblendet bzw. auf die ›prekär‹ Beschäftigten reduziert wird.«37

Berthold Vogel charakterisiert Prekarität und Prekariat als »Signalwörter neuer sozialer Ungleichheiten«, die geeignet seien, sich grundlegend verändernde gesellschaftliche Rahmenbedingungen für Armut und Unterversorgung zu kennzeichnen, zumal damit der Einfluss von Regierungshandeln auf deren Reproduktion markiert werde: »Das Prekariat – die Grenzgänger des Arbeitsmarktes – sind wesentlich ein Produkt politischer Entscheidungen. Die Neujustierung der Arbeitsmarktpolitik (›Hartz-Gesetze‹), die ein wesentlicher Teil der Geschichte der Prekarität ist, hat zu einer partiellen (nicht generellen) Aufweichung arbeitsrechtlicher Begrenzungen geführt, sie hat die Vervielfältigung von Beschäftigungs- und Statusformen vorangetrieben, und sie hat sich von der Leitlinie verabschiedet, den erreichten Qualifikations- und Sozialstatus derer zu schützen, die ihre alte Arbeit verloren haben und auf der Suche nach neuer sind.«38

Bourdieus früherer Pariser Kollege Robert Castel differenziert mit Blick auf die »neue soziale Frage« bzw. die Prekarisierung vieler Arbeitsverhältnisse im gegenwärtigen Kapitalismus zwischen einer »Zone der Integration«, einer »Zone der Verwundbarkeit«, einer »Zone der Fürsorge« und einer »Zone der Exklusion«, die er auch als »Zone der Entkopplung« bezeichnet.39 Ungeklärt bleibt, in welchem Verhältnis diese Zonen zu den Soziallagen einzelner Klassen und Gesellschaftsschichten stehen, anders formuliert, ob es sich um damit verbundene oder davon losgelöste Risiken handelt. Klaus Dörre, der sich Castel anschließt, weist auf die Wiederkehr der sozialen Unsicherheit, das Wachsen der Existenzängste auch im Kernbereich der industriellen Stammbelegschaften und die mentalen Auswir|26|kungen solcher Erosionsprozesse hin: »Einem Bumerangeffekt gleich sorgt die Konkurrenz der Prekarier dafür, dass die Stammbelegschaften ihre Festanstellung als Privileg empfinden, das es mit Zähnen und Klauen zu verteidigen gilt. Auch die Mobilisierung von Ressentiments gegen Andere, weniger Leistungsfähige, Arbeitslose und Arme kann dafür ein Mittel sein.«40 Empirisch bestätigt haben diesen Trend einschlägige Untersuchungen des Bielefelder Rechtsextremismus- und Gewaltforschers Wilhelm Heitmeyer, der im Zeichen einer »Dominanz des Marktes« und einer »Ökonomisierung des Sozialen« erhebliche negative Folgen für »Überflüsse« bzw. »Nutzlose« sieht.41 Vor allem Langzeitarbeitslose – und damit meistenteils Arme – würden in jüngster Vergangenheit aufgrund ökonomistischer Einstellungen der Mehrheitsgesellschaft abgewertet.

Man kann die Armut nach den davon Betroffenen (z.B. Kinder-, Frauen-, Mütter-, Familien-, Migranten- und Altersarmut), nach ihrer Dauer (Kurzzeit-, Langzeit- bzw. Dauerarmut) oder nach der Region (ländliche bzw. städtische Armut) unterscheiden, in welcher sie vorkommt. Sinnvoller wäre allerdings eine Klassifizierung der Armut nach den Ursachen, die zu ihrer Entstehung führen. Denkbar erscheint die Einteilung in kontingente Armut (für von unvorhersehbaren Schicksalsschlägen wie einem schweren Unfall ausgelöste Formen), inkonsistente Armut (für vorübergehende Notlagen einzelner Menschen) und systemimmanente Armut (für volkswirtschaftlich bedingte Formen wie auf Massenarbeitslosigkeit beruhende Nichterwerbs- und Erwerbsarmut im expansiven Niedriglohnsektor, die größere Gruppen oder ganze Schichten treffen), wenngleich die Grenzen zwischen ihnen fließend sind. Armut zeigt zukünftig ein doppeltes Gesicht: Dispositionsarmut, bei der ein an sich weniger dramatisches Ereignis im Lebensverlauf, etwa Frühinvalidität, der Verlust des (Ehe-)Partners und/oder des Arbeitsplatzes, aber auch die Geburt von Kindern, zur zeitweiligen Unterversorgung führt, wird überlagert durch Deprivationsarmut, die den Ausschluss von allgemein anerkannten Lebensstandards bedeutet.

Laszlo A. Vaskovics unterschied in seiner Untersuchung zur Randgruppenbildung in Notunterkünften, die Mitte der 70er-Jahre erschien, zwischen einer »Notstands-« und einer »Wohlstandsarmut«, die er folgendermaßen charakterisierte: »Die ›Notstandsarmut‹ ist vom Gesichtspunkt der Betroffenen her gesehen ein Problem der Entbehrungen mangels ausreichender ökonomischer Mittel. Die ›Wohlstandsarmut‹ ist zwar von ihrer Ursache her ebenfalls ein ökonomisches Problem, aber von ihrer Erscheinungsform her ein soziales Problem.«42 Wieso die »Notstandsarmut« nur ein |27|ökonomisches und nicht auch ein soziales Problem bildet, ist aber schwer verständlich und die begriffliche Abgrenzung von der »Wohlstandsarmut« eher schwammig.

In einem reichen Land wie der Bundesrepublik arm zu sein bedeutet mehr, als wenig Geld zu haben, und zwar vor allem:


	
einen dauerhaften Mangel an unentbehrlichen und allgemein für notwendig erachteten Gütern, die es Menschen ermöglichen, ein halbwegs »normales« Leben zu führen;



	
Benachteiligungen in unterschiedlichen Lebensbereichen wie Arbeit, Wohnen, Freizeit und Sport;



	
den Ausschluss von (guter) Bildung, (Hoch-)Kultur und sozialen Netzwerken, welche für die gesellschaftliche Inklusion nötig sind;



	
eine Vermehrung der Existenzrisiken, Beeinträchtigungen der Gesundheit und Verkürzung der Lebenserwartung (»Arme müssen früher sterben«);



	
einen Verlust an gesellschaftlicher Wertschätzung, öffentlichem Ansehen und damit meistens auch individuellem Selbstbewusstsein.





Überlegungen zur Sozialgeschichte der Armut

Armut gibt es, seitdem Menschen die Erde bevölkern. Wie die Sozialgeschichte der Armut zeigt, unterlag diese einem ständigen Wandel hinsichtlich ihrer Erscheinungsformen, aber auch der Art und Weise, wie damit umgegangen wurde. Was man darunter verstand, war vom erreichten Wohlstandsniveau, von der Produktivkraftentwicklung, den Einkommens- und Vermögensverhältnissen sowie den hierauf basierenden Normen und Werten, ihrer Widerspiegelung im Alltagsbewusstsein und kulturellen Traditionen der Gesellschaft abhängig. Genauso vielfältig wie die Armut selbst erscheint auch der Umgang von Staat, Wirtschaft und Gesellschaft mit ihr gewesen zu sein.

Von der Etablierung des Christentums bis zum Spätmittelalter galten Arme hierzulande fast durchgängig als »Kinder Gottes«, die von den Bessersituierten miternährt werden mussten. Da sie von Almosen lebten, deren Gabe für die Reichen unerlässlich war, wenn sie ihr Seelenheil sichern wollten, stellte niemand die Existenzberechtigung, die Lebensweise und die Würde der Armen in Frage. Dies änderte sich grundlegend an der Schwelle zur Neuzeit, wiewohl strittig ist, ob die religiösen Wandlungen jener Epo|28|che, die Kultur der Renaissance oder das Entstehen des Kapitalismus dafür verantwortlich waren.43 Seither zieht sich durch die mehrhundertjährige Sozialgeschichte der Armut wie ein roter Faden die Aufteilung der davon Betroffenen in »würdige« und »unwürdige Arme« bzw. in »verschämte« und »unverschämte Arme«. Man unterstellte den Letzteren, die gesellschaftlichen Konventionen ohne Grund zu missachten bzw. sich ihnen aus wenig ehrenvollen Motiven zu widersetzen. »Die Überzeugung, unwürdige Arme hätten keine Moral, sie seien hartnäckige Schwindler, sittenlose Müßiggänger und Diebe, diese Überzeugung also stammt aus dem Mittelalter und lebt in der einen oder anderen Form bis heute fort.«44

Alle nur möglichen negativen Eigenschaften werden ihnen angedichtet, was die subjektive Seite der Armut so unerfreulich macht. Arme sind gesellschaftliche Außenseiter, die nicht als Mitmenschen wie du und ich, sondern als »Fremde im eigenen Land« behandelt werden. Das kränkt sie erheblich mehr, als wenig Geld zu haben und sich nicht alles kaufen zu können, was andere schon längst besitzen. Was die angebliche Wildheit, Unsittlichkeit und Verworfenheit der Armen betrifft, sind Parallelen zur rassistischen Sicht der Kolonialmächte auf die Bewohner/innen der von ihnen eroberten Gebiete unübersehbar. Rebekka Habermas hat die Armenbilder im deutschen Kaiserreich untersucht und dabei auffallende Ähnlichkeiten zwischen den Darstellungen außereuropäischer »Eingeborener« und innereuropäischer Unterschichten festgestellt.45

Stigmatisierung, Diffamierung und Kriminalisierung der Armen sind nur dann möglich, wenn es sich dabei um eine Minderheit (oder eine machtlose Mehrheit wie die Schwarzen im Südafrika der Apartheid) handelt, der man die Schuld für ihre soziale Misere selbst in die Schuhe schieben kann. Armut ist aber in der Regel gar kein persönlich verschuldetes Schicksal, sondern ein gesellschaftlich erzeugtes Problem, das eben deshalb auch nur politisch, nicht (sozial)pädagogisch oder psychotherapeutisch gelöst werden kann.

Verbunden war die begriffliche Differenzierung zwischen würdigen und unwürdigen Armen mit einer teilweise höchst unterschiedlichen Behandlung dieser beiden Gruppen durch Bevölkerung wie Obrigkeit. Während man den ehrenhaften »Haus-Armen« mildtätige Gaben zukommen ließ, war man gegenüber dem »fahrenden Volk«, das der Spielsucht, der Prasserei und der Unzucht verdächtigt wurde, wenig zimperlich. Robert Jütte schildert die Mechanismen, mittels deren (bettelnde) Arme in früheren Jahrhunderten stigmatisiert und kriminalisiert wurden. Als subtile Me|29|thoden nennt er Verachtung und Verleumdung, Beleidigung und Beschimpfung, bei denen es allerdings nicht immer blieb.46 Neben der brutalen Ausgrenzung, die bis zum An-den-Pranger-Stellen und zum öffentlichen Auspeitschen der Bemitleidenswerten reichte, wurde auch die relativ humane Ausweisung bzw. mehr oder weniger freiwillige Auswanderung praktiziert, bevor sich in fast allen europäischen Staaten während der frühen Neuzeit die Zucht- und Arbeitshäuser durchsetzten. Sie erfüllten Funktionen, die Christian Marzahn drei unterschiedlichen Sphären (Ökonomie, Ordnungspolitik und Ideologie) zuordnet: »Auf der ökonomischen Ebene bedeutet das Zucht- und Arbeitshaus eine Entlastung der Armenkassen und damit eine allgemeine Zentralisierung, Rationalisierung und Ökonomisierung des Armenwesens. […] Auf der ordnungspolitischen Ebene war das Zucht- und Arbeitshaus ein Instrument der Sozialdisziplinierung, dessen sich das aufsteigende Bürgertum mittels der Kommunalisierung der Armenpflege immer mehr bemächtigte und mit dem es seine eigenen wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Interessen an der Hervorbringung des disziplinierten Lohnarbeiters und an der sozialen Kontrolle abweichender Verhaltensweisen absicherte. Auf der ideologischen Ebene erzwang, demonstrierte und verbreitete das Zucht- und Arbeitshaus pädagogisierend jene neuen Orientierungen und Normen, deren Verinnerlichung den freien Lohnarbeiter erst funktionstüchtig und verwertbar macht.«47

Arbeitshäuser waren »Besserungsanstalten«, in denen eine Umerziehung der Armen stattfinden sollte, weil man allgemein glaubte, diese seien bisher nur einem schlechten Einfluss ausgesetzt gewesen und müssten daher mit der nötigen Härte auf den Pfad der Tugend zurückgeführt werden. Umgekehrt entwickelten die Armen subversive Überlebens- bzw. Gegenstrategien und teils sehr diffizile Techniken, um der staatlichen Repression zu entgehen.48 Später trat die materielle Integration durch staatliche Sozialpolitik an die Stelle der systematischen Repression. Sie war allerdings ebenfalls mit dem fortwährenden Bemühen privilegierter Gruppen verbunden, einen möglichst großen Teil der Hilfebedürftigen als »faul« zu brandmarken, um den Kreis der Unterstützungsberechtigten auf diese Weise klein zu halten und die (von ihnen) dafür meist durch Steuern aufzuwendenden Finanzmittel zu minimieren. Nicht unterschätzt werden darf auch der Abschreckungseffekt, den eine Gesellschaft durch Diskreditierung und Kriminalisierung der Armen erzielt.|30|

Gefahren für die Demokratie: Armut und Reichtum – ein Interdependenzverhältnis?

Armut existiert – wie gesagt – nie unabhängig von den gesellschaftlichen Verhältnissen, die sie umgeben. Dazu gehören in der Welt von heute ein früher unvorstellbares Maß an Wohlstand und Reichtum. In unserer Gesellschaft ist der Zusammenhang zwischen Armut und Reichtum allerdings geradezu mit einem Tabu belegt,49 vermutlich deshalb, weil man sich mit seiner Durchdringung den Ursachen von Ersterer nähert. Armut ist jedoch nicht aus sich heraus, sondern nur im Kontext ihres Gegenstücks, des Reichtums, wirklich zu verstehen. Daher kann man, eine berühmte Sentenz Max Horkheimers über den Zusammenhang von Kapitalismus und Faschismus abwandelnd, mit einiger Berechtigung formulieren: Wer vom Reichtum nicht sprechen will, sollte auch von der Armut schweigen! Anders gesagt: Gäbe es keine riesigen Einkommens- und Vermögensunterschiede zwischen den Menschen, würde man zumindest in einem reichen Land auch niemanden arm nennen können.

Armut und Reichtum sind zwei Seiten einer Medaille, oder pointierter formuliert: Ohne den Reichtum existiert keine Armut und ohne die Armut kein Reichtum. Armut und Reichtum gehören ebenso fest zusammen wie Schwarz und Weiß, wie Licht und Schatten oder wie Tag und Nacht. Das eine kann es jeweils ohne das andere gar nicht geben, und beide bilden nicht nur einen begrifflichen Gegensatz, sondern auch eine strukturelle Einheit. Armut und Reichtum stehen zueinander in einem dialektischen Wechselverhältnis, was sich am Beispiel der kapitalistischen Profitwirtschaft zeigt. Der dieser innewohnende Drang nach Gewinnmaximierung und die Tendenz zur Verarmung eines Teils der Bevölkerung gehen Hand in Hand. »Reichtum produziert unter diesen Umständen Armut: Die Lohnkürzung des einen ist die Dividende des anderen.«50

Alexander Schubert bestimmt Armut gleichfalls in Relation zum gesellschaftlichen Reichtum: »Armut ist das Ergebnis der Art und Weise, wie Reichtum produziert wird. Und wie er verteilt wird.«51 Zwar hat der Kapitalismus wie keine andere Gesellschaftsformation vor ihm die Produktivkräfte entwickelt und den gesellschaftlichen Reichtum vermehrt, falsch wäre es jedoch, daraus zu schließen, er könne das Armutsproblem lösen. Schon Georg Friedrich Wilhelm Hegel hatte in seiner »Rechtsphilosophie« festgestellt, »daß bei dem Übermaße des Reichtums die bürgerliche |31|Gesellschaft nicht reich genug ist, d.h. an dem ihr eigentümlichen Vermögen nicht genug besitzt, dem Übermaße der Armut und der Erzeugung des Pöbels zu steuern.«52 Armut kann im Rahmen der bestehenden Gesellschaftsordnung nicht durch zunehmenden Reichtum beseitigt werden, da beide systembedingt und konstitutive Bestandteile des Kapitalismus sind.

Bertolt Brecht hat es 1934 in dem Kindergedicht »Alfabet« folgendermaßen ausgedrückt: »Armer Mann und reicher Mann / standen da und sah’n sich an. / Und der Arme sagte bleich: / Wär’ ich nicht arm, wärst du nicht reich.« Dass sich Reichtum und Wohlstand auf Kosten der Armen entwickeln, zeigt Jens S. Dangschat für die freie Hansestadt Hamburg.53 Armut entsteht nicht trotz, sondern durch Reichtum. Da die Fähigkeit, finanzielle Ressourcen nicht für die private Lebensführung zu verausgaben, genauso wie die Sparneigung mit der Höhe des Einkommens und Vermögens einer Person tendenziell zunimmt, entzieht die Kapitalkonzentration (Monopolisierung) der Volkswirtschaft die zur Ankurbelung der Binnenkonjunktur und damit zur Bewältigung von Wirtschaftskrisen nach keynesianischem Muster nötigen Mittel und lähmt so die Wachstumskräfte, wodurch die Krisenhaftigkeit des Systems steigt und der zunehmende private Reichtum wiederum mehr Armut schafft.54

Günther Salz, der sich auf die Klassiker des Marxismus einerseits und neomarxistische Theoretiker andererseits stützt, stellt Armut in den strukturellen Zusammenhang der Kapitalakkumulation, betont die Notwendigkeit zur materiellen Reproduktion der Arbeiterklasse und nimmt Bezug auf den Terminus der »industriellen Reservearmee« (Karl Marx), welcher für ihn den Schlüssel zur Erklärung von Not und Elend des modernen Proletariats bildet. Weder stellt die Armut laut Salz einen Fremdkörper im Kapitalismus dar, noch kann das bestehende Wirtschafts- und Gesellschaftssystem funktionieren, ohne dass es sie gibt. »Die Armut ist daher nicht nur ein lästiger Stachel im Fleisch des Wohlstands, sondern sie ist Fleisch vom Fleische der bürgerlichen Gesellschaft und ihrer Produktionsweise. Integraler Teil dieser Produktionsweise ist der Staat, der die grundlegenden Risiken der Kapitalproduktion zwar nicht aufheben kann, sie dennoch beständig modifiziert, und der die ›Soziale Frage‹ dennoch keineswegs ›löst‹, sondern sie auf Dauer stellt.«55

Hingegen würde eine Stärkung der Massenkaufkraft die Konjunktur ankurbeln sowie die Kluft zwischen Arm und Reich zumindest ansatzweise schließen helfen. Als das als »Konjunkturpaket II« der Bundesregierung bekannte Gesetz zur Sicherung von Beschäftigung und Stabilität in Deutschland im |32|Januar/Februar 2009 von Bundestag und -rat verabschiedet wurde, übten fünf Professoren für Politikwissenschaft (darunter der Verfasser) per gemeinsamer Erklärung heftige Kritik: »Arme und Arbeitslose werden von der Regierung systematisch vernachlässigt.«56 Vor allem die Kaufkraft der untersten Einkommensgruppen, etwa durch eine generelle Anhebung der Grundsicherung für Arbeitsuchende und deren Angehörige nach dem Vierten Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt (Hartz IV), dauerhaft zu erhöhen, wäre aus ihrer Sicht nicht bloß sozial gerechter, vielmehr auch ökonomisch sinnvoller gewesen. Gefordert wurden ein Sofortausgleich der Einkommensverluste der Hartz-IV-Empfänger/innen seit Amtsantritt der zweiten Großen Koalition (12 bis 15 Prozent), die Erhöhung des Eckregelsatzes auf 500 EUR und der Kinderregelsätze um mindestens 100 EUR monatlich sowie ein gesetzlicher Mindestlohn in Höhe von 10 EUR pro Stunde.

Um das Ausmaß der sozialen Polarisierung in einer Gesellschaft zu erfassen, muss man Armut und Reichtum gleichermaßen berücksichtigen, weil sonst ein schiefes, zumindest jedoch ein unvollständiges Bild der Verteilungsrelationen entstehen würde. Erschwert wird ein solches Vorhaben dadurch, dass der Letztere normalerweise auf Diskretion pocht und sich möglichst gut versteckt bzw. tarnt, vor allem dann, wenn sich ein Wissenschaftler bemüht, seine genaue Höhe offenzulegen. Ernst-Ulrich Huster, der im Unterschied zu den meisten seiner Fachkollegen sowohl Armuts- wie auch Reichtumsforscher ist, schrieb dazu in einem von ihm 1993 herausgegebenen Sammelband mit süffisantem Unterton: »Reichtum gleicht einem scheuen Wild, die Sozialstatistik und die öffentliche Forschungsförderung tragen dem in hohem Maße Rechnung.«57

Die wissenschaftliche Bestimmung von Reichtum ist nicht weniger schwierig als die von Armut. In dem Bestreben, das Ausmaß des Reichtums empirisch zu erfassen, suchte Huster nach einer operationalisierbaren Definition. Dabei orientierte er sich an einem relativen Armutsbegriff und bestimmte eine Reichtums- in Analogie zu der seinerzeit im EG-Rahmen allgemein anerkannten Armutsschwelle von 50 Prozent des Nettoäquivalenzeinkommens: »Wenn ein Leben unterhalb der Hälfte dessen, was – im gewichteten Durchschnitt – einem Haushalt zur Verfügung steht, die Grenze zur Armut markiert, so bedeutet das Überschreiten des doppelten durchschnittlichen gewichteten Haushaltseinkommens ebenfalls einen besonderen Einschnitt, der […] als Reichtumsgrenze gefaßt werden soll.«58 Darüber hinaus sei der Nachweis einer besonderen Qualität beim Ver|33|brauch in diesen Haushalten relevant. Auf dieser Grundlage gelangte Huster damals zu der prägnanten Zahl von 1 Mio. reichen Haushalten im vereinten Deutschland, die man getrost anzweifeln darf, denn wenn jemand die genannte Einkommensschwelle überschritt, gehörte er sicher zu den Besserverdienenden, aber nicht unbedingt zu den Reichen. Der in der Wissenschaft, aber auch der Armuts- und Reichtumsberichterstattung des Bundes mittlerweile gebräuchliche Schwellenwert von 200 Prozent des bedarfsgewichteten Durchschnittseinkommens markiert eher eine Wohlstandsgrenze, weil Reichtum mehr ist, als ein doppelt so hohes Nettoäquivalenzeinkommen (gegenwärtig ca. 3.300 EUR pro Monat) wie der Bevölkerungsdurchschnitt zu haben.

Reichtum bedeutet die Möglichkeit, wirtschaftlich und politisch Macht auszuüben, wie Armut umgekehrt bedeutet, ökonomische und soziale Ohnmacht zu erfahren. Wieder geht es nicht bloß um Geld, obwohl dieses das Fundament des privaten Reichtums bildet. Hans-Jürgen Krysmanski spricht von einem »Geldmachtapparat«, der das Netzwerk einer Finanzoligarchie bilde und es ganz unterschiedlichen Gruppen von Hyperreichen ermögliche, unter dem Schleier der neoliberalen Deregulierungsideologie ein neuartiges Regime zu errichten, das auf einer »kapitalismusbasierten High-Tech-Refeudalisierung« beruhe.59 An dem Grundproblem, dass auf den Finanzmärkten nicht zuletzt durch spekulative Geschäfte fast über Nacht riesige Vermögen entstehen und manchmal auch genauso schnell wieder vergehen, werden eine internationale Kontrollinstanz, eine strengere Bankenaufsicht und mehr Transparenz in diesem Bereich, wie sie die G-20-Staaten fordern, wenig ändern.

In einer wohlhabenden Gesellschaft, die den Anspruch erhebt, sozial, gerecht und demokratisch zu sein, müssen Armut, sofern sie nicht auf Einzelfälle beschränkt ist und man ein persönliches Versagen der davon Betroffenen unterstellen kann, wie Reichtum, der ein vernünftiges Maß übersteigt, öffentlich gerechtfertigt werden. Dies geschieht primär über die Lehre, wonach es Leistungsträgern in der Sozialen Marktwirtschaft besser geht und besser gehen soll als den weniger Leistungsfähigen oder gar den »Leistungsverweigerern«, »Faulenzern« und »Sozialschmarotzern«. Reinhard Kreckel bezeichnet die Leistungsideologie als wichtigstes Mittel zur Legitimation von sozialer Ungleichheit in Fortgeschrittenen westlichen (und östlichen) Staatsgesellschaften. Er spricht von einer »meritokratische(n) Triade« von Bildungsabschluss, beruflichem Rang und Geldeinkommen – in der genannten Reihenfolge: »Die Qualifikation eines Indivi|34|duums soll in eine entsprechende berufliche Position konvertierbar sein, die berufliche Position soll mit einem ihr angemessenen Einkommen ausgestattet sein – so will es die Leistungsideologie.«60

Dass es sich hierbei um einen Mythos handelt, hat der Darmstädter Soziologe Michael Hartmann empirisch belegt. Seine breit angelegten Untersuchungen zeigen nicht bloß, dass sich die Leistungseliten gegenwärtig auf geradezu inzestuöse Weise hauptsächlich aus ihrem eigenen Herkunftsmilieu reproduzieren und eine »geschlossene Gesellschaft« bilden.61 Gleichzeitig vertreten sie ihre Interessen heute auch sehr viel massiver und rücksichtsloser als in der »alten« Bundesrepublik, weil sich seither die Kräfteverhältnisse zwischen Kapital und Arbeit spürbar zu ihren Gunsten geändert und durch den Aufstieg des Neoliberalismus ideologische Deutungsmuster an Bedeutung gewonnen haben, die ihre soziale Privilegierung legitimieren.

Armut und Reichtum werden gerechtfertigt, indem man sie als Sachzwang darstellt. So hält die Wirtschaftsjournalistin Inge Kloepfer nichts von allgemeinen Klagen über steigende Armut, die es schon lange gebe, denn Chancen und Risiken, wie sie eine moderne Leistungsgesellschaft nun einmal mit sich bringe, müssten akzeptiert werden: »Armut oder, besser gesagt, relative Armut ist wahrscheinlich die notwendige Begleiterscheinung einer von ihrer Ausrichtung her meritokratischen Gesellschaft, in der sich ein jeder nach seiner Leistung einen Platz erobert.«62 Tatsächlich ist Armut unter den gegenwärtigen Bedingungen funktional, d.h. für die Aufrechterhaltung der bestehenden Macht- und Herrschaftsverhältnisse erforderlich, diszipliniert sie doch unmittelbar Betroffene, Erwerbslose und Arbeitnehmer/innen gleichermaßen. Dies bedeutet jedoch weder, dass Armut immer von jedem einzelnen politisch Verantwortlichen gewollt, noch dass sie für das bestehende Wirtschafts- und Gesellschaftssystem völlig ungefährlich ist. Außerdem eröffnen sich bessere Aufstiegsmöglichkeiten für Einzelne, wenn möglichst viele Mitkonkurrent(inn)en niedergehalten werden. »Obwohl gerade in der Bundesrepublik die Ressourcen zur Überwindung von Armutslagen vorhanden sind, wird Armut mitsamt ihren individuellen und sozialen Folgen gesellschaftlich in Kauf genommen.«63

Früher verkörperten die Armen ein »soziales Worst-case-Szenario« für Gesellschaftsmitglieder, die sich nicht systemkonform verhielten; ihnen blieb jedoch (fast) immer die Hoffnung, ihre Lage durch eigene Anstrengungen und/oder glückliche Fügungen des Schicksals zu verbessern. Auch wenn diese Erwartungen fast nie erfüllt wurden, steckte darin ein wichtiger |35|Lebensimpuls, der sonst schwer vergleichbare Gruppen miteinander verband, weil soziale Grenzlinien zumindest prinzipiell – wiewohl real eben nur im Ausnahmefall – überwunden werden konnten. Armut diente also der Disziplinierung, Motivierung und Loyalitätssicherung. Die (Angst vor der) Armut war ausgesprochen nützlich für den Fortbestand des politischen und Gesellschaftssystems.64

Nur ganz selten wagt ein Wissenschaftler, solche unbequemen Wahrheiten offen auszusprechen. Jens S. Dangschat gehört zu den wenigen Soziologen, die konstatieren, dass es Profiteure und Ideologen der Armut gibt: »Arbeitslosigkeit, eingeschränkte Sozialstaatlichkeit, Armut und sozial(räumlich)e Ausgrenzung sind […] kein Mißgeschick und kein Unfall – sie sind Folge und Voraussetzung einer ›Freien Marktwirtschaft‹ und als solche Bestandteil einer neoliberalen Gesellschaftsordnung, wie sie bereits durch Thatcher in Großbritannien und Reagan in den USA durchgesetzt wurde.«65 Das kapitalistische Wirtschaftssystem setze auf einen Staat, der nicht mehr in erster Linie sozial sein will und immer weniger Geldmittel zur Erfüllung dieser Aufgabe zur Verfügung hat: »Insofern ist die Öffnung der sozialen Schere gewollt, wird zumindest so lange billigend in Kauf genommen, wie die Auswirkungen gesellschaftlicher Spaltungen erträglich bleiben.«66 Armut sei damit geeignet, Prozesse der Flexibilisierung und Deregulierung zu unterstützen und Arbeitnehmer/innen zu disziplinieren.

Wenn die bestehende Wirtschaftsordnung statt sozialer Gerechtigkeit sowohl vermehrt Armut wie auch immer größeren Reichtum schafft, muss sie diese Ungleichverteilung der gesellschaftlichen Ressourcen und der Lebenschancen rechtfertigen, um ihre Legitimationsbasis nicht zu verlieren. »Je mehr man Wohlstand als schlüssigen Beweis von Leistung sieht, desto mehr neigt man dazu, Armut als Zeichen des Versagens zu betrachten – wobei die Strafe für das Versagen größer zu sein scheint, als es der Verstoß verlangt.«67 Vor allem in einem Land, das unter dem geistig-politischen Einfluss des Neoliberalismus steht und daher stark auf Leistung und ökonomischen Erfolg setzt, bedeutet Armut nicht bloß, dass ein Mangel an prestigeträchtigen Konsumgütern besteht, sondern auch, dass hiermit ein Makel verbunden ist, der das Selbstwertgefühl davon Betroffener erschüttert.

Breitet sich die Armut in einem reichen Land aus, wird ein Großteil der Bevölkerung marginalisiert, die Menschenwürde gleich massenhaft verletzt und den Betroffenen »strukturelle Gewalt« (Johan Galtung) angetan. Arme und Reiche leben in einem permanenten Spannungsverhältnis, das sich zur sozialen Zeitbombe entwickeln kann, während Politik, Staat und Verwal|36|tung nicht selten die Armen anstelle der Armut bekämpfen, statt für einen gerechten sozialen Ausgleich zu sorgen. Gleichzeitig gerät die Demokratie in Gefahr, denn sie verträgt sich nicht mit massenhafter Armut und extremem Reichtum. Wo die Armut grassiert, wird die Demokratie automatisch paralysiert. Damit die Demokratie eine Regierungsform ist, in der sich alle wiederfinden – sonst handelt es sich ja gar nicht um eine »Herrschaft des Volkes« –, muss sie eine soziale Demokratie sein, die Armut energisch bekämpft. Tut sie das nicht, werden jene Gesellschaftsmitglieder am meisten enttäuscht, die ihre personelle Basis bilden müssten.

Je weniger Chancen die Armen haben, sich gleichberechtigt an demokratischen Willensbildungs- und Entscheidungsprozessen zu beteiligen, umso stärker empfinden sie die Informations-, Partizipations- und Emanzipationsdefizite eines Parlamentarismus, dem sie voller »Politiker- und Parteienverdrossenheit« begegnen. Arme sind nicht nur sozial benachteiligt, vielmehr in aller Regel auch politisch weniger aktiv, skeptischer gegenüber der Demokratie, die sie häufig für ihre prekäre Lage (mit) verantwortlich machen, und seltener bereit, wählen zu gehen.68 »Die Gesellschaft entwickelt sich in Richtung einer Demokratie der Eliten, gestützt auf Repression gegen Minderheiten.«69 Hieraus kann eine Legitimationskrise der parlamentarischen Demokratie erwachsen, die im Wesentlichen darauf beruht, dass alle Bürger/innen unabhängig von Einkommen und Vermögen gleiche Partizipationsmöglichkeiten haben und diese auch kontinuierlich wahrnehmen.

Die zunehmende soziale Spaltung erhöht nicht bloß das Konflikt- und Gewaltpotenzial der Gesellschaft, vielmehr auch die Wahrscheinlichkeit einer Krise der politischen Repräsentation. Wenn die Lebensverhältnisse der Mitglieder einer demokratisch verfassten Gesellschaft, d.h. Armut und Reichtum immer stärker auseinander klaffen, kann sich eine latente Bürgerkriegsstimmung ausbreiten. Wer die brisante Mischung von berechtigter Empörung, ohnmächtiger Wut und blankem Hass auf fast alle (Partei-)Politiker/innen unseres Landes kennt, wie sie wohl nur in Versammlungen von Hartz-IV-Bezieher(inne)n existiert, sofern diese nicht schon resigniert und sich aus der Öffentlichkeit zurückgezogen haben, kommt zu dem Schluss, dass in der Bundesrepublik längst zwei Welten oder »Parallelgesellschaften« existieren und die Brücken dazwischen endgültig abgebrochen sind.

Armut ist eine Gefahr für die Demokratie, weil diese mehr beinhaltet, als dass Bürger/innen alle vier oder fünf Jahre zur Wahlurne gerufen wer|37|den, nämlich auch einschließt, dass sie gleichberechtigt an den politischen Willensbildungs- und Entscheidungsprozessen teilnehmen können. Hierzu müssen sie über die materiellen Mittel verfügen, um auch in ferner gelegenen Orten stattfindende politische und Bildungsveranstaltungen sowie Aktionen, Kundgebungen und Demonstrationen zu besuchen. Eine alleinerziehende Mutter, die nicht weiß, wie sie eine bevorstehende Klassenfahrt oder teure Schulmaterialien für ihre Kinder bezahlen soll, wird sich kaum an den politischen Willensbildungs- und Entscheidungsprozessen beteiligen können.

Nicht bloß die um sich greifende Armut, sondern auch der sich bei wenigen Privatleuten anhäufende Reichtum gefährdet die Demokratie in der Bundesrepublik. Wolfgang Glatzer und seine Mitarbeiter/innen haben auf dem Weg über repräsentative Meinungsumfragen festgestellt, dass die Mehrheit der Bundesbürger/innen im Reichtum zwar eine »notwendige Bedingung von gesellschaftlichem Fortschritt« zu erkennen glaubt, aber auch »eine gewisse Skepsis bezüglich des Reichtums« hegt.70 Wegen der Finanzmarktkrise, die das Vertrauen in Bankiers, Broker und Börsianer auf absehbare Zeit erschüttert, wenn nicht für immer zerstört hat, dürften die Akzeptanzprobleme des Reichtums eher noch zunehmen. Wenn die soziale Ungleichheit wächst, sinkt die Gerechtigkeit in der Gesellschaft, wodurch das soziale Konfliktpotenzial und die Gewaltbereitschaft einzelner Bevölkerungsgruppen steigen. Während hierzulande darüber bisher viel zu wenig diskutiert wird, obwohl die Spannungen zwischen den verschiedenen Klassen und Schichten augenscheinlich zunehmen, ist das Problem in Bezug auf die USA mit ihren noch stärker ausgeprägten Einkommens- und Vermögensunterschieden durchaus präsent.71

Empirische und theoretische Grundlagen

Wenn begriffliche Klarheit darüber besteht, was mit »Armut« und »Reichtum« gemeint ist, stellt sich die Frage nach der empirischen Erfassung sowie einer theoretischen Verortung beider Phänomene. Nicht bloß die Bestimmung dessen, was unter »Armut« zu verstehen ist, erweist sich als schwierig, sondern auch die Methodik, nach der man sie misst. freilich sind geeignete Messverfahren und statistische Auswertungsmethoden nicht Gegenstand der folgenden Erörterungen. Stattdessen sollen unterschiedli|38|che Konzepte daraufhin geprüft werden, ob sie dem oben entwickelten Armutsbegriff adäquat sind. Außerdem gilt es, einem positivistischen Armutsverständnis entgegenzutreten, das Einkommensarmut und quantitative Forschungsmethoden gleichermaßen verabsolutiert, ohne eine kritische Gesellschaftstheorie als Grundlage der Armutsforschung zu akzeptieren.

Wie man Armut misst: Ansätze und Methoden der empirischen Armutsforschung

Besonders große Aufmerksamkeit in der (Medien-)Öffentlichkeit finden erfahrungsgemäß Statistiken, Daten und Zahlen, obwohl sie über das wirkliche Ausmaß der Armut häufig wenig Auskunft geben, vielmehr nicht selten der Verschleierung und Beschönigung unerfreulicher gesellschaftlicher Zustände dienen. Man kann so weit gehen, von einem in der Öffentlichkeit grassierenden Positivismus und »Zahlenfetischismus« zu sprechen, unter dem die Aufklärung über strukturelle Zusammenhänge und Hintergründe leidet. Kaum ist eine neue, noch so dubiose »Studie« zur Armutsentwicklung auf dem Markt, schlachten teilweise sensationslüsterne Meinungsmacher und Multiplikatoren ihre Ergebnisse für sich aus.

Armut ist ein derart komplexes Phänomen, dass es sich empirisch nie vollständig erfassen und exakt quantifizieren lässt. Gleichwohl hat, wer nicht über valide Daten verfügt, keine solide Argumentations- und erst recht keine taugliche Handlungsbasis. Genauso unerlässlich wie die Fakten sind für Sozialwissenschaftler/innen ihre gute Präsentation und ihre überzeugende Interpretation. Armut lässt sich nur dann mit Erfolg bekämpfen, wenn ein Konsens über ihre Existenz und ihr (ungefähres) Ausmaß herrscht. Deshalb ist möglichst verlässliches Zahlenmaterial die Grundlage einer fundierten Beschäftigung mit dem Armutsproblem und dessen Lösung. Es kommt allerdings nicht darauf an, jeden einzelnen Armen zahlenmäßig zu erfassen, sondern darauf, den entscheidenden Trend, d.h. die Entwicklungsrichtung der Sozialstruktur zu dokumentieren und hieraus richtige Schlussfolgerungen zu ziehen.

Fragt man Leute auf der Straße, was sie mit dem Begriff »Armut« verbinden, dürfte häufig die Antwort »Hartz IV-« oder »Sozialhilfebezug« lauten. Dabei handelt es sich um staatliche Transferleistungen, die an eine Bedürftigkeitsprüfung gebunden sind. Für einen Wissenschaftler, der das Ausmaß der Armut in einem Landkreis, einer kreisfreien Stadt, einem |39|Bundesland oder der Republik insgesamt feststellen will, bietet der Bezug von Sozialleistungen als Maßstab große Vorteile: Von den Gebietskörperschaften bzw. deren zuständigen Stellen sind genaue Zahlen darüber leicht zu erhalten. Allerdings liegen auch die Nachteile einer solchen Vorgehensweise auf der Hand: Man spricht von »verdeckter Armut«, »versteckter Armut«, »verschämter Armut« oder einer »Dunkelziffer der Armut«, womit man Personen meint, denen bedarfsgeprüfte Transferleistungen zustehen, die aber darauf verzichten, sei es, weil sie keine oder falsche Informationen darüber oder über ihre Anspruchsberechtigung besitzen, sei es, weil sie zu stolz sind oder sich schämen, einen Antrag auf »Hartz IV« (Arbeitslosengeld II bzw. Sozialgeld) oder Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung zu stellen, oder sei es, weil sie befürchten, ihre Angehörigen würden von den Sozialbehörden regresspflichtig gemacht.72 Durch die Einführung der Grundsicherung für Arbeitsuchende (SGB II bzw. Hartz IV) am 1. Januar 2005 dürfte die Dunkelziffer jedoch gesunken sein, weil der Gang zum örtlichen Jobcenter offenbar weniger abschreckend wirkt als der Gang in das bis dahin zuständige Sozialamt.

Wenn es darum geht, die Armut zu messen, unterscheidet man zwischen dem Ressourcen- und dem Lebenslagenansatz. Das zuerst genannte Konzept ist für Ressourcen jeder Art offen, beschränkt sich allerdings in der Regel auf die ökonomischen bzw. monetären. Die relative Einkommensarmut wird im Haushaltskontext erhoben, was Kritik aus den Reihen der feministischen Armutsforscherinnen hervorrief. Karin Heitzmann wies die Hypothese, dass die in einem Haushalt vorhandenen Ressourcen gleich verteilt würden und somit alle seine Mitglieder entweder armutsgefährdet seien oder nicht, als Unterstellung zurück: »Armutsgefährdet sind Personen und nicht Haushalte.«73 Gleichwohl muss der familiäre bzw. der Haushaltskontext berücksichtigt werden, in dem Individuen leben, soll kein falsches Bild ihrer Lebenssituation entstehen.

Damit die Ergebnisse trotz unterschiedlicher Haushaltsgrößen vergleichbar sind, verwendet man sog. Äquivalenzskalen und berechnet damit ein bedarfsgewichtetes Pro-Kopf-Einkommen. Man ermittelt aus dem Nettoeinkommen jenes Haushalts, dem eine Person angehört, mittels einer (von der OECD entwickelten und später modifizierten) Äquivalenzskala, die Einsparungen durch das gemeinsame Wirtschaften sowie die unterschiedlichen Bedarfe von Erwachsenen und Kindern berücksichtigt, das bedarfsgewichtete Pro-Kopf- bzw. das Nettoäquivalenzeinkommen. Existieren hierüber zu allen Bewohner(inne)n eines Landes genügend Informationen, |40|bedarf es schließlich noch einer Konvention, wo die Armut beginnt. Sprach man früher in der EU ab 60 Prozent des Durchschnittseinkommens von »Armutsnähe«, ab 50 Prozent von »relativer Armut« und ab 40 Prozent von »strenger Armut«, ist heute ab 60 Prozent des Medianeinkommens lediglich von einem »Armutsrisiko« die Rede, was Ottmar Schreiner mit Blick auf die Armuts- und Reichtumsberichterstattung der Bundesregierung kritisiert: »Dieser eher verniedlichende Begriff lässt wohl aus taktischen Gründen offen, inwieweit diese Menschen tatsächlich arm sind.«74

OECD und EU setzten die Armuts(risiko)grenze früher bei 50 Prozent des arithmetischen Mittels an und haben sich mittlerweile auf 60 Prozent des Medians verständigt. Die zuletzt genannte Berechnungsweise, bei welcher nicht der Durchschnitt aller Einkommen, sondern das Einkommen der mittleren Person in einer Reihe aller Gesellschaftsmitglieder zugrunde gelegt wird, soll verhindern, dass Extremausschläge nach oben (Einkommen im mehrstelligen Millionenbereich) die Ergebnisse verzerren. Gleichwohl zieht Olaf Groh-Samberg das arithmetische Mittel dem Zentralwert (Median) vor, was er wie folgt begründet: »Die Sensitivität des arithmetischen Mittelwerts gegenüber hohen Einkommen ist im Kontext des Konzepts relativer Armut theoretisch als Vorteil zu betrachten, weil auf diese Weise auch Veränderungen im oberen Einkommensbereich in die ›Referenzgruppe‹ einbezogen werden.«75 Dagegen werde bei Verwendung des Medians implizit angenommen, dass sich die Gruppe der Armen nur am Wohlstand in der unteren Einkommenshälfte orientiere, weil er selbst dann unverändert bleibe, wenn sich das Einkommensvolumen des reicheren Bevölkerungsteils verdoppeln würde.

Armuts(risiko)schwellen, die sich auf relative Einkommensarmut beziehen, haftet immer etwas Willkürliches an. Olaf Groh-Samberg kritisiert denn auch, dass die Verwendung einkommensbasierter Armutsmaße in der deutschen Sozialberichterstattung immer noch klar vorherrscht. »Das Konzept der relativen Einkommensarmut kann weder das Ziel einer möglichst validen Messung von Armut erreichen, geschweige denn als ungleichheitssoziologisch durchdachtes Konzept von Armut gelten. Es ist ein statistischer, weitgehend bürokratischer Indikator der Ungleichverteilung von Einkommen im unteren Bereich, mit vielen Messfehlern behaftet und mit noch mehr ›Ermessensspielräumen‹ ausgestattet, die mit einer gewissen inneren Zwangsläufigkeit den statistischen Ämtern die Deutungshoheit |41|(welche Äquivalenzskala? Median oder Mean? Welche Schwelle?) überlassen.«76

Die empirischen Methoden zur quantitativen Erfassung von Armut und Reichtum sind begrenzt. Praktisch alle verfügbaren Datengrundlagen haben den Nachteil, dass sie die höchsten Einkommen entweder – wie die Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) des Statistischen Bundesamtes, die alle fünf Jahre erhoben wird – gar nicht erfassen oder gerade im Spitzenbereich aufgrund von Verschleierungstaktiken der Hyperreichen besonders ungenau sind. Auf der anderen Seite des sozialen Spektrums sieht es ganz ähnlich aus: »Extreme Formen von Armut wie etwa bei Wohnungslosen, illegalisierten MigrantInnen, Suchtkranken und sehr stark deprivierten oder verschämten Gruppen sind der empirischen Analyse nur schwer zugänglich und können bestenfalls durch aufwendige qualitative Fallstudien erforscht werden.«77

Die unterschiedlichen Ressourcenverteilungen in Haushalten zeigen die Problematik des Bezugspunktes. Dagegen bezieht der sog. Lebenslagenansatz ausdrücklich sämtliche Lebensbereiche ein, seine Vertreter/innen haben allerdings enorme Schwierigkeiten, diesem Anspruch in der Forschungspraxis gerecht zu werden. So leicht es für einen Wissenschaftler ist, Datenmaterial zur Einkommenssituation von Haushalten zu bekommen, so schwer ist es, deren Lebenslagen zu bestimmen. Hinsichtlich der Lebenslagedimension des Wohnens fragt man die Betreffenden z.B., ob jedes Familienmitglied sein eigenes Zimmer zur Verfügung hat oder nicht.

Als erstes Resultat dieser methodisch-theoretischen Vorüberlegungen kann man festhalten, dass jede eindimensionale Konzeptualisierung, etwa eine Fokussierung auf Einkommensarmut, nur sehr begrenzt aussagekräftig ist. Vor allem in Bezug auf die Armut von Kindern hat es keinen Sinn, das Einkommen zum Maß aller Dinge zu machen, denn die jüngsten Mitglieder der Familie wissen zumeist weder, über wie viel Geld diese verfügt, noch erst recht, wofür sie es ausgibt. Vielmehr kommt es darauf an, möglichst präzise Informationen über die Lebensbedingungen zu erhalten, unter denen die Kinder aufwachsen. Bewährt dabei hat sich in den letzten Jahren der Lebenslagenansatz. Statt nach dem Haushaltsbudget zu fragen, versuchen Armutsforscher/innen herauszufinden, wie es den Kindern in verschiedenen Lebensbereichen geht: Wohnung, Wohnumfeld, soziale Netzwerke, Gesundheit, Bildung, Freizeit und Kultur spielen dabei die Hauptrolle.78|42|

Als Urheber des Begriffs »Lebenslage« gilt der Nationalökonom und Philosoph Otto Neurath, der diesen Terminus schon Anfang der 1930er-Jahre zur soziologischen Gesellschaftsanalyse vorschlug. Aufgegriffen und für sozialpolitische Fragestellungen fruchtbar gemacht hat ihn 1950/51 der Kölner Sozialwissenschaftler Gerhard Weisser. Nach ihm ist darunter jener »Spielraum, den einem Menschen (einer Gruppe von Menschen) die äußeren Umstände nachhaltig für die Befriedigung der Interessen bieten, die den Sinn seines Lebens bestimmen«, zu verstehen.79 Somit hebt der Terminus nicht nur auf verschiedene Aspekte der jeweiligen Arbeits- und Lebensbedingungen ab, sondern betont auch den objektiv vorhandenen und subjektiv empfundenen Spielraum der Lebenswelt, den die Lebensbedingungen für die Befriedigung von Interessen in ihren je spezifischen Ausprägungen bieten können. Eine begriffliche Präzisierung erfuhr das Konzept Mitte der 70er-Jahre durch Ingeborg Nahnsen, die das Weisser’sche Konzept unter Beibehaltung seiner sozialwissenschaftlichen Implikationen von einigen Unbestimmtheiten befreite.80

Vertreter/innen des Lebenslagenansatzes erweiterten den wissenschaftlichen Armutsbegriff insofern, als sie die Kumulation prekärer Lebensverhältnisse mit der Einkommensarmut in Verbindung brachten. »Der ›Lebenslagenansatz‹ stellt den Versuch dar, die armutstypische Zusammenballung unterprivilegierter Lebenslagen systematisch zu erfassen und im Rahmen einer Theorie der ›sozialen Ungleichheit‹ zu interpretieren.«81 Trotz einer langen Geschichte des Ansatzes stehen seine theoretische Fundierung und seine empirische Umsetzung jedoch noch weitgehend aus.82 Einer der ersten Operationalisierungsversuche für empirische Untersuchungen stammt von Klaus Lompe und seiner Forschergruppe, die während der 80er-Jahre eine Lebenslagenanalyse bei arbeitslosen Sozialhilfeempfänger(inne)n durchführten.83

Schwer einsehbar ist, warum der Lebenslagenansatz um die Mitte der 90er-Jahre von Werner Hübinger gleichermaßen gegen die marxistische Klassen- wie gegen die bürgerliche Sozialstrukturanalyse in Stellung gebracht wurde: »Klassen- wie auch Schichtmodelle bieten kein ausreichendes begriffliches und theoretisches Instrumentarium, um die neuen sozialen Ungleichheiten und das unterste Segment der Schichtungshierarchie – das Armutssegment – hinreichend analytisch zu differenzieren und zu beschreiben. Das Lebenslagenkonzept scheint geeignet zu sein, die komplexe soziale Realität viel differenzierter abzubilden.«84 Schließlich hatte derselbe Armutsforscher einige Jahre vorher, als der Marxismus noch nicht |43|so stark diskreditiert war wie nach der Vereinigung von BRD und DDR, zu Recht darauf hingewiesen, dass sowohl Friedrich Engels’ 1845 erschienenes Buch »Die Lage der arbeitenden Klasse in England« wie auch Max Webers 1894 veröffentlichter Aufsatz »Entwicklungstendenzen in der Lage der ostelbischen Landarbeiter« ihren Anspruch, eine soziale Lagenanalyse zu liefern, schon im Titel zu erkennen geben.85

Hübinger fand das Grundanliegen des Lebenslagenkonzepts überzeugend, sah damit jedoch auch »kaum lösbare Probleme« auf die Armutsforschung zukommen: »Armut mehrdimensional als Kumulation oder Kombination von Unterversorgungslagen und Benachteiligungen zu definieren, scheint letztlich weder theoretisch noch empirisch einlösbar.«86 Olaf Groh-Samberg bemerkt ebenfalls, dass der Lebenslagenansatz nicht erst bei der praktischen Umsetzung, sondern bereits im Hinblick auf das theoretische Gerüst problematisch sei: Indem sich der Lebenslagenansatz unterschiedslos auf alle Problemlagen des Lebens beziehe, die in irgendeiner Form, sei es als Folgen, als Ursachen oder als ihr unmittelbarer Ausdruck, mit Armut in engem Zusammenhang stehen, könne er diese begrifflich und analytisch nicht klar von den übrigen Erscheinungsformen sozialer Ungleichheit abgrenzen.87

In der öffentlichen Diskussion wie der Fachliteratur werden die Auslöser von Armut häufig mit deren Ursachen verwechselt. Während strukturelle Zusammenhänge und gesellschaftliche Verhältnisse, unter denen Menschen leben bzw. aufwachsen, die Voraussetzungen für Pauperisierungs- bzw. Prekarisierungsprozesse bilden, lösen bestimmte Ereignisse im Lebensverlauf solche Entwicklungen aus oder lassen sie voll zur Wirkung gelangen. Dadurch scheint es so, als sei der Tod des (Familien-)Ernährers, die Scheidung bzw. Trennung vom (Ehe-)Partner, Arbeitslosigkeit oder eine Mehrlingsgeburt am sozialen Abstieg schuld, den zumeist Frauen, Mütter und/oder deren Kinder anschließend erleiden. Tatsächlich waren sie allerdings schon lange vor dem betreffenden Schicksalsschlag unzureichend gesichert und liefen deshalb Gefahr, arm zu werden.

Dietrich Engels, Geschäftsführer des Instituts für Sozialforschung und Gesellschaftspolitik (ISG), vertritt die Auffassung, dass der Begriff »Lebenslagen« durch seine Beschränkung auf die objektiven Lebensbedingungen geschärft werden könne, und schlägt folgende Definition vor: »Der Begriff ›Lebenslagen‹ meint die Gesamtheit der sozialen Zusammenhänge, in denen Personen ihre materiellen und immateriellen Möglichkeiten nutzen.«88 In eine ähnliche Richtung zielt die Argumentation von Olaf Groh-|44|Samberg, der grundsätzliche Kritik am Lebenslagenansatz übt, ohne diesen zu verwerfen. Für seine Strukturanalyse hat Groh-Samberg einen Armutsindikator gebildet, der Einkommens- und materielle Lebenslagen miteinander kombiniert, wodurch sich im Verhältnis von Armut, Prekarität und Wohlstand sechs Zonen ergeben: die Zone des gesicherten Wohlstandes, die Zone des instabilen Wohlstandes, inkonsistente Armut, temporäre Armut, die Zone der Prekarität und die Zone der extremen Armut. In einer Längsschnittanalyse auf der Basis repräsentativer SOEP-Daten von 2000 bis 2004 gelangt Groh-Samberg zu dem Ergebnis, dass sich nicht ganz die Hälfte aller erfassten Personen in der Zone eines gesicherten Wohlstandes und etwas mehr als ein Viertel in der Zone eines instabilen Wohlstandes befinden: »In der Zone der Prekarität, in der sich Phasen der manifesten Armut mit Phasen des prekären Wohlstands abwechseln, lebt etwa ein Zehntel der Population, und für einen nur geringfügig kleineren Bevölkerungsteil, acht bis neun Prozent, hat sich die Armut bereits dauerhaft und in mehreren Lebensbereichen verfestigt. Starke Fluktuationen zwischen Armut und Wohlstand zeigen sich bei gut fünf Prozent der Personen, und ein noch kleinerer Anteil von etwa vier Prozent ist über den betrachteten Zeitraum hinweg dauerhaft inkonsistent arm.«89

Gesondert hat Groh-Samberg die Armutsentwicklung in Ost- und Westdeutschland miteinander verglichen. In den alten Bundesländern lässt sich nach seinen Erkenntnissen ein »Trend zur zunehmenden Verfestigung von Armut« ausmachen: »Während die Zone des gesicherten Wohlstands weitgehend konstant bleibt, nimmt die Zone der extremen Armut seit Anfang der 90er Jahre kontinuierlich zu.«90 In den neuen Bundesländern zeigt sich ein ähnliches Bild, die Zone des gesicherten Wohlstandes ist hier allerdings deutlich kleiner, während die Zone der extremen Armut von ca. 4 auf 9 Prozent anwächst. »Die Entwicklung in Ostdeutschland entspricht also noch weit stärker als die westdeutsche einer zunehmenden Polarisierung der Gesellschaft in gesicherten Wohlstand auf der einen und extreme Armut auf der anderen Seite.«91

Karl August Chassé weist gleichfalls auf die »eindeutige Klassenspezifik« der Armut in Ostdeutschland hin: »Die Diskontinuität der Erwerbsbiografie mit ihren Wechseln zwischen fester, keiner und prekärer Beschäftigung und der immer stärkeren Notwendigkeit der Neu- oder Weiterqualifizierung verallgemeinert inzwischen ein gerütteltes Maß an Verunsicherung und Armutsbedrohung innerhalb fast aller [Gruppen von; Ch.B.] Erwerbstätigen und auch bei Freiberuflichen. Dennoch bleibt bei den |45|weniger qualifizierten Arbeitskräften die Wahrscheinlichkeit deutlich höher, von dauerhafter Armut und prekären Lebenslagen betroffen zu sein. Insbesondere sind Frauen, bestimmte Jugendliche, Behinderte und Migranten von Benachteiligungen auf dem Arbeitsmarkt und von Armut betroffen oder bedroht.«92

Unterschwellig drehen sich neuere Armutsdebatten, auf die wir nachfolgend einen Blick werfen, immer um die Frage, ob sich die Armut durch Wandlungen der Arbeitswelt einerseits sowie die Rücknahme wohlfahrtsstaatlicher Sicherungsgarantien andererseits verfestigt und vertieft, oder ob sie breiter streut und auch die Mittelschicht erfasst, anders formuliert, ob eine neuerliche Pauperisierung, soziale Polarisierung und eine stärkere Marginalisierung der Betroffenen oder ob eine Generalisierung des Armutsrisikos und eine umfassende »Durchprekarisierung« der Gesellschaft stattfinden. Olaf Groh-Samberg spricht in diesem Zusammenhang von »Spaltungs-« und »Entgrenzungsszenarien«, die er folgendermaßen charakterisiert: »Spaltungsszenarien liegen meist eindimensionale und statische Armutsmessungen zu Grunde, wobei die ansteigenden Armutsquoten als Zunahme einer über die Zeit weitgehend identischen Armutspopulation interpretiert werden. Entgrenzungsszenarien beziehen sich dagegen auf dynamische Armutsanalysen, die deutlich machen, dass in einer längsschnittlichen Perspektive betrachtet ein weitaus größerer Teil der Bevölkerung von Armut betroffen ist, als die statischen Quoten vermuten lassen.«93 Zu fragen bleibt jedoch, ob auf diese Weise nicht mögliche Armutsentwicklungen zu Scheinalternativen emporstilisiert werden, die durchaus miteinander vereinbar sind und sich in weltwirtschaftlichen Krisen- und/oder gesellschaftlichen Umbruchsituationen sogar wechselseitig verstärken können.

Die These der sozialen Exklusion: Arme als »Ausgeschlossene«, »Überflüssige« und »Entbehrliche«?

Vor allem in Frankreich wird die Armut bereits seit längerer Zeit mit sozialem Ausschluss (exclusion) in Verbindung gebracht. Damit tragen die dortigen Sozialwissenschaftler/innen der Tatsache Rechnung, dass sich Armut selten in Unterversorgungslagen erschöpft, sondern darüber hinaus meistenteils durch gesellschaftliche Ausgrenzungspraktiken gekennzeichnet ist, unter denen die Betroffenen häufig noch stärker zu leiden haben als unter materiellen Entbehrungen. Marginalisierung, Stigmatisierung und Kriminalisierung gehörten immer schon zu den eng mit Pauperisierung verbunde|46|nen Prozessen. Selbst Robert Castel als einer seiner Hauptprotagonisten beklagt jedoch mittlerweile die Inflationierung des Exklusionsbegriffs, der zu einem »Allzweckwort« degeneriert sei.94

Hierzulande hat sich Martin Kronauer besonders intensiv mit dem Exklusionsbegriff auseinandergesetzt und das so bezeichnete Konzept für die Analyse der Gesellschaftsentwicklung nutzbar gemacht. Er sieht darin einen Terminus, der eine doppelte Aussage impliziert: »dass anhaltende Arbeitslosigkeit, Unterbeschäftigung und Armut eine neue gesellschaftliche Spaltung hervorbringen, und dass sich diese Spaltung im Ausschluss von wesentlichen Teilhabemöglichkeiten an der Gesellschaft niederschlägt.«95 Kronauer erkannte durchaus, dass der Exklusionsbegriff missverständlich und mehrdeutig ist, denn er trat seinem »mystifizierenden Gebrauch« entgegen und reservierte ihn für bestimmte Fälle: »Exklusion führt dann in eine eigenständige soziale Lage hinein, wenn die Abhängigkeit von öffentlicher Fürsorge anhält, weil die Betroffenen an der ökonomischen Produktion und Reproduktion der Gesellschaft nicht teilnehmen, im ökonomischen Sinne ›überflüssig‹ geworden sind, aber auch sonst – und diese weitere Bedingung ist wichtig – keinen positiv definierten Platz in der Gesellschaft (Rentner, Vorruheständler etc.) einnehmen können.«96

Einerseits lässt sich kaum mehr leugnen, dass es Armut in der Bundesrepublik gibt und dass sie mit Hartz IV auch die Mittelschicht erreicht hat. Andererseits vertieft und verfestigt sich das Problem, obwohl die von der Bundesregierung eine Zeit lang als Mittel zur Krisenbewältigung eingesetzte, von sechs auf bis zu 24 Monate Dauer ausgedehnte Kurzarbeit drohende Konkurse verhindert und auf dem Höhepunkt der Weltfinanzwirtschaftskrise zusammen mit zwei Konjunkturprogrammen bewirkt hat, dass es nicht zu der allgemein erwarteten Massenarbeitslosigkeit dramatischen Ausmaßes kam. Martin Kronauer und Berthold Vogel konstatierten bereits während der 90er-Jahre, dass sich – unabhängig von den Strukturbrüchen zwischen Ost und West – erstmals nach 1945 eine Spaltungslinie der sozialökonomischen In- bzw. Exklusion quer durch ganz Deutschland ziehe: »Sie trennt diejenigen, die zum Erwerbssystem gehören oder zumindest in bestimmten Abstufungen noch Zugang zu ihm haben, von den anderen, die am Arbeitsmarkt dauerhaft und gegen ihren Willen von diesem Zugang ausgeschlossen werden.«97

Olaf Groh-Samberg bewertet diesen Ansatz sehr positiv, was er folgendermaßen begründet: »Das Konzept der sozialen Exklusion hebt […] die Armutsproblematik auf eine gesellschaftstheoretische Ebene. Es geht |47|nicht mehr allein um die Gleichheit oder Ungleichheit von Ressourcen und Lebensstandards, sondern um das, was den sozialen Zusammenhalt ausmacht und die Einzelnen an die Gesellschaft bindet bzw. sie aus der Gesellschaft ausgrenzt.«98 Fraglich erscheint jedoch beispielsweise, ob diese Form der Exklusion überhaupt möglich ist und ob, wenn der Schwerpunkt auf die Innen-außen-Beziehung gelegt wird, der Oben-unten-Gegensatz noch angemessen berücksichtigt werden kann.

Arme sind zwar von materiellen, sozialen und kulturellen Ressourcen bzw. Beteiligungsmöglichkeiten ausgeschlossen, stehen aber nicht außerhalb der Gesellschaft und ihrer für das menschliche Leben unverzichtbaren institutionellen Arrangements: »Gerade die Personengruppen, die auf Unterstützung bei der Bewältigung ihrer prekären Lebenslage angewiesen sind, können sich den bürokratisierten Abläufen und rechtlichen Regelungen des Wohlfahrtsstaates nicht entziehen.«99 Da der Ausschluss aus der Gesellschaft als solcher gar nicht möglich ist, hält Armin Nassehi den Exklusionsbegriff aus soziologischer Sicht für theoretisch untauglich und zur Beschreibung von Armut, unterprivilegierten Lebenslagen oder begrenzten Partizipationsmöglichkeiten wenig sinnvoll.100 An einem Beispiel verdeutlicht der Münchner Hochschullehrer, dass auch ein gradueller In- bzw. Exklusionsbegriff der sozialen Lage von Marginalisierten nicht gerecht wird: »Ein von Armut Betroffener ist keineswegs weniger in das Wirtschaftssystem inkludiert als jemand mit hohem Geldvermögen.«101 Wer hohe Schulden hat oder zahlungsunfähig ist, wird sogar zwangsweise an das Finanzsystem gekettet und daran gehindert, sich einfach auszuklinken. Nassehi plädiert deshalb auch dafür, Abschied von der »Container-Metapher« zu nehmen, die soziale Zusammenhänge nicht treffend charakterisiere: »Eine Gesellschaft ist kein Behälter, in dem man drin ist oder aus dem man herausfallen kann.«102

»Überzählige«, die nutzlos sind, gibt es schon deshalb nicht, weil sie Mitglieder der Arbeitsgesellschaft bleiben, was Ariadne Sondermann, Wolfgang Ludwig-Mayerhofer und Olaf Behrend mit ihrem Befund untermauern, »dass auch ALG-II-Empfänger, die schon länger und häufig nicht zum ersten Mal arbeitslos sind, die Normen der Arbeitsgesellschaft teilen und an dem nach wie vor wirkungsmächtigen Deutungsmuster partizipieren, Lohnarbeit sei zentrale Voraussetzung für eine vollwertige gesellschaftliche Teilhabe.«103 Heute arm zu sein bedeutet zwar, von der Mehrheitsgesellschaft ausgegrenzt zu werden, aber nicht, ganz aus dem gesellschaftlichen Bedingungsgefüge ausgeschlossen zu sein. Eine solche |48|Innen-außen-Spaltung entspricht laut Berthold Vogel kaum der Realität einer sich ständig wandelnden und eines sich neu formierenden Wohlfahrtsstaates: »In Bereiche sozialer Sicherheit und stabiler Beschäftigung sickert Prekarität ein. Zugleich werden diese Bereiche sozialer und beruflicher Prekarität arbeitsrechtlich und arbeitsmarktpolitisch neu ›eingehegt‹ und auf Dauer gestellt.«104

Das innerhalb der Armutsforschung verwendete Begriffspaar »Inklusion – Exklusion« stammt aus der Systemtheorie von Niklas Luhmann, die mit ihm das Individuum ins Verhältnis zum Gesellschaftssystem setzt. Frank Hillebrandt argumentiert, dass die Systemtheorie im Rahmen der funktionalen Differenzierung das Grundproblem der sozialen Ungleichheit nicht adäquat erfassen könne. Er hält die Übertragung des Luhmann’schen Begriffsapparates auf das Problem der sozialen Ungleichheit für ein Missverständnis, dem der Bielefelder Soziologe allerdings selbst Vorschub geleistet habe, weil seine Systemtheorie suggeriere, dass Personen, die aus allen Funktionssystemen der Gesellschaft herausfallen, einer sozialen Exklusion unterlägen, die sie aber gleichzeitig relativiere, weil damit aus ihrer Sicht immer gleichzeitig auch Inklusion verbunden ist. Das von den Systemtheoretikern präferierte Begriffspaar »Inklusion/Exklusion« diene ursprünglich einer funktionalistischen Interpretation des Verhältnisses von Individuum und Gesellschaft, weshalb es sich nur sehr bedingt zur Analyse der sozial strukturierten Ungleichheit eigne und Luhmanns Konzeption eine »ungleichheitstheoretische Lücke« aufweise: »Das Phänomen ›soziale Ungleichheit‹ kann nicht zum zentralen Thema der soziologischen Systemtheorie erhoben werden, weil es sich nicht in ihre äquivalenzfunktionalistische Theorieanlage einpassen lässt. Dadurch geraten wichtige Strukturbildungen der Sozialität wie die ungleiche Verteilung von Lebenschancen, die mit einem analytischen Begriff der sozialen Klasse untersucht werden können, aus dem Blick.«105

Während der 80er- und 90er-Jahre spielten die zum Teil schon früher geprägten Begriffe »underclass«, »new urban underclass«, »ghetto underclass« bzw. »black underclass« in der US-amerikanischen Armutsdiskussion eine Schlüsselrolle.106 Sie bezeichneten – häufig mit rassistischem Unterton – eine Armutspopulation, die sich im Gegensatz zur »lower class« selbst und jegliche Hoffnung auf Besserung ihrer sozialen Lage aufgegeben hat. In verwahrlosten Stadtteilen wohnend bzw. hoch segregiert, hieß es, hätten solche überwiegend der schwarzen Minderheit angehörenden Personen keinerlei berufliche Aufstiegsmöglichkeiten oder seien nicht willens, diese |49|zu nutzen. Stattdessen verharrten sie in völliger Passivität, verließen sich entweder auf öffentliche Unterstützung oder verdienten ihren Lebensunterhalt durch Drogenhandel, Gelegenheitsdiebstähle, Hehlerei, Prostitution, Zuhälterei, Schwarzarbeit o.Ä.

Eindeutig negativ konnotiert, diente der Begriff »underclass« manchen Sozialwissenschaftlern dazu, ein Bild der absoluten Trostlosigkeit vom Existenzkampf der afroamerikanischen Gettobewohner/innen zu zeichnen, das für die Reagan-Administration den Vorteil bot, Sozialleistungen im bereits vorher wenig generösen US-amerikanischen Wohlfahrtsstaat kürzen und den Druck auf die Betroffenen massiv erhöhen zu können, ohne dass es seitens der liberalen Öffentlichkeit größere Gegenwehr gab. »Mit Hilfe des ›Unterklasse‹- und Armutsdiskurses wurde auf pseudo-wissenschaftliche, tatsächlich aber höchst ideologische Weise die Verantwortung für die Folgen jahrhundertelanger Unterdrückung und Marginalisierung der schwarzen Minderheit durch die weiße Dominanzgesellschaft den Betroffenen selbst aufgebürdet.«107

Tatsächlich kann Armut zu Resignation, Passivität und Apathie der davon Betroffenen führen, ohne dass es diese Folgeerscheinungen größtenteils nicht selbst verschuldeter Perspektivlosigkeit rechtfertigen, deren Opfer in diffamierender Absicht als Mitglieder einer »underclass« oder einer Unterschicht zu bezeichnen. Was in den angelsächsischen Ländern meist abfällig »urban underclass« genannt wird, nämlich eine sozial homogene Schicht total Deklassierter und Gettoisierter, welche die Innenstädte der Metropolen bevölkern, hatte sich, als dieser Diskurs gegen Mitte der 90er-Jahre in die Bundesrepublik hinüberschwappte, hierzulande schlimmstenfalls ansatzweise herausgebildet. Obwohl es weder die Armengettos am Rande der Großstädte – wie in den USA – noch das Phänomen der Straßenkinder nach südamerikanischem Muster gab, machten sich die berufliche Perspektivlosigkeit und soziale Ausgrenzung vieler Menschen immer deutlicher bemerkbar. Die beiden Stadtforscher Peter Bremer und Norbert Gestring lehnten den Terminus »underclass« denn auch nicht generell ab, sondern machten seine Verwendung davon abhängig, ob bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind: »Mit dem Begriff Underclass wird eine neue Qualität sozialer Spaltung, die Herausbildung einer Schicht von Ausgegrenzten beschrieben, die dauerhaft vom Arbeitsmarkt ausgeschlossen sind, in Armut leben und meistens von staatlichen Sozialtransfers abhängig sind.«108 Bezogen auf die Bundesrepublik bejahten Bremer und Gestring vor dem Hintergrund einer Beendigung des sozialen Wohnungsbaus die Frage, ob es |50|vergleichbare Tendenzen gebe, mit der Begründung, dass ein Segment der Armen – wie in den USA – dauerhaft ausgegrenzt werde.

Richard Hauser, damals Hochschullehrer für Sozialpolitik am Fachbereich Wirtschaftswissenschaften der Universität Frankfurt am Main, nahm gegen Ende der 90er-Jahre zwar entsprechende Tendenzen wahr, wies aber darauf hin, dass längst nicht alle Kriterien für eine »Unterklasse« vorhanden seien und ein »großzügiger Sozialstaat« dem von den Marktkräften ausgehenden Druck zu deren Herausbildung durch die Gewährung von Transfers als Lohnersatzleistung und von anderen Hilfen mit Erfolg entgegenwirken könne.109 Kurz nach der Jahrtausendwende äußerte sich der Trierer Jugend- und Gewaltforscher Roland Eckert pessimistischer, als er die Entstehung einer »social underclass« hierzulande und damit die Verlagerung der sog. Dritten in die sog. Erste Welt antizipierte: »Wir stehen heute erst am Anfang einer Entwicklung, die in anderen Ländern sehr viel weiter fortgeschritten ist und bereits zu hohen Kosten durch die Bildung von Slums und die von diesen ausgehende Kriminalität geführt hat.«110

Armut hat es immer gegeben; neu erscheint aber manchen Sozialwissenschaftler(inne)n, dass die Armen für die Reichen heute keinen unmittelbaren Nutzen mehr haben: »Die Reichen, die zufällig die Akteure mit den meisten Ressourcen und der größten Macht auf der politischen Bühne sind, brauchen die Armen weder zur Rettung ihrer Seelen (die sie nicht zu haben glauben und die sie ohnehin nicht der Fürsorge für wert halten würden) noch um reich zu bleiben oder reicher zu werden (was ihrer Meinung nach einfacher wäre, gäbe es nicht die Forderung, einen Teil ihres Reichtums mit den Armen zu teilen).«111 Heinz Bude behauptete sogar, daß die Armut »niemandem mehr« nütze: »Sie belastet im Gegenteil das soziale Sicherungssystem, das im Prinzip von allen finanziert wird.«112 Dies war jedoch seit dem Entstehen der mittelalterlichen Armenpflege immer der Fall. Sozial ausgegrenzte Minderheiten nützen sowohl den Herrschenden als auch dem bestehenden Wirtschafts- und Gesellschaftssystem heute wie vor weit über 100 Jahren, denn sie führen den Nichtarmen genau wie damals plastisch vor Augen, was ihnen bei einer grundlegenden Veränderung ihrer Lebensweise oder bei einer Loyalitätsverweigerung droht. Ohne den im Verweigerungsfalle zu erwartenden sozialen Abstieg, dem die abhängig Beschäftigten entgehen möchten, weil sie in der Nachbarschaft sehen, welche Entwürdigungen damit verbunden sind, entfiele für sie das zentrale Motiv, sich tagtäglich dem Lohnarbeitszwang und dem Direktionsrecht der Unternehmer bzw. ihrer Manager zu unterwerfen.|51|

Claus Offe hatte bereits um die Mitte der 90er-Jahre mit Blick auf soziale Marginalisierungsprozesse und die Ausgrenzung einer »neuen Unterklasse« zwischen Gewinnern, Verlierern und Nicht-Kompetenten, Nicht-Teilnahmeberechtigten bzw. »Untauglichen« oder »Überflüssigen« unterschieden. »Nicht die Verlierer sind marginalisiert (paradox könnte man sogar sagen: Wenn man bloß Verlierer ist – in institutionalisierten Verteilungskämpfen, in formalen Bildungs- und Gesundheitseinrichtungen, auf Märkten und in Wahlen –, dann hat man schon gewonnen, weil man über die Statusrechte eines legitimen Teilnehmers verfügt). Marginalisiert sind die von der Teilnahme Ausgeschlossenen: Nicht-Versicherte, Schulabbrecher, ›the unemployable‹, Ausländer ohne Aufenthalts- und Arbeitserlaubnis (›Illegale‹), Kriminelle, physisch und psychisch Behinderte und chronisch Leistungsgeminderte, Drogenabhängige.«113 Bude differenzierte wenig später in ähnlicher Form zwischen Arbeitslosen, Armen und »Entbehrlichen« bzw. »Überflüssigen«. Arbeitslosigkeit war für ihn eine Bedingung von »Überflüssigkeit«, aber keine notwendige und erst recht keine hinreichende: »Für die Feststellung von Überflüssigkeit ist am Ende ein bestimmter phänomenologischer Befund entscheidend, der etwas mit einem Körperausdruck von Müdigkeit, Abgestumpftheit und Apathie zu tun hat.«114

Klassen und Schichten haben sich bei Bude zwar keineswegs unter der Hand aufgelöst, wie das in manch anderen neueren Gesellschaftstheorien der Fall ist, die sozialen Trennlinien verlaufen für ihn aber wie in den Theoriemodellen von Claus Offe (Disparitätenlehre), Ulrich Beck (Konzeption der »Risikogesellschaft«) oder »postmodernen« Milieutheoretikern, auf die später noch einzugehen sein wird, eher horizontal: »Bei den ›neuen Armen‹ haben wir es mit einer Fluiden Masse zu tun, die sich der Festlegung auf eine Gruppendefinition erst einmal entzieht. Die ›akzidentielle Ungleichheit‹ stellt eine Verwerfung dar, die sich quer durch alle Schichten und Klassen zieht.«115 Damit wird der Eindruck erweckt, als sei die Klassenzugehörigkeit eines Menschen für dessen soziales Schicksal und Armutsrisiko unwichtig oder nebensächlich.

Unter Rekurs auf Pierre Bourdieu ordnet Bude den sozialen Raum entlang zweier Dimensionen: der vertikalen Dimension einer sozialen Stufenleiter und der horizontalen Dimension einer Fühlung mit dem sozialen Wandel. Die soziale Stufenleiter sei, meint Bude, in letzter Zeit »glitschiger geworden. Der Absturz scheint von überall möglich.«116 Selbst wenn dies so wäre, was m.E. nicht der Fall ist, sondern eine illusionäre Risikogleichheit aller Gesellschaftsmitglieder unterstellt, dürfte nicht übersehen bzw. ver|52|schwiegen werden, dass alle, die von ganz oben herunterstürzen, weich fallen, wohingegen die sozialstaatlichen Sicherungsmechanismen für Arbeitslose, Alte und Arme gelockert wurden. Denn genau hier liegt ein Schlüssel zum Verständnis der jüngsten Gesellschaftsentwicklung einschließlich des sozialen Polarisierungsprozesses, der die »Kapital-Gesellschaft« verstärkt in Arm und Reich spaltet. Die entscheidenden Veränderungen spielen sich für Bude aber offenbar in der zuletzt genannten Sphäre ab: »Weil vom Wechsel der funktionalen Arbeitsteilung, von der veränderten Zusammensetzung der Bevölkerung durch Einwanderung, vom Umbau des Wohlfahrtsstaates und von der Entstandardisierung der Lebenslaufregimes keine Lebenswelt und kein Sozialsystem unberührt bleibt, lässt sich die Dynamik des sozialen Ausschlusses nicht auf einen bloßen Algorithmus der Armut reduzieren.«117

Für Bude bilden die »Überflüssigen« eine »klinische« und zugleich eine »transversale Kategorie«, was er folgendermaßen begründet: »Klinisch, weil dem nüchternen Verweis auf die Zwänge neuer Wettbewerbsstrukturen mit dem Bestehen auf kollektiv erkämpften und individuell erworbenen Anrechten nur schwer zu begegnen ist. Transversal, weil es sich um gestreute Effekte handelt, die nach einem topologischen Verständnis gesellschaftlicher Privilegierungen nicht zu erfassen sind. […] Es scheint weder ein theoretisches noch ein moralisches Privileg der Steuerung und des Ausgleichs zu geben. Deshalb bilden die ›neuen Armen‹ ein sozialstrukturelles Phänomen, das an die Grundfeste unserer Gesellschaftsverfassung rührt.«118

Trotz dieser These sind Armut und Reichtum, aufgrund ihres wechselseitig bedingten Wachstums das sozialstrukturelle Kardinalproblem unserer Zeit, für Bude und seine Gesellschaftsanalyse keine zentralen Kategorien. Exklusionstheoretiker wie Bude verabsolutieren das »Drinnen« bzw. »Draußen«, berücksichtigen aber weder jene Zwischenstufen, die wichtig sind, um ein differenzierteres Bild zu zeichnen und überzeugende Antworten auf Fragen nach den Soziallagen der Betroffenen zu geben, noch ein »Oben« und ein »Unten« genügend, die über das materielle Sein der Gesellschaftsmitglieder entscheiden.

Stattdessen rückt Bude die »Überflüssigen«, »Entbehrlichen« und »Ausgeschlossenen« in den Mittelpunkt aller Überlegungen zum Armutsproblem. Entbehrlich oder überflüssig könnten Personen in mehrerer Hinsicht sein: aus ihrer eigenen, subjektiven Sicht; für ihre Familie, Freunde und Bekannte; für das Wirtschafts- bzw. Gesellschaftssystem als solches und/|53|oder für die Herrschenden. Dass von Armut betroffene oder bedrohte Menschen ein weniger ausgeprägtes Selbstwertgefühl als wohlhabende Mitbürger/innen besitzen, wundert niemanden. Aber völlig Verelendete, die sich selbst für »unnütz« hielten oder von ihren Mitmenschen dafür gehalten wurden, hat es immer gegeben. Auch besteht kein Grund, diese (Selbst-)Abwertung als Bezeichnung für eine ganze Gruppe zu übernehmen, weil sie zutiefst verletzend wirken muss und Hoffnungslosigkeit verbreitet, wo Bestätigung und Ermutigung nötig wären. für die Gesellschaft ist niemand entbehrlich oder überflüssig, weil jedes ihrer Mitglieder nützliche Funktionen außerhalb der Erwerbsarbeit wahrnimmt oder künftig übernehmen kann. Vergleichbares gilt für die Volkswirtschaft eines jeden Landes, denn Arme treten – wenn auch nur in begrenztem Umfang – als Konsumenten in Erscheinung, und darüber hinaus wirkt ihr Schicksal abschreckend auf die übrigen Gesellschaftsmitglieder, deren Verhalten dadurch »positiv« im Sinne größerer Systemkonformität beeinflusst werden dürfte. Aus demselben Grund haben die Herrschenden, Reichen und Einflussreichen ein Interesse an der Armut als Druckmittel bzw. Disziplinierungsinstrument, das nur funktioniert, wenn es genügend davon Betroffene gibt.

Folglich ist kein Mensch überflüssig oder entbehrlich, es sei denn in den Augen von Zynikern und gefühllosen Zeitgenossen, deren Sichtweise die Sozialforscher/innen aber nicht übernehmen und damit legitimieren dürfen. Das sozialwissenschaftliche Paradigma der »Überflüssigen« dramatisiert die Folgen der Armut für die Betroffenen nicht bloß unnötig, sondern führt – sicher ungewollt – auch dazu, diese noch mehr zu diskreditieren. Wer die Armen zu »Überflüssigen« bzw. »Entbehrlichen« erklärt, wie das Bude tut, verkennt nicht bloß ihre Systemrelevanz als postindustrielle Reservearmee und menschliches Drohpotenzial gegenüber den abhängig Beschäftigten, macht sie vielmehr auch wehrloser im Kampf gegen ihre fortschreitende Entrechtung, Entpersönlichung und Entwürdigung. Statt den Innen-außen-Gegensatz überzubetonen und damit Arme selbst auszuschließen, müssten Sozialwissenschaftler/innen viel stärker den Oben-unten-Gegensatz akzentuieren.

Vereinzelung und Vereinsamung gehören laut Bude zu den konstitutiven Merkmalen der »Überflüssigkeit«, die deshalb soziokulturell nicht zuletzt daran festzumachen sei, dass sich Arme durch seichte Programme der privaten Fernsehsender zerstreuen. »Für die Überflüssigen von heute ist charakteristisch, daß sie bis zu einem gewissen Grade wohlfahrtsstaatlich |54|versorgt, aber vor allem, daß sie rund um die Uhr unterhalten werden.«119 Als sei dies etwas Neues und nicht bloß die Wiederkehr von »Brot und Spielen«, mit denen man sozial Benachteiligte schon in der Antike ruhig stellte! Zu fragen wäre an dieser Stelle, welche Alternativen es dazu gibt, was dagegen getan werden kann und wer die Träger einer möglichen Bildungsoffensive sein könnten.

Bude vertritt einen Exklusionsbegriff, der sich weder auf soziale Benachteiligung noch auf relative Armut beschränkt. Es geht ihm vielmehr um die Feststellung, dass den Betroffenen ein Platz im Gesamtgefüge der Gesellschaft verweigert wird: »Für die Exkludierten gilt der meritokratische Grundsatz ›Leistung gegen Teilhabe‹ nicht mehr. Was sie können, braucht keiner, was sie denken, schätzt keiner, und was sie fühlen, kümmert keinen.«120 Budes Kritik am Fortschrittsglauben in unserer Gesellschaft richtet sich primär gegen den Wohlfahrtsstaat und dessen Transferleistungen, die allein keine gesellschaftliche Teilhabe ermöglichten. »Die Überzeugung, soziale Benachteiligungen durch individuell zuerkannte und verabreichte Zahlungen auszugleichen, hat zur Züchtung einer Kultur der Abhängigkeit geführt, die die Leute zu Klienten einer Anstalt statt zu Herren über ihr eigenes Leben gemacht hat.«121 Das ursprüngliche Prinzip des Sozialstaates, Hilfe zur Selbsthilfe zu gewähren, habe sich zuletzt in sein Gegenteil, die »Verfestigung von Wohlfahrtsabhängigkeit«, verkehrt. Wer so formuliert, war selbst noch nie auf Transferleistungen angewiesen und kann sich auch nicht in die Lage derjenigen hineinversetzen, auf die das zutrifft.

»Blaming the victim« werden im Englischen die Bemühungen genannt, das Opfer der gesellschaftlichen Verhältnisse auch noch zu demütigen. Dies geschieht heute, indem man beruflich und/oder sozial Gescheiterte in aller Öffentlichkeit beschimpft und sie der Lächerlichkeit preisgibt. Wer dem »Prekariat« angehört, wird selbst von kritischen Sozialwissenschaftler(inne)n und Journalist(inn)en verächtlich gemacht. Wenn man Arme z.B. als »ein für alle Mal abgehängt« bezeichnet,122 wird das Problem der beruflichen und sozialen Perspektivlosigkeit nicht wertfrei beschrieben, sondern man beleidigt damit die Betroffenen und nimmt ihnen jegliche Hoffnung, an ihrer prekären Lebenssituation etwas zu verändern. |55|

Sozialhilfe und Arbeitslosengeld II: Armut, bekämpfte Armut oder besiegte Armut?

Seit ihrer Gründung gegen Ende der 70er-/Anfang der 80er-Jahre verstanden sich die GRÜNEN nicht bloß als parlamentarischer Arm der Ökologiebewegung, sondern auch als Sprachrohr der sozial Benachteiligten und Armen. Der Karlsruher Soziologe Bernhard Schäfers bescheinigte ihnen, damals »sehr nachdrücklich die Anliegen der sozialen Randgruppen« vertreten zu haben: »Erst durch die GRÜNEN wurde das Thema der Armut unter wirkungsvoll zugespitzten Begriffen wie ›Zwei-Drittel-Gesellschaft‹, ›Politik der Armut‹, ›Politik der Ausgrenzung‹ etc. wieder ein Thema der politischen Landschaft und der grundlegenden Debatten um Struktur und Zukunft des Sozialstaats.«123 In einer Großen Anfrage zum Thema »Armut und Sozialhilfe in der Bundesrepublik Deutschland«, die sie am 9. Dezember 1985 stellten, bemängelten die erst zweieinhalb Jahre vorher in das Parlament eingezogenen GRÜNEN, dass die »Marginalisierung und Verarmung immer breiterer Teile der Bevölkerung« zunehme, was sie auf die falsche Sozialpolitik der CDU/CSU/FDP-Koalition unter Helmut Kohl wie der Vorgängerregierung unter Helmut Schmidt zurückführten.124 Da die von ihnen kritisierte Entwicklung dem Sozialstaatsgebot des Grundgesetzes widerspreche, seien »Schönfärberei und Verniedlichung des Armutsproblems in offiziellen Verlautbarungen« unangebracht: »Vielmehr erweist sich die Institutionalisierung einer regelmäßigen Armutsberichterstattung als dringend erforderlich, die Aufschluß über das tatsächliche Ausmaß von (offener und verdeckter) Armut, deren Ursachen und Auswirkungen gibt und auf die sich eine präventive Armutsbekämpfung beziehen könnte.«125 Ausgehend von derartigen Überlegungen wollten die GRÜNEN von der schwarz-gelben Bundesregierung u.a. wissen, wie sie den Begriff »Armut«, bezogen auf die hiesigen Verhältnisse definiere und was sie – außer der Verteilung von Broschüren – tue, um auch zu einem Abbau der »verschämten Armut« beizutragen.126

Ausweichend antwortete das Bundesministerium für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit namens der Regierung am 24. September 1986: »Der Begriff ›Armut‹ entzieht sich wegen seiner Vielschichtigkeit einer allgemeingültigen Definition.«127 Zwar ließen sich »Teilaspekte von Erscheinungsformen der Armut« beschreiben, z.B. im Hinblick auf »soziale Brennpunkte« in Großstädten, die Versorgung von Obdachlosenfamilien |56|mit Wohnraum, Nichtsesshaftigkeit, Notlagen bei Überschuldung, die Situation arbeitsloser Jugendlicher und die »Dunkelzifferproblematik« vornehmlich bei älteren Menschen. »Hingegen kann Armut nicht etwa mit dem Bezug von Sozialhilfeleistungen gleichgesetzt werden.« Damit werde vielmehr der soziokulturelle Mindestbedarf sichergestellt, was die Entstehung von Armut gerade ausschließe.

Ulrich Schneider, Armutsforscher und heute Hauptgeschäftsführer des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes, hielt dem entgegen, dass der Bezug von Sozialhilfe keine gesellschaftliche Teilhabe ermögliche, sondern Ausgrenzung für die Betroffenen mit sich bringe. »Sozialhilfe zu beziehen heißt, auf vieles verzichten und vieles einschränken zu müssen, was in unserer Gesellschaft völlig üblich ist: der Gang zum Friseur, der Besuch einer Gaststätte mit Freunden, die Bewirtung von Gästen zu Geburtstagen oder anderen Anlässen, das Kind auf eine Klassenfahrt mitfahren zu lassen, vielleicht ein Instrument zu erlernen und dazu Unterricht zu nehmen, Bücher zu kaufen, ins Kino zu gehen, sich modern zu kleiden und anderes.«128 Sozialhilfeempfänger/innen gelten in der modernen Hochleistungs- und Konkurrenzgesellschaft als Versager/innen, d.h. als Menschen, die unfähig sind, sich selbst zu ernähren, vielleicht sogar als »Schmarotzer«, die auf Kosten der Allgemeinheit, des Staates bzw. der Steuerzahler/innen leben.

Knapp ein Jahrzehnt später stellte die SPD eine Große Anfrage zur Armut in der Bundesrepublik Deutschland, welche das Gesundheitsministerium am 13. November 1995 in einem Schreiben stellvertretend für die Regierung beantwortete. Darin hieß es wieder, die (damals steigende) Anzahl der Sozialhilfebezieher/innen sei kein Indikator für das (wachsende) Ausmaß der Armut: »Die Sozialhilfe bekämpft Armut, sie schafft sie nicht. Wer die ihm zustehenden Leistungen in der Sozialhilfe in Anspruch nimmt, ist nicht mehr arm. Als arm können im Gegenteil Personen angesehen werden, die Anspruch auf Sozialhilfe haben, diesen Anspruch aber nicht geltend machen.«129 Erneut stellte die Bundesregierung fest, dass sich der Armutsbegriff wegen seiner Vielschichtigkeit einer allgemeingültigen Definition entziehe. Auf der Grundlage des gesellschaftlichen Durchschnitts bestimmte Einkommensgrenzen festzulegen, führe zu keinem sinnvollen Armutsmaß: »Denn die 50-Prozent-Schwelle (gleiches gilt für 40- bzw. 60-Prozent-Schwellen) mißt keine Armut (Einkommensarmut) oder Not; sie mißt vielmehr Ungleichheit bezogen auf einen variablen Parameter (durchschnittlich verfügbares Einkommen).«130 Armut und sozi|57|ale Ungleichheit hätten zwar miteinander zu tun, seien aber nicht identisch. Wenn alle Bürger/innen eines Landes sehr niedrige Einkommen hätten, lasse sich nach dieser Definition überhaupt keine Armut feststellen. Hingegen falle diese Schwelle in einem verhältnismäßig reichen Staat wie der Bundesrepublik Deutschland mit breiter Einkommensverteilung so hoch aus, dass man kaum von einer »Armutsschwelle« sprechen könne.

Wolfgang Hoffmann bemängelte in der Zeit (v. 30.7.1998) unter dem Titel »Kartell des Schweigens«, dass »Politiker aller Couleur« in Bund und Ländern die Armut in Deutschland verdrängten, obwohl nahezu alle Studien, die von der Regierung seit 1982 in Auftrag gegeben worden seien, die wachsende soziale Not belegten. Typisch dafür, wie die damalige CDU/CSU/FDP-Koalition das von ihr selbst verschärfte Problem verharmloste, war auch die öffentliche Kontroverse um den Zehnten Kinder- und Jugendbericht bzw. die Kritik der damaligen Familienministerin Claudia Nolte (CDU) an seinem Armutsbegriff, geübt kurz vor der Bundestagswahl am 27. September 1998.131 Die von dem Berliner Bildungsforscher Lothar Krappmann geleitete Sachverständigenkommission hielt es wegen unterschiedlicher Definitionen und Messverfahren zwar für unmöglich, die »zutreffende« Zahl der armen Kinder und Familien zu ermitteln, sah jedoch ihre Einschätzung durch sämtliche Analysen bestätigt, »daß Kinderarmut ein gravierendes Problem in Deutschland ist.«132 Sowohl der Anteil der Sozialhilfeempfänger/innen bei Kindern und Jugendlichen als auch der Anteil jener Kinder sei gestiegen, deren Pro-Kopf-Einkommen nicht die Hälfte des Einkommensanteils erreichte, der für sie in dem Haushalt vorhanden sein müsste, damit sie oberhalb der so definierten Armutsgrenze lebten, und damit aus der Altersarmut der 60er-Jahre eine Armut junger Menschen geworden. Hingegen erklärte die Bundesregierung das Konzept der »relativen Armut« sowie die Orientierung der Kommission am Sozialhilfebezug und an der 50-Prozent-Marke des Durchschnittseinkommens kurzerhand für ungeeignet, um soziale Problemlagen von Familien und Kindern zu erfassen. Die »schwierige wirtschaftliche Entwicklung der vergangenen Jahre« belaste auch Kinder und Jugendliche, denn die hohe Arbeitslosigkeit habe negative Folgen für die betroffenen Familien. Gleichwohl kam die Bundesregierung zu dem überraschenden Schluss: »Die sozialen Sicherungssysteme – Arbeitslosenunterstützung, Sozialhilfe etc. – verhindern existenzbedrohende Not und reale Armut. Sie können aber nicht verhindern, daß sich die materielle Lage der Menschen, die arbeitslos werden, verschlechtert.«133 |58|

Die Armuts- und Reichtumsberichte der Bundesregierung: Lebenslagen in Deutschland

Da sich die liberal-konservative Bundesregierung strikt weigerte, Armut als gesellschaftliche Realität anzuerkennen, machten sich Wohlfahrtsverbände, Gewerkschaften und Kirchen daran, dieses Problem ihrerseits zu dokumentieren. Zu nennen sind in diesem Zusammenhang einschlägige Berichte des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes und der Caritas.134 Im Februar 1994 erschien der erste Armutsbericht des DGB, der Hans-Böckler-Stiftung und des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes, im November 2000 der mit über 600 Seiten noch umfangreichere zweite.135 Auch manche Kommunen und einzelne Länder bauten früher als der Bund eine regelmäßige Berichterstattung zum Thema »Armut« auf, wenngleich es den meisten schwer fiel, das Phänomen als solches offen zu benennen. Deshalb wurden die einschlägigen Materialsammlungen häufig verschämt »Sozialberichte« genannt. Sie erfüllten denn auch nur in den wenigsten Fällen die hochgesteckten Erwartungen, sondern glichen, wie der Duisburger Hochschullehrer Dieter Oelschlägel monierte, nicht selten »Datenfriedhöfen«, die mehr über die Belastung des kommunalen Haushalts durch Sozialhilfekosten als über die reale Lebenssituation der Armen aussagten.136

Während es auf regionaler bzw. lokaler Ebene schon länger einzelne Sozialberichte gab, die sich darauf konzentrierten, das Ausmaß der Armut in einer Stadt oder einem Bundesland zu erfassen,137 lehnte die Bonner CDU/CSU/FDP-Koalition entsprechende Anträge der Oppositionsfraktionen wiederholt ab, denselben Versuch auf zentralstaatlicher Ebene zu unternehmen. Erst die rot-grüne Koalition legte im April 2001, zweieinhalb Jahre nach dem Regierungswechsel, den ersten Armuts- und Reichtumsbericht vor. Er bestand aus zwei Bänden: einem Berichtsteil und einem nur wenig dünneren Materialband.138

Walter Hanesch und andere Armutsforscher/innen bemängelten, dass es sich nicht um einen Expertenbericht handelte, sondern um ein regierungsamtliches Dokument, welches das zuständige Bundesministerium auf der Grundlage wissenschaftlicher Expertisen und flankiert von einem Beraterkreis mit Verbandsvertreter(inne)n erstellt hatte: »Das eher zögerliche und halbherzige Vorgehen bei der Planung und Erstellung des Armuts- und Reichtumsberichts macht […] deutlich, dass auch diese Regierung vor der Brisanz dieser Thematik zurückschreckt und sie unter Kontrolle zu |59|halten versucht, statt sie offensiv anzugehen.«139 Darin wurde eindrucksvoll dokumentiert, welches Ausmaß die soziale Ungleichheit in Deutschland erreicht hatte. Während es einer großen Mehrheit der Bevölkerung immer noch gut oder sogar sehr gut ging, wuchs die Anzahl derer, die in relativer Armut, Unsicherheit und Existenzangst lebten. Die Zahl der Sozialhilfebezieher/innen hatte sich in Westdeutschland von 1973 bis 1998 auf 2,5 Mio. vervierfacht (insgesamt waren es in dem zuletzt genannten Jahr etwa 2,88 Mio.).140 Auch hatte das Ausmaß relativer Einkommensarmut seit Beginn der 80er-Jahre kontinuierlich zugenommen, variierend mit dem jeweiligen Berechnungsmaßstab. So lebten laut Regierungsbericht nach der alten (Kinder und Jugendliche höher gewichtenden) OECD-Skala »1998 ungefähr 20% der westdeutschen Bevölkerung von weniger als 60% des durchschnittlichen Nettoäquivalenzeinkommens, aber nur 7% von weniger als der Hälfte des Medians.«141

Der in relativ kurzer Zeit erstellte Regierungsbericht beeindruckte zwar durch seine Datenfülle, enttäuschte aber in konzeptioneller Hinsicht und ließ vor allem klare Aussagen zu den Ursachen der sozialen Polarisierung, zum Reichtum und zur Armutsbekämpfung vermissen. Hinsichtlich seiner Datenbasis ging der Bericht bis 1973 zurück und reichte gewiss nicht zufällig nur bis zum Amtsantritt von Rot-Grün im Herbst 1998, was es der neuen Bundesregierung ermöglichte, darin die Versäumnisse ihrer Vorgängerinnen anzuprangern, ohne selbst für politische Fehler einstehen zu müssen. Obwohl bzw. vielleicht auch gerade weil ihm hauptsächlich eine symbolische Bedeutung zukam, wirkte der Bericht als Fanal, dass Armut in der Bundesrepublik existierte, dass die Regierung dem jahrzehntelang verleugneten Umstand einer sozialen Spaltung endlich Rechnung trug und dass sie dem Problem den Kampf erklärte.

Einerseits kann man gar nicht hoch genug veranschlagen, dass die Bundesregierung mit dem Bericht offiziell konzedierte, dass es Armut hierzulande gibt, und zumindest im Titel gleichzeitig ein Zusammenhang mit dem Reichtum hergestellt wurde. Oskar Negt sah darin denn auch »einen historischen Fortschritt für die Armutspolitik«, welche bis dahin »ersatzweise und unzulänglich« von Wohlfahrtsverbänden, Gewerkschaften und Kirchen betrieben worden sei.142 Andererseits wies der Regierungsbericht jedoch zahlreiche Lücken, methodische Mängel und grobe Fehlinterpretationen auf, die es Leser(inne)n unmöglich machte, sich ein adäquates Bild von den »Lebenslagen in Deutschland« zu machen.143 |60|

Rot-Grün setzte die unselige Tradition aller bisherigen Bundesregierungen fort, den massenhaften Bezug und die sich verfestigende Abhängigkeit vieler Menschen von Sozialhilfe nicht etwa als Folge bzw. Ausdruck der wachsenden Armut zu begreifen, sondern darin umgekehrt einen (Teil-)Erfolg des Wohlfahrtsstaates bei der Armutsbekämpfung zu sehen. Obwohl der Leistungsbezug zweifellos ein starkes Indiz für Armut ist, wurde die Sozialhilfe im ersten regierungsoffiziellen Armuts- und Reichtumsbericht als »wirksames Instrument zur Bekämpfung von Armut und materiellen Notlagen« glorifiziert und gleichzeitig kritisiert, dass man den Leistungsbezug in der öffentlichen Diskussion »fälschlicherweise« häufig mit Armut gleichsetze: »Insbesondere bei steigenden Empfängerzahlen wird von einer zunehmenden Armut gesprochen. Diese Einschätzung ist besonders dann irreführend, wenn durch eine Anhebung der Leistungen der Sozialhilfe der Kreis der Anspruchsberechtigten ausgeweitet wird. Eine solche Entwicklung kann nicht als Anzeichen für eine steigende Armut interpretiert werden, sondern ist Ergebnis des gesetzgeberischen Willens zur Verbesserung der Lebenslage auf Sozialhilfe angewiesener Menschen.«144

Werner Rügemer warf der rot-grünen Koalition vor, nicht nur in Bezug auf den Kosovo-Krieg »systematische Desinformation« zu betreiben: »Auch hinsichtlich der sozialen Wirklichkeit sollen die Regierten, die Wähler, die Bürger für dumm verkauft werden.«145 Hier sei nur das krasseste Beispiel herausgegriffen, welches der Kölner Publizist nannte: Der im Regierungsbericht ohnehin bloß am Rand thematisierte Reichtum stand völlig unvermittelt neben der Armut und beschränkte sich vorrangig auf das Einkommen der Besserverdienenden und das private Geldvermögen, wohingegen das Immobilienvermögen nicht zum Marktwert, sondern zum erheblich niedrigeren steuerlichen Einheitswert und das noch wichtigere Produktivvermögen überhaupt nicht berücksichtigt wurde – von den Luxusgütern, die Millionäre, Multimillionäre und Milliardäre im Unterschied zu den Durchschnittsbürger(inne)n besitzen, ganz zu schweigen.146 Selbst solche Kommentatoren, welche die Armutsanalyse des Berichts für »zutreffend« bzw. »im Großen und Ganzen auch gelungen« hielten, erklärten seine Aussagen zum Reichtum für fragwürdig: »Wer kann begreifen«, fragte Gottfried Erb in der SPD-Theoriezeitschrift, »dass Schmuck, Kunstgegenstände, Autos und eine Yacht, um nur das zu nennen, nicht zum Reichtum zählen, wo sie zu seinen sichtbarsten Zeichen gehören?«147 |61|

Nach am 27. Januar 2000 und am 19. Oktober 2001 gefassten Parlamentsbeschlüssen soll die Bundesregierung ihren Armuts- und Reichtumsbericht seither regelmäßig zur Mitte einer Legislaturperiode vorlegen. Hinter den ministeriellen Kulissen wurde beim nächsten Mal, im Herbst 2004, jedoch lange darum gerungen, wie ein Imageschaden für die Regierung zu vermeiden sei, denn Bundeskanzler Schröder und seine Fachminister/innen hatten nicht nur verkündet, die Arbeitslosenzahl deutlich reduzieren, sondern auch die (Kinder-)Armut verringern und den privaten Reichtum gleichmäßiger verteilen zu wollen, ohne dass der Entwurf eines 2. Armuts- und Reichtumsberichts der Bundesregierung irgendwelche Belege für diesbezügliche Erfolge enthielt. Demnach hatte die soziale Polarisierung sogar zugenommen, was seinen Niederschlag in den Expertisen zum Regierungsbericht fand. Überraschende und für die Bundesregierung enttäuschende Resultate des Berichtsentwurfs, der am 14. Dezember 2004 vorlag und »zur Ressortabstimmung und Beteiligung von Verbänden und Wissenschaft« diente, drangen durch (möglicherweise taktisch begründet gezielt vorgenommene) Indiskretionen an Journalisten. Hauptsächlich ein »Vermögen: Wer hat, dem wird gegeben« überschriebener Artikel von Alexander Neubacher im Spiegel (v. 29.11.2004) sorgte für Aufregung. Gemeinsam mit zahlreichen Pressemeldungen über einzelne Berichtsdaten kanalisierte er aber zugleich lange vor den beiden wichtigen Landtagswahlen im Frühjahr 2005 den Unmut über die Erfolglosigkeit der rot-grünen Armutsbekämpfung.148

Der erst am 2. März 2005 vom Bundeskabinett gebilligte Bericht konnte denn auch nicht darüber hinwegtäuschen, dass sich die Kluft zwischen Arm und Reich seit dem Regierungsantritt von Rot-Grün weiter vertieft hatte, und zwar beim privaten (Geld-)Vermögen wie auch beim Einkommen. War die »Armutsrisikoquote« zwischen den Jahren 1998 und 2003 von 12,1 Prozent auf 13,5 Prozent gestiegen, so verfügten die vermögendsten 10 Prozent der Haushalte mit knapp 47 Prozent des gesamten Nettovermögens im Jahr 2003 über gut 2 Prozent mehr als fünf Jahre zuvor, wobei das Betriebsvermögen erneut ausgeklammert blieb.149

Einem kritischen Leser des Regierungsberichts, der das Scheitern aller Versuche dokumentierte, Armut und soziale Ungleichheit zu verringern, fielen erneut zahlreiche Defizite, Brüche und Widersprüche ins Auge. Konzeptionell versuchte man zwar in Anknüpfung an den erreichten Forschungsstand, Armut qualitativ zu fassen und nicht auf fehlende finanzielle Ressourcen zu reduzieren, erlag jedoch der Versuchung, den bis dahin |62|vorherrschenden Gerechtigkeitsbegriff zwecks Rechtfertigung der rot-grünen Regierungspraxis in Frage zu stellen. Es komme, wurde behauptet, nicht so sehr auf die Umverteilung von materiellen Ressourcen, vielmehr auf die Bereitstellung von »Teilhabe- und Verwirklichungschancen« an.150

Man rekurrierte damit auf den Ansatz von Amartya Sen, einem indischen Ökonomen und Nobelpreisträger.151 Dieser begreift Armut zwar als Mangel an »Verwirklichungsmöglichkeiten«, ohne jedoch im Geringsten zu bestreiten, dass Letzterer mit der Knappheit materieller Ressourcen bzw. monetärer Mittel (Einkommen und Vermögen) verbunden ist. »In einem reichen Land verhältnismäßig arm zu sein kann die Verwirklichungschancen selbst dann extrem einengen, wenn das absolute Einkommen gemessen am Weltstandard hoch ist.«152 Statt der Mittel hält Sen die Zwecke für zentral, denen sie dienen und welche Menschen verfolgen, sowie jene Fähigkeiten, die es ihnen ermöglichen, ihre Ziele zu erreichen. Sen wird missverstanden, wenn man daraus folgert, dass Einkommensarmut und deren Bekämpfung von untergeordneter Bedeutung sind. Zwar hat die Verbesserung der Bildung, Gesundheitsversorgung, Wohnbedingungen usw. einen (hohen) Eigenwert, sie begründet aber keinen Gegensatz zur Verringerung materieller Defizite. Um seine »Teilhabe- und Verwirklichungschancen« wahrnehmen zu können, braucht man Finanzmittel, über die Personen kaum verfügen dürften, denen bei der Sozialhilfe und beim Arbeitslosengeld II zugemutet wurde, mit 1,26 EUR im Monat für Kino- und Theaterbesuche auszukommen.

Neben der »Chancengleichheit«, die den freien Zugang eines jeden Menschen zu Bildungsinstitutionen und zum Arbeitsmarkt voraussetzt, erfuhr besonders die »Generationengerechtigkeit« im 2. Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung eine demonstrative Aufwertung, was vermutlich gleichfalls den Legitimationsbedürfnissen von SPD und Bündnis 90/Die Grünen geschuldet war. Dabei handelt es sich um ein Schlagwort, das wenig zur Klärung der bestehenden Verteilungsverhältnisse, zum Verständnis der gesellschaftspolitischen Hintergründe und zur Aufhellung der sozialstrukturellen Zusammenhänge beiträgt.153

Der 2. Armuts- und Reichtumsbericht ignorierte weitgehend die dreifache Spaltung im vereinten Deutschland, zwischen Ost und West, Nord und Süd sowie Oben und Unten. Da redete man beispielsweise einen »Aufholprozess in den neuen Ländern« schön,154 obwohl sich regionale und soziale Disparitäten zunehmend überlappten. Neben dem West-Ost-Wohlfahrtsgefälle, das seit jeher von einem Süd-Nord-Wohlstandsgefälle in beiden |63|Landesteilen der alten Bundesrepublik überlagert wird, vertiefte sich die Kluft zwischen Oben und Unten, weshalb man heute, gut 25 Jahre nach der DDR-»Wende«, in mehrfacher Hinsicht von einer Zweiklassengesellschaft sprechen kann. Durch sozioökonomische Krisenerscheinungen und Massenarbeitslosigkeit franst die kleinbürgerliche Mitte in den westlichen Bundesländern aus, während sie in den östlichen gar nicht erst zu einer relevanten Kraft geworden ist.

Weiter verwischte der Bericht die strukturellen Zusammenhänge zwischen einer wachsenden Armutspopulation und einem sich parallel dazu vermehrenden Reichtum. Die erschreckend hohe Armutsquote wurde auf eine vor allem aus »externen Schocks« wie den Terroranschlägen des 11. September 2001, dem letzten Irakkrieg, dem Zusammenbruch des IT-Booms und spektakulären Bilanzskandalen von US-Unternehmen resultierende Wachstumsschwäche zurückgeführt und damit als bloßes Konjunktur-, nicht als Strukturproblem (an)erkannt.155 Dass zunehmender Reichtum in einem Wirtschafts- und Gesellschaftssystem, welches auf dem Privateigentum an Produktionsmitteln, der Konkurrenz und der Mehrwertproduktion durch Ausbeutung menschlicher Arbeitskraft basiert, zwangsläufig Armut hervorbringt, blieb völlig außer Betracht.

Schließlich fehlte die Einsicht, dass eine Regierungspolitik der Standortsicherung, wie sie SPD und Bündnis 90/Die Grünen machten, die soziale Polarisierung verschärft. Während Kapitaleigentümer, Begüterte und Spitzenverdiener als Gewinner dieser Form der ökonomischen Modernisierung immer reicher wurden, gehörten Millionen (Langzeit-)Arbeitslose, Obdachlose, Migrant(inn)en, (chronisch) Kranke, Behinderte, sozial benachteiligte Familien und Rentner/innen zu den Hauptverlierer(inne)n rot-grüner Reformen.

Die im November 2005 gebildete Große Koalition setzte die von ihrer Vorgängerregierung begründete Tradition der Armuts- und Reichtumsberichterstattung fort. Seinen Entwurf für den 3. Armuts- und Reichtumsbericht stellte der zuständige Arbeits- und Sozialminister Olaf Scholz (SPD) am 19. Mai 2008 der Öffentlichkeit vor, ohne das Kabinett informiert und eine Ressortabstimmung der Ministerien darüber herbeigeführt zu haben. Noch vor seiner kurzfristig anberaumten Pressekonferenz gab Scholz ausgerechnet Bild am Sonntag (v. 18.5.2008) ein Interview, in dem er seine Interpretation der vorgelegten Daten erläuterte und sich so die Deutungshoheit hierüber sicherte. Unter der Überschrift »Jeder achte Deutsche lebt in Armut!« verkündete Scholz seine zentrale Botschaft: »Der Sozialstaat |64|wirkt!« Ohne die Sozialtransfers wie das Arbeitslosengeld II, Wohngeld und Kindergeld gäbe es laut Scholz doppelt so viele Arme. Die beiden BamS-Redakteure Michael Backhaus und Bernhard Kellner bezweifelten, dass man da von »Armut im engeren Sinn« reden könne, und erklärten die Orientierung des Berichts am Durchschnittseinkommen für »völlig lebensfremd. Denn wenn alle Bankvorstände in diesem Land eine Million Euro zusätzlich erhalten, steigt das Durchschnittseinkommen und somit die statistische Zahl der Armen. An deren tatsächlicher Situation hat sich aber nichts geändert.« Zwar war diese Feststellung falsch und unsachgemäß, weil das Medianeinkommen überhaupt nicht steigt, nur weil einige Bankiers mehr verdienen, Scholz wies sie aber nicht zurück, sondern reagierte eher defensiv: »Klar. Wir haben es mit einem statistischen Wert zu tun. Und richtig ist auch, dass viele der 13 Prozent der Bürgerinnen und Bürger, die von Armut in Deutschland bedroht sind, mehr zum Leben haben als die Durchschnittsverdiener in vielen anderen Ländern. Doch man vergleicht die eigene Situation mit der des Nachbarn.«

Zunächst fiel das Presseecho auf den Entwurfstext verhältnismäßig positiv aus,156 die öffentliche Kritik daran wurde allerdings umso lauter, je mehr Politiker/innen, Expert(inn)en und Journalist(inn)en sich mit seinen Details befassten. Über zentrale Aussagen des Regierungsberichts gab es, wie sich zeigte, zwischen den Koalitionspartnern gravierende Meinungsverschiedenheiten.157 Da die berücksichtigten Zahlen nur bis zum Jahr 2005 reichten, enthülle der Bericht bloß die schlechte Bilanz der rot-grünen Sozialpolitik, meinte beispielsweise der damalige CDU-Generalsekretär Ronald Pofalla. Inzwischen seien die Arbeitslosigkeit und damit auch die Armut erheblich gesunken, was der Bericht unerwähnt lasse, kritisierte der damalige Wirtschaftsminister Michael Glos (CSU).

Zwar war die Arbeitslosigkeit in den Monaten davor zurückgegangen, die »Armutsrisikoquote« deshalb aber nicht automatisch gesunken. Denn wenn die Menschen im Wirtschaftsaufschwung auf breiter Front mehr verdienen, erhöht sich gleichzeitig das Medianeinkommen und damit die Hürde, um nicht mehr als arm zu gelten.158 Außerdem waren trotz der sehr guten Konjunkturlage zahlreiche Arbeitsplätze im Niedriglohnbereich entstanden, weshalb früher Erwerbslose der Armut nicht immer entkamen, wenn sie einen solchen übernahmen. Eine neue Qualität dieses Wirtschaftsaufschwungs lag darin, dass die ökonomische Leistung deutlich zugenommen hatte, bei der Mehrzahl der privaten Haushalte davon jedoch nichts angekommen war, weshalb Camille Logeay und Rudolf Zwiener im |65|Sommer 2008 das vernichtende Urteil fällten: »Trotz eines gut dreijährigen Konjunkturaufschwungs ist die reale Einkommenssituation vieler Haushalte heute schlechter als zuvor.«159

Gewissermaßen seitenverkehrt zu den Unionsparteien und ihren Minister(inne)n im Kabinett Merkel/Steinmeier warfen manche Armutsforscher/innen, linke Kritiker/innen und einzelne Journalist(inn)en der Bundesregierung vor, die soziale Lage in dem Bericht zu beschönigen.160 Hatte die »Armutsrisikogrenze« im 2. Regierungsbericht von 2005 noch bei 938 EUR gelegen, war sie im 3. Armuts- und Reichtumsbericht drastisch auf 781 EUR gesunken, wodurch sich die Zahl der Betroffenen rein rechnerisch deutlich verringerte. Dies war nur zu einem geringen Teil den Lohn- und Gehaltseinbußen geschuldet, die Arbeitnehmer/innen hierzulande in der Zwischenzeit erlitten hatten. Entscheidender war, dass die Bundesregierung bzw. das zuständige Arbeits- und Sozialministerium von einer anerkannt seriösen Datengrundlage, dem Sozio-oekonomischen Panel (SOEP), das seit 1984 bundesweit und mittlerweile vom DIW erhoben wird, zu einer anderen Quelle, nämlich der Gemeinschaftsstatistik über Einkommen und Lebensbedingungen »Leben in Europa« (EU-SILC), hinübergewechselt hatte, die erst seit 2005 gleichfalls jährlich erhoben wird und EU-weite Vergleiche ermöglicht,161 aber bei weitem nicht denselben hohen wissenschaftlichen Ansprüchen genügt.

Besonders groß fiel der Unterschied durch die Verwendung einer anderen Erhebung bei den Kindern unter 15 Jahren aus: Während die »Armutsrisikoquote« für diese Gruppe im Jahr 2005 nach den Ergebnissen von EU-SILC bei 12 Prozent lag, d.h. sogar einen Prozentpunkt unter dem Wert für die Gesamtbevölkerung, lag sie auf der Grundlage des SOEP mehr als doppelt so hoch, nämlich bei 26 Prozent (18 Prozent insgesamt), was der 3. Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung nur am Rande vermerkte.162

Mit dem Entwurf zum 4. Armuts- und Reichtumsbericht, der im September 2012 erneut durch eine Indiskretion an die Öffentlichkeit gelangte, erreichte die Debatte über die soziale Polarisierung in der Bundesrepublik einen weiteren Höhepunkt. Als die Süddeutsche Zeitung (v. 18.9.2012) darüber unter dem Titel »Reiche trotz Finanzkrise immer reicher« berichtete, ging ein kurzer Aufschrei der Empörung durchs Land, weil das Bundesministerium für Arbeit und Soziales die Tendenz zur Spaltung des Landes empirisch belegte. Obwohl man über den privaten Reichtum und seine Konzentration auf wenige Familien nicht viel mehr als in früheren Regie|66|rungsdokumenten dieser Art erfuhr, riefen die wenigen Zahlen hierzu die FDP auf den Plan, deren Zerrbild einer wohlständigen, sozial nivellierten und wenig polarisierten Bundesrepublik dadurch getrübt wurde. Innerhalb der schwarz-gelben Koalition stieß sich besonders Vizekanzler und Wirtschaftsminister Philipp Rösler an den Feststellungen im Entwurf des Sozialressorts, wonach die Privatvermögen hierzulande »sehr ungleich verteilt« waren, die Einkommensspreizung zugenommen hatte, über 4 Mio. Menschen für einen Bruttostundenlohn von unter 7 EUR arbeiteten und Niedriglöhne das Armutsrisiko verschärfen und den sozialen Zusammenhalt schwächen, sowie an der Forderung nach einer Prüfung durch die Bundesregierung, ob und wie der private Reichtum über die Progression in der Einkommensbesteuerung hinaus für die nachhaltige Finanzierung öffentlicher Aufgaben heranzuziehen sei.163

Daraufhin wurden jene Passagen, die den ausufernden Niedriglohnsektor, die zunehmende Lohnspreizung und die extreme Verteilungsschieflage betrafen, im Rahmen der Ressortabstimmung gestrichen, ins Gegenteil verkehrt bzw. abgeschwächt,164 was der Regierungskoalition nach Bekanntwerden der geänderten Fassung den Vorwurf eintrug, Zensur ausgeübt und das Dokument über die Lebenslagen in Deutschland geschönt zu haben. Der Bielefelder Sozialhistoriker Hans-Ulrich Wehler nannte die Änderung des Ursprungsentwurfs ein »schwarz-gelbes Bubenstück«, das zur »Verstümmelung« des 4. Armuts- und Reichtumsberichts geführt habe, und fragte mit Recht, wo angesichts einer sich dramatisch zuspitzenden Ungleichverteilung von Einkommen, Vermögen und Lebenschancen der Protest blieb.165

Trotz aller Beschönigungs-, Beschwichtigungs- und Entschuldigungsversuche dokumentierte der 4. Armuts- und Reichtumsbericht deutlicher als die vorangegangenen Deutschlands doppelte Spaltung: Erstens wuchsen Armut und Reichtum als zwei Seiten derselben Medaille gleichermaßen. Dies zeigte sich besonders deutlich beim Vermögen, das Arme gar nicht haben, weil es sich zunehmend bei wenigen Hyperreichen konzentriert, die über riesiges Kapitaleigentum verfügen und meistens auch große Erbschaften machen. Während die reichsten 10 Prozent der Bevölkerung fast 53 Prozent des Nettogesamtvermögens besaßen, kam die ärmere Hälfte der Bevölkerung nur auf 1 Prozent.166 Zweitens ging der wachsende private Reichtum zwangsläufig mit einer öffentlichen Verarmung einher. Während sich das private Nettovermögen allein zwischen 2006 und 2011 um 1,5 Bio. EUR auf gut 10 Bio. EUR erhöht hatte, war |67|das Nettovermögen des Staates in den vergangenen beiden Jahrzehnten um mehr als 800 Mrd. EUR gesunken.167

Methodisch hatte im 4. Armuts- und Reichtumsbericht ein Paradigmenwechsel stattgefunden: Die bisher im Mittelpunkt stehenden Kernindikatoren (17 Armuts-, 5 Reichtums- und 8 Querschnittsindikatoren) wurden zwar fortgeschrieben, in den Vordergrund rückten durch die Entscheidung für das Lebensphasenmodell aber die biografischen Übergänge zwischen Kindheit, Jugend sowie frühem, mittlerem, hohem und höchstem Erwachsenenalter.168 Der analytische Fokus lag auf »sozialer Mobilität«, d.h. gesellschaftlichen Auf- und Abstiegen sowohl im Lebensverlauf von Menschen (intragenerationale Mobilität) wie von der Eltern- zur Kindergeneration (intergenerationale Mobilität). Primär ging es um die Erfolgs- und Risikofaktoren für Auf- bzw. Abstiege in verschiedenen Lebensphasen.

Zwar werden an bestimmten Stationen im Lebensverlauf vieler Menschen entscheidende Weichen gestellt, die biografische Entwicklung gibt aber höchstens Aufschluss über einen geringen Teil der Armutsrisiken. Das sog. Lebensphasenmodell fokussiert auf situative Momente der Armutsentwicklung, wohingegen sozioökonomische, sektorale und sozialräumliche Entwicklungsdeterminanten zwangsläufig aus dem Blickfeld geraten. Dass die Armut – ebenso wie der Reichtum – strukturell bedingt und ein gesellschaftliches Problem ist, entgeht der Analyse, wenn die aufeinander folgenden Abschnitte der Biografie im Mittelpunkt stehen. Hier lag ein Hauptmangel aller bisherigen Regierungsberichterstattung: Nach den ökonomischen, politischen und sozialen Ursachen der kaum mehr zu leugnenden Spreizung von Einkommen und Vermögen wurde nicht gefragt. Höchstens die Auslöser persönlicher Notlagen wie Arbeitslosigkeit, Trennung bzw. Scheidung vom (Ehe-)Partner oder (Früh-)Invalidität waren Gegenstand der Betrachtung.

Während das Stichwort »Kinderarmut« nur in den Fußnoten bzw. den dort aufgeführten Titeln zitierter Fachliteratur auftauchte, wurde Altersarmut als in ferner Zukunft drohende Gefahr heruntergespielt: »Die Einkommens- und Vermögenssituation der Älteren von heute ist überdurchschnittlich gut«, hieß es im 4. Armuts- und Reichtumsbericht.169 Es wurde darauf hingewiesen, dass am 31. Dezember 2011 »nur« 436.210 Personen über 64 Jahren die Grundsicherung im Alter bezogen, was einem Anteilswert von rund 2,6 Prozent der Bevölkerung in dieser Altersgruppe entsprach, wohingegen der Anteil von Empfänger(inne)n von Mindestsiche|68|rungsleistungen aller Altersgruppen an der Gesamtbevölkerung bei 8,9 Prozent lag. Dies mache deutlich, »dass Bedürftigkeit im Alter heute kein Problem darstellt.«170 Hierbei verkannte die Bundesregierung, dass die Dunkelziffer, d.h. der Anteil jener Menschen, die – ihnen eigentlich zustehende – Leistungen der Grundsicherung nicht beantragen, weil sie den bürokratischen Aufwand scheuen oder fälschlicherweise den Unterhaltsrückgriff auf ihre Kinder und Enkel fürchten, unter den Senior(inn)en besonders hoch ist. Man musste deshalb von weit mehr als einer Million Ruheständler(inne)n ausgehen, die auf oder unter dem Hartz-IV-Niveau (damals im Durchschnitt 707 EUR pro Monat) lebten. Mehr als 760.000 Senior(inn)en hatten einen Minijob; fast 120.000 davon waren 75 Jahre oder älter.

Eine den Interessen reicher Besitzstandswahrer verpflichtete Regierung wollte diesen nicht wehtun und vermied alles, was sie stärker belasten würde. Daher wurden auch keinerlei Konsequenzen im Sinne einer Kurskorrektur, etwa auf steuerpolitischem Gebiet, gezogen. Sollte die Bundesregierung laut dem ursprünglichen Berichtsentwurf wenigstens prüfen, ob und wie privater Reichtum über die Progression in der Einkommensteuer hinaus für die nachhaltige Finanzierung öffentlicher Aufgaben herangezogen werden könne,171 heißt es in der Endfassung: »Die Bundesregierung prüft, wie weiteres persönliches und finanzielles freiwilliges Engagement Vermögender [Hervorh. im Original, Ch.B.] in Deutschland für das Gemeinwohl eingeworben werden kann.«172 Die neue, total verquaste Formulierung konnte nicht überdecken, dass man es Reichen und Hyperreichen selbst überließ, ob und wie sie sich für das Gemeinwohl engagieren, ohne damit die wachsenden sozialen Probleme der Bundesrepublik auch nur ansatzweise zu lösen.

Globalisierung als neoliberales Projekt zur Vergrößerung der sozialen Ungleichheit

Häufig bleiben Untersuchungen zur Armutsentwicklung rein deskriptiv und lassen ein Theoriedefizit im Hinblick auf die Erklärung von deren Ursachen erkennen. Umso wichtiger erscheint das Bemühen, die gesellschaftlichen Wurzeln der Armut zu analysieren. Zwar sind Armutsphänomene, Mangelerscheinungen und soziale Bedürftigkeit historisch gesehen |69|nichts Neues, vielmehr so alt wie die Menschheit selbst, sie weisen hier und heute aber »postmoderne« Züge auf, die es nahelegen, ihre Entstehungsursachen in jüngster Zeit zu suchen. Michel Chossudovsky, Professor für Wirtschaftswissenschaft an der Universität Ottawa, spricht von einer »Globalisierung der Armut«, für die er Institutionen wie die Weltbank, den Internationalen Währungsfonds (IWF) und die Welthandelsorganisation (WTO) verantwortlich macht. Der sog. Washingtoner Konsens habe große Teile der Weltbevölkerung nach dem Ende des sog. Kalten Krieges in eine ökonomische und soziale Krise ungeheuren Ausmaßes gestürzt: »Die Neue Weltordnung nährt sich von menschlicher Armut und der Zerstörung der natürlichen Umwelt. Sie schafft soziale Apartheid, schürt Rassismus und ethnische Kämpfe, sie höhlt die Rechte von Frauen aus und stürzt häufig Länder in zerstörerische Auseinandersetzungen zwischen verschiedenen Volksgruppen.«173

In letzter Konsequenz ist die wachsende Dramatik der Armut auf die Weltmarktdynamik und die verschärfte »Standortkonkurrenz« zurückzuführen. Vergleicht man die soziale Situation von Armut betroffener Personen in westlichen Wohlfahrtsstaaten mit jener extrem armer Bewohner/innen in Entwicklungsländern des globalen Südens, springt sofort ins Auge, dass die Armut viele Gesichter hat. »Zwar bestehen bedeutsame Unterschiede der Armut in der Dritten und der Ersten Welt, dennoch lassen sich auf der Ebene der Ursachen und folgen Gemeinsamkeiten benennen, die mit der sozialen Polarisierung zusammenhängen, die der gegenwärtige Prozeß der Globalisierung mit sich bringt.«174 H. Gerhard Beisenherz, wiss. Mitarbeiter am Deutschen Jugendinstitut (DJI) in München, hat die o.g. unterschiedlichen Armutsformen im Sinne einer gemeinsamen wirtschaftstheoretischen Perspektive erfasst und sie dann mittels des Begriffs »Globalisierungsarmut« analytisch eingeordnet. Für ihn handelt es sich um einen ganz neuen Armutstyp, der die »radikale Hegemonie des Ökonomischen gegenüber kulturellen und sozialen Standards und Traditionen« zum Ausdruck bringt, wodurch soziale Differenzierung in Polarisierung umschlägt und Strategien der Unterstützung benachteiligter Bevölkerungsschichten obsolet werden: »An die Stelle einer Philosophie der Reintegration tritt das Management von Inklusions- und Exklusionsprozessen. Damit wird Exklusion wieder denkbar, legitimiert durch die Figur der umfassenden Selbstverantwortlichkeit des Selbst-Unternehmers. Nur wer im Sinne dieses neuen Leitbildes zumindest seine eigene Armut |70|selbst bekämpfen kann, gilt sozial als Zugehöriger, und primär an diesen richtet sich eine an Effektivität orientierte Hilfe.«175

Seit den frühen 1990er-Jahren ist von »Globalisierung« die Rede. Buchveröffentlichungen darüber füllen inzwischen ganze Bibliotheken.176 Zwischen der Globalisierung als »Gattungsbezeichnung« für die nationalstaatlichen Grenzen überschreitende und der Tendenz nach überwindende Prozesse einer Intensivierung wissenschaftlich-technischer, ökonomischer, politischer, sozialer und kultureller Beziehungen einerseits sowie dem neoliberalen Konzept der »Standortsicherung« andererseits muss deutlich unterschieden werden, anstatt beide gleichzusetzen oder gar zu verwechseln.

Als zwei Grundpositionen der Globalisierungsdiskussion stehen sich die sog. Ideologie- und die sog. Sachzwangthese gegenüber. Letztere wurde als »eine Form des Ökonomie-Fetischs« bezeichnet, weil ignoriert werde, dass Veränderungen der Weltwirtschaft auch Ergebnis gesellschaftlicher Kämpfe und politischer Entscheidungen seien. »Die VertreterInnen der Ideologie-These leugnen nicht nur die Umbrüche und Veränderungen, die zu einer neuen Qualität des kapitalistischen Reproduktionszusammenhangs geführt haben; mit ihrem aufklärerischen Habitus übersehen sie die überaus wirkungsmächtige Dimension diskursiver Performanz – Ideologie wird hier nur als eine Art ›falsches Bewußtsein‹ verstanden.«177 Stephan Adolphs, Wolfgang Hörbe und Serhat Karkayali meinen, stattdessen müsse die (neoliberale Variante der) Globalisierung im Rahmen einer dritten Grundposition, der sog. Projektthese, als Bestandteil und Resultat einer Vielzahl von »Politikprojekten« begriffen werden, die je nach den gegebenen sozialen Kräftekonstellationen mit unterschiedlichem Gewicht durchschlügen: »Sie sind als Versuche anzusehen, Formen der Regulation zu etablieren, die die – aufgrund andauernder Krisenprozesse – immer stärker auftretenden gesellschaftlichen Widersprüche und Konflikte ›lösen‹ sollen.«178

Hinter dem wohlklingenden Etikett »Globalisierung« verbirgt sich ein gesellschaftspolitisches Großprojekt des Neoliberalismus, das überall auf der Welt mehr soziale Ungleichheit bezweckt. Aus einer Wirtschaftstheorie, die durch Verbesserung der Angebotsbedingungen (z.B. Steuererleichterungen für Unternehmen) optimale Verwertungsmöglichkeiten für das Kapital zu garantieren empfahl, hat sich der Neoliberalismus zu einer Sozialphilosophie entwickelt, welche die ganze Gesellschaft nach dem Modell der Leistungskonkurrenz (um)gestalten will, wobei ihr der Wettbewerb zwischen (arbeitenden) Menschen, Unternehmen, Regionen und Nationen, |71|kurz: »Wirtschaftsstandorten« unterschiedlicher Art, als Wundermittel zur Lösung aller sozialen Probleme gilt.179

Mit dem Projekt einer neoliberalen Modernisierung bzw. einer Umstrukturierung fast aller Gesellschaftsbereiche nach dem Muster des Marktes, seiner Konkurrenzprinzipien und Leistungsnormen verbindet sich der Irrglaube, durch einen möglichst scharfen »Standortwettbewerb« könne universeller Wohlstand geschaffen, Arbeitslosigkeit als Massenphänomen beseitigt und Armut für immer überwunden werden. »Die Annahme, dass Globalisierung quasi ein menschliches Herz habe und Menschen weltweit in Arbeit und Brot bringt, erweist sich […] als Irrtum. Unter dem Aspekt der Verteilungs- und hier wiederum der Bedarfsgerechtigkeit ist vielmehr das Gegenteil der Fall.«180 John Gray, damals Professor an der London School of Economics and Political Science und früher einer der wichtigsten Berater von Margaret Thatcher, sprach denn auch von einer »falschen Verheißung« im Hinblick auf die Segnungen des globalen Kapitalismus.181

Sozialstaatskritik und Standortlogik

Der moderne Wohlfahrtsstaat geriet um die Mitte der 1970er-Jahre ins Kreuzfeuer neoliberaler Kritik. Politiker/innen, Publizist(inn)en und Wissenschaftler/innen bemängelten, dass er immer weniger bezahlbar und seiner Hauptaufgabe der Armutsbekämpfung nicht (mehr) gewachsen sei. für den Neoliberalismus, der eine Wirtschaftstheorie war, die Margaret Thatcher in Großbritannien und Ronald Reagan in den USA zum Regierungsprogramm erhoben, bevor daraus eine umfassende Gesellschaftsphilosophie und schließlich eine Art politischer Zivilreligion wurde, die alle entwickelten Industriegesellschaften erfasste, sind »soziale Wohltaten« purer Luxus, den sich selbst eine reiche Industrienation wie die deutsche nicht mehr leisten kann.

Wirtschaftsliberale möchten den Wohlfahrtsstaat am liebsten auf seine Basisfunktion der Armutsbekämpfung, -vermeidung und -verringerung reduzieren. Jan Roß stellt beispielsweise – ausgerechnet in einer »Streitschrift gegen den Vulgärliberalismus«, als dessen Kritiker er sich versteht – fest: »Für die dringenden Bedürfnisse der wenigen wirklich Armen würde das Geld schon reichen. Aber es den vielen recht zu machen, denen es eigentlich ganz gut geht und deren Ansprüche entsprechend hoch sind – das eben ist nicht mehr zu bezahlen. Deshalb ist der oft angeprangerte ›Sozialabbau‹ unvermeidlich.«182 Darüber hinaus obliegt dem Wohlfahrts|72|staat jedoch die Gewährleistung eines Höchstmaßes an sozialer Sicherheit für alle (im Hinblick auf das erreichte Maß an Produktivität, Wirtschaftskraft und gesellschaftlichem Wohlstand), d.h. unter den gegebenen Voraussetzungen nicht zuletzt: Lebensstandardsicherung im Falle des Arbeitsplatzverlustes, der Invalidität oder der Erwerbsunfähigkeit im Alter und die Schaffung eines sozialen Ausgleichs, damit die Einkommens- bzw. Vermögensunterschiede nicht ins Extreme wachsen.

Kennzeichnend für den deutschen Wohlfahrtsstaat war seit Otto von Bismarcks Sozialreformen im 19. Jahrhundert, dass die Lohnarbeiter gegen allgemeine Lebensrisiken wie Krankheit, Invalidität und Not im Rentenalter versichert wurden. Durch die Zahlung von Beiträgen, an der sich ihre Arbeitgeber später grundsätzlich halbparitätisch beteiligten, erwarben sie – in der Bundesrepublik gemäß Art. 14 Abs. 1 GG verfassungsrechtlich geschützte – Ansprüche, die beim Eintritt des Versicherungsfalls befriedigt werden mussten. Nachteilig wirkte hingegen, dass sich die gesellschaftliche Statushierarchie und berufliche Standesunterschiede durch das Sozialversicherungssystem in den Wohlfahrtsstaat hinein verlängerten bzw. verfestigten: Je mehr man bis zur Beitragsbemessungsgrenze verdiente, umso höher fiel später auch die Altersrente aus. Wer keine (lückenlose) Erwerbsbiografie aufwies und/oder zu den Niedrigverdiener(inne)n gehörte, hatte dagegen auch keine bzw. entsprechend geringere Rentenzahlungen zu erwarten und musste in der Regel mit Fürsorgeleistungen vorliebnehmen.

Seine neoliberalen Kritiker werfen dem Sozialstaat vor, die Freiheit nicht bloß der einzelnen Wirtschaftssubjekte, Unternehmer und Arbeitnehmer/innen, sondern auch seiner armen, erwerbslosen Bürger/innen mit Füßen zu treten. Geradezu beispielhaft argumentiert in diesem Zusammenhang Rainer Hank: »Der Wohlfahrtsstaat entwürdigt, indem er Almosen verteilt.«183 Dies tat der Sozialstaat früher gerade nicht, weil er die Grundrechte achtete und sein Handeln auf Rechtsansprüchen beruhte, die bürokratische Willkürmaßnahmen seitens der Behörden ausschließen sollten. Erst die neoliberale Transformation des Wohlfahrtsstaates reduziert diesen darauf, nur noch das Existenzminimum seiner vom Markt ausgegrenzten Bürger/innen mehr schlecht als recht zu sichern oder durch das zivilgesellschaftliche Engagement der Besserverdienenden sichern zu lassen. Almosen schaffen keine soziale Gerechtigkeit,184 wie sie der moderne Wohlfahrtsstaat verlangt, vielmehr das Gegenteil davon. Wenn es den Reichen überlassen bleibt, was sie den Armen geben, wird deren Menschenwürde im Schenkungsakt selbst verletzt. Nur der bisher verfassungs|73|gerichtlich garantierte Rechtsanspruch auf Transferleistungen verhindert, dass Lebensrisiken in Existenzkrisen münden. Ohne den entwickelten Wohlfahrtsstaat wird die Lohnarbeit im globalisierten Kapitalismus zum sozialen Vabanquespiel, was jeder Durchschnittsverdiener weiß, der kein Vermögen besitzt.

Wortführer des Neoliberalismus wie Hank forderten die Beschränkung auf einen »Kernsozialstaat«, der nur noch dann tätig werden solle, wenn für Risiken »auf privaten Kapital- und Versicherungsmärkten eine effiziente Vorsorge nicht möglich ist. Dies gilt beim heutigen Zustand der Kapital- und Versicherungsmärkte allenfalls noch für die Arbeitslosenversicherung, nicht aber für die Kranken- und Rentenversicherung und schon gar nicht für die Pflegeversicherung.«185 Perspektivisch droht das Gemeinwesen in einen Wohlfahrtsmarkt sowie einen Wohltätigkeitsstaat gespalten zu werden: Auf dem Wohlfahrtsmarkt kaufen sich Bürger/innen, die es sich finanziell leisten können, soziale Sicherheit (z.B. Altersvorsorge durch Versicherungspolicen der Assekuranz). Dagegen stellt der »postmoderne« Sozialstaat nur noch euphemistisch »Grundsicherung« genannte Minimalleistungen bereit, die Menschen vor dem Verhungern und Erfrieren bewahren, gibt sie ansonsten jedoch der Obhut karitativer Organisationen und privater Wohltäter/innen anheim.

Milton Friedman, einer der »Klassiker« des Neoliberalismus, erklärte die Privatwohltätigkeit seinerzeit zu der in mehrerer Hinsicht wünschenswertesten Form der Armutsbekämpfung: »Es ist bemerkenswert, daß in der Periode des Laissez-faire, in der Mitte und gegen Ende des 19. Jahrhunderts, in den Vereinigten Staaten und in Großbritannien private Hilfsorganisationen und wohltätige Einrichtungen eine außergewöhnliche Verbreitung erfuhren. Einer der Hauptnachteile der Zunahme öffentlicher Wohlfahrt lag in der gleichzeitigen Abnahme privater Aktivitäten dieser Art.«186 Umgekehrt haben das karitative Engagement, die ehrenamtliche Tätigkeit in der »Bürger-« bzw. »Zivilgesellschaft«, die wohltätigen Spenden sowie das Stiftungswesen hierzulande offenbar gerade deshalb wieder Hochkonjunktur, weil man den Sozialstaat demontiert und dafür gesellschaftliche Ersatzinstitutionen benötigt.

Ginge es nach den neoliberalen Theoretikern, würden die meisten Bildungs-, Wissenschafts-, Kultur-, Umweltschutz-, Freizeit-, Sport- und Wohlfahrtseinrichtungen, kurz: fast alle Bereiche des öffentlichen Lebens, die nicht hoheitlicher Natur sind, noch stärker als bisher vom Kommerz beherrscht bzw. von der Spendierfreude privater Unternehmen, Mäzene |74|und Sponsoren abhängig gemacht. Dabei wäre es erheblich besser, sie in der Obhut staatlicher – und das heißt bei uns: demokratisch legitimierter – Institutionen zu belassen. Stiftungen, die oftmals eher Steuersparmodelle für Multimillionäre und Milliardäre bilden als philanthropischen Motiven entspringen und sozial Benachteiligten nützen, können den entwickelten Wohlfahrtsstaat nicht ersetzen, sie dürfen ihn aber auch nur so weit ergänzen, als es der Erfüllung seiner verfassungsmäßigen Aufgaben dient. Öffentlich kontrollierten Entscheidungsprozessen gebührt absoluter Vorrang gegenüber privaten, dem Interesse an Imagepflege oder altruistischen Regungen geschuldeten Aktivitäten im sozialen Bereich.

Die staatliche Sozialpolitik lehnen Neoliberale zwar meistenteils nicht grundsätzlich ab, stehen ihr jedoch äußerst skeptisch gegenüber und beschränken sich daher auf einen »sozialpolitischen Minimalismus«, den Bernd Reef als »zentrales Charakteristikum« ihrer Konzeption betrachtet.187 Der Würzburger Ökonom Norbert Berthold will die Staatseingriffe drastisch verringern und betrachtet die »Garantie eines Existenzminimums« als »eigentliches Betätigungsfeld« des Sozialstaates, auf welches sich dieser zurückziehen soll.188 Dass sich der Sozialstaat darauf beschränkt, das Verhungern seiner Bürger/innen zu verhindern, dürfte allerdings weder im Sinne des Grundgesetzes noch in einer so wohlhabenden Gesellschaft wie unserer ethisch verantwortbar sein. Zu Fragen ist vielmehr, ob der staatliche Verantwortungsbereich angesichts zuletzt wieder massiv wachsender sozialer und Beschäftigungsprobleme wirklich ohne verheerende Konsequenzen für Wirtschaft und Gesellschaft eingeschränkt werden kann, zumal die Globalisierung neben supranationalen Regulierungserfordernissen einen signifikant größeren politischen Handlungsdruck nach innen schafft.

Neoliberale möchten die Sozialleistungen drastisch reduzieren, was sie nicht immer deutlich zum Ausdruck bringen, und zudem auf die »wirklich Bedürftigen« konzentrieren. Exemplarisch sei der ehemalige Bundeswirtschaftsminister und FDP-Politiker Otto Graf Lambsdorff zitiert: »Bei mehr Marktwirtschaft hätten wir mehr mündige Bürger, weniger Trittbrettfahrer auf dem Wohlfahrtszug und mehr Arbeit in zumutbaren Beschäftigungen. Dann wäre auch mehr Hilfe für die wirklich sozial Schwachen möglich.«189 Man sollte Arme nicht als »sozial Schwache« bezeichnen, wie das viele Politiker, publizistische Meinungsführer und Multiplikatoren tun, sondern als Bedürftige, Benachteiligte und Einkommensschwache, um sie nicht durch eine unbedachte, diskreditierend wirkende Wortwahl sprachlich abzuwerten. Denn Jens S. Dangschat fragt zu Recht: »Sind nicht viel|75|mehr jene Menschen ›sozial schwach‹, die ihren Reichtum zu Lasten des Zusammenhalts der Gesellschaft noch weiter steigern und die ihre Wohlstandsposition dem zunehmenden Ausspielen der sozialen Integration gegenüber den Wachstums- und Wettbewerbsbedingungen verdanken, und vor allem jene, die diese Entwicklung bewußt forcieren, um ihre eigenen Vorstellungen gesellschaftlicher Modernisierung gegen die Interessen der Mehrheit durchzusetzen?«190

Sozialstaatlichkeit begreifen Ultraliberale als Standortnachteil, der die internationale Konkurrenzfähigkeit gefährdet: »Wenn Europa im 21. Jahrhundert als erfolgreicher Industriestandort überleben und den Weg zurück zur hohen und stabilen Beschäftigung finden soll, muß die optimale Wirtschaftsleistung Vorrang vor der maximalen Sozialleistung haben.«191 Daher ist der Wohlfahrtsstaat für neoliberale Ökonomen bestenfalls ein notwendiges Übel, aber nicht mehr. Selbst wer sie – wie etwa der Kölner Emeritus Carl Christian von Weizsäcker – nicht mit der Globalisierung in Verbindung bringt, thematisiert ausschließlich die »Grenzen der Sozialpolitik«, statt ihre Möglichkeiten in einer Gesellschaft auszuloten, die nie wohlhabender war. Dahinter steckt die Furcht, der Wohlfahrtsstaat mache seine Klientel zu Faulenzern und gefährde das Funktionieren der Marktwirtschaft, wenn er die Armen zu stark unterstützt: »Ein zu weit ausgebauter Sozialstaat hemmt die Leistungsbereitschaft seiner Nutznießer.«192

Neoliberale propagieren einen reinen Fürsorge-, Almosen- und Suppenküchenstaat, der die »Lohnnebenkosten« und folgerichtig auch die Sozialleistungen reduziert, damit sie die Firmen kaum belasten und deren Konkurrenzfähigkeit auf dem Weltmarkt nicht gefährden. Man müsse, lautet das Credo, mehr Lohnspreizung bzw. Einkommensungleichheit hinnehmen, um die Arbeitslosigkeit mit Erfolg bekämpfen zu können. Der frühere sächsische Ministerpräsident Kurt Biedenkopf bemerkte in Anlehnung an das neoliberale Mantra, wonach die »Personalzusatzkosten«, vor allem die Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung, die internationale Wettbewerbsfähigkeit der Bundesrepublik beeinträchtigen: »Es wird eine entscheidende Aufgabe der Reform des Systems der sozialen Sicherheit sein, das Arbeitsverhältnis – zumindest teilweise – von diesen Lasten zu befreien und andere Formen der Finanzierung der sozialen Systeme zu entwickeln.«193 |76|

Folgen der neoliberalen Politik

Das positive Moment an der Globalisierung ist die Überwindung nationaler und kontinentaler Grenzen, die negativen Auswirkungen der Standortpolitik bestehen hingegen in der Wohlstandsmehrung für relativ wenige und in der Verarmung vieler Menschen, verbunden mit einer Tendenz zur Spaltung von Wirtschaft, Gesellschaft und (Sozial-)Staat. Robert Went spricht treffend von einer »doppelten Polarisation – innerhalb der Länder und weltweit zwischen den Ländern« als Ursache wachsender sozialer Unterschiede bzw. Gegensätze.194 Der ganze Planet wurde in Gewinner- und Verliererstaaten und jede Gesellschaft mit enormen materiellen Konsequenzen noch einmal in soziale Auf- und Absteiger/innen gespalten. Dies ging nicht zuletzt mit tiefgreifenden Bewusstseinsveränderungen der davon Betroffenen einher: Einerseits richtet sich der unter Bessergestellten verbreitete Wohlstandschauvinismus gegen sozial Benachteiligte, andererseits büßen die Ausgegrenzten oft genug an Selbstbewusstsein und Selbstwertgefühl ein, das sie dringend brauchen würden, um sich auf dem Arbeitsmarkt zu behaupten.

In der neoliberalen Weltsicht erscheint Armut nicht als gesellschaftliches Problem, vielmehr als selbst verschuldetes Schicksal, das im Grunde eine gerechte Strafe für Leistungsverweigerung oder die Unfähigkeit darstellt, sich bzw. seine Arbeitskraft auf dem Markt mit ausreichendem Erlös zu verkaufen, wie der Reichtum umgekehrt als angemessene Belohnung für eine Leistung betrachtet wird, die im Falle eines Börsenspekulanten auch ganz schlicht darin bestehen kann, den guten Tipp eines Anlageberaters zu befolgen.

Dass die neoliberale Hegemonie, d.h. die öffentliche Meinungsführerschaft des Marktradikalismus nicht ohne Folgen für das Alltagsbewusstsein geblieben ist, zeigt der Wandel im Hinblick auf typische Erklärungen für Armutsentwicklungen, die Serge Paugam in einer mehrere europäische Länder miteinander vergleichenden Studie untersucht hat. Der französische Sozialwissenschaftler konnte nachweisen, »dass individuelle Verantwortung seit Ende der 1990er Jahre deutlich häufiger als Erklärung von Armut angeführt wird.«195 Dies dürfte mit der starken Betonung der »Eigenverantwortung« im Neoliberalismus zusammenhängen. Nicht weniger wichtig für das gewählte Erklärungsmuster sind allerdings persönliche Erfahrungen mit Arbeitslosigkeit und Armut. »Wenn die Arbeitslosigkeit |77|hoch ist, steigt die Wahrscheinlichkeit spürbar, dass die befragten Personen Ungerechtigkeit als Ursache für Armut angeben; wenn die Arbeitslosigkeit niedrig ist, geht sie auch wieder in signifikantem Maß zurück.«196

Die neoliberale Modernisierung führte praktisch überall auf der Welt zu sozialer Polarisierung, Pauperisierung und Entsolidarisierung. In einer kapitalistischen Hochleistungsgesellschaft, die den Wettbewerb bzw. die Leistung geradezu glorifiziert und Letztere mit Prämien, Gehaltszulagen oder Lohnsteigerungen prämiert, erscheint Armut funktional, weil sie nur das Pendant dessen verkörpert, was die Tüchtigeren und daher Erfolgreichen in des Wortes doppelter Bedeutung »verdient« haben. Armut ist mithin weder ein politischer »Betriebsunfall« noch ein »unsozialer Kollateralschaden« des Globalisierungsprozesses, vielmehr systembedingt, d.h. Strukturmerkmal und Funktionselement einer kapitalistischen Marktgesellschaft im Zeichen der Restrukturierung fast aller Lebensbereiche nach dem Konkurrenzparadigma und neoliberalen Modellvorstellungen.

Bereits seit geraumer Zeit bildet die Bundesrepublik – sich damit anderen westlichen Industriestaaten angleichend – eine duale Armutsstruktur aus: Den armen Erwerbslosen, die aufgrund zu niedriger oder fehlender Lohnersatzleistungen auf das Existenzminimum zurückgeworfen werden, sind die erwerbstätigen Armen zur Seite getreten, deren Lohn für ein Leben im gesicherten Wohlstand nicht ausreicht. Während sich die Langzeit-, perforierte bzw. Mehrfacharbeitslosigkeit vornehmlich älterer und/oder gering qualifizierter Personen zur Dauerarbeitslosigkeit verfestigt und die hiervon Betroffenen eine Schicht total Deklassierter, d.h. vom Arbeitsmarkt wie auch von der Beteiligung an gesellschaftlichen Prozessen weitgehend Verbannter bilden, nimmt die Zahl jener Personen/Haushalte, deren Einkommen trotz kontinuierlicher Lohnarbeit in form eines oder sogar mehrerer Arbeitsverhältnisse nicht oder nur knapp über der relativen Armutsgrenze liegt, gleichfalls zu. Auch in der Bundesrepublik hat sich ein breiter, seinem Umfang nach oftmals unterschätzter Niedriglohnsektor herausgebildet, der längst nicht mehr nur typische Frauenarbeitsplätze umfasst.197

Prozesse der Pauperisierung, der sozialen Polarisierung und einer Dualisierung der Sozialstruktur sind Resultate der neoliberalen Modernisierung. Denn die wirtschaftliche Globalisierung führt keineswegs zur Verallgemeinerung des Wohlstandes. Vielmehr wirkt die Standortpolitik als »soziales Scheidewasser«, das die Bevölkerung in Gewinner und Verlierer/innen, diese jedoch wiederum in Marginalisierte (Dauerarbeitslose, Deprivierte und Langzeitarme) einerseits sowie Geringverdiener/innen (prekär Be|78|schäftigte, von Überschuldung Bedrohte und Kurzzeitarme) andererseits spaltet. Während die Dauerarbeitslosen den »sozialen Bodensatz« im Gegenwartskapitalismus bilden, verkörpern die Niedriglohnempfänger/innen, oftmals Migrant(inn)en und ethnischen Minderheiten entstammend, eher das »Treibgut« des Globalisierungsprozesses.198

Einerseits reicht das Armutsrisiko heute bereits bis tief in die Mittelschicht hinein, was sich in der Überschuldung von Existenzgründer(inne)n und »abhängigen« bzw. Soloselbstständigen genauso manifestiert wie in den prekären Lebenslagen von Menschen, die keinen gesicherten Arbeitsplatz haben, sondern fürchten müssen, praktisch über Nacht unter die Armutsschwelle zu sinken. Andererseits weitet sich jener Sektor aus, in dem totale Perspektivlosigkeit, Not und Verelendung die Lebenslagen der Menschen bestimmen. Richard Hauser wies schon um die Mitte der 90er-Jahre auf die wachsende Zahl von »Nichtsesshaften«, Langzeitarmen und verarmten Ausländer(inne)n hin.199 Mittlerweile dürfte sich deren Situation erheblich verschlechtert haben.

Die latente, aber auch die evidente Armut von Obdachlosen, Trebegänger(inne)n und Bettler(inne)n hat – besonders in den urbanen Zentren und den ostdeutschen Bundesländern – stark zugenommen. Wie man heute seinen Luxus, motiviert durch ein verändertes gesellschaftliches Klima, offener als früher zur Schau stellt, manifestiert sich auch die Armut deutlicher, weil sie breiter streut und tiefer reicht. Ohne die Lage zu dramatisieren, kann man prognostizieren, dass es in der Bundesrepublik, die zu den reichsten Ländern der Welt gehört, künftig eher mehr als weniger Armut geben wird. Dies gilt hauptsächlich für Ostdeutschland, wo sich der Um- bzw. Abbau des Sozialstaates noch drastischer auswirkt als in Westdeutschland, weil die Menschen jenseits der Elbe stärker auf staatliche Transferleistungen angewiesen sind.

Neben den meisten Arbeitslosen gehören fast alle »Multijobber/innen« (Menschen mit mehreren Beschäftigungsverhältnissen) zu den Armen oder von Armut bedrohten. Aufgrund sinkender Reallöhne reichten zuletzt viele Vollzeitarbeitsverhältnisse nicht mehr aus, um eine Familie zu ernähren, sodass ergänzend ein oder mehrere Nebenjobs übernommen werden und nach Feierabend bzw. an Wochenenden (zum Teil schwarz) weitergearbeitet wird. »Zwischen die Ausgegrenzten und die Arbeitnehmer mit zunächst noch gutem Einkommensniveau (bei Industrie, Banken und Versicherungen und beim Staat) schiebt sich die rapide wachsende Schicht der ›working poor‹. Auf mittlere Sicht wird diese schlecht bezahlte Arbeitneh|79|merschaft im Service-Sektor das Lohnniveau in Deutschland maßgeblich mitbestimmen.«200

Die sozialräumliche Segregation nahm zu: Vor allem viele Großstädte zerfallen in regelrechte Luxusquartiere und sozial benachteiligte Wohngebiete, die entweder als »soziale Brennpunkte« bezeichnet oder euphemistisch »Stadtteile mit besonderem Entwicklungs-« bzw. »Erneuerungsbedarf« genannt werden.201 Dort scheint ein modernes Subproletariat zu entstehen, das sich in erster Linie aus Migrant(inn)en zusammensetzt. Denn die Wanderungsströme weisen gleichfalls eine duale Struktur auf: Neben der Experten- bzw. Elitenmigration, die zwecks Steigerung der Konkurrenzfähigkeit des Wirtschaftsstandortes staatlicherseits durch Ausgabe von Green bzw. Blue Cards gefördert wird, gewinnt die Elendsmigration im Zeichen der Globalisierung an Bedeutung.202 Die ethnische Unterschichtung der Gesellschaft war hierzulande zwar nie so ausgeprägt wie in den USA, Großbritannien und Frankreich, kennzeichnet aber auch in der Bundesrepublik zumindest den haushaltsnahen Dienstleistungssektor, wo Migrantinnen an die früheren »Perlen« erinnern.203 Jürgen Friedrichs und Sascha Triemer haben festgestellt, dass die soziale Segregation zwischen 1990 und 2000/05 zu-, die ethnische Segregation hingegen abgenommen hat: Die deutschen Großstädte sind ihrer Studie nach eher sozial als ethnisch gespalten.204

Wenn man den als »Globalisierung« bezeichneten Prozess einer neoliberalen Modernisierung für die kaum mehr zu übersehenden Tendenzen einer Pauperisierung, sozialen Polarisierung und Entsolidarisierung verantwortlich macht, liegen die gesellschaftlichen Ursachen des vermehrten Auftretens von Armut auf folgenden Ebenen:


	
Im Produktionsprozess löst sich das Normalarbeitsverhältnis, von der Kapitalseite unter den Stichworten »Deregulierung« und »Flexibilisierung« vorangetrieben, tendenziell auf. Es wird zwar keineswegs ersetzt, aber durch eine ständig steigende Zahl atypischer, prekärer, befristeter, Leih- und (Zwangs-)Teilzeitarbeitsverhältnisse, die den so oder gar nicht (mehr) Beschäftigten wie ihren Familienangehörigen weder ein ausreichendes Einkommen noch den erforderlichen arbeits- und sozialrechtlichen Schutz bieten, in seiner Bedeutung stark relativiert.



	
Im Reproduktionsbereich büßt die Normalfamilie, d.h. die vom Staat subventionierte traditionelle Hausfrauenehe mit ein, zwei oder drei Kindern in vergleichbarer Weise an gesellschaftlicher Relevanz ein. Neben sie treten andere Lebens- und Liebesformen, die zumindest ten|80|denziell weniger materielle Sicherheit gewährleisten (sog. Ein-Elternteil-Familie, »Patchwork-Familie«, gleichgeschlechtliche Partnerschaft usw.).



	
Hinsichtlich der Entwicklung des Wohlfahrtsstaates bedingt der Wettbewerb zwischen den »Wirtschaftsstandorten« einen Abbau von Sicherungselementen für »weniger Leistungsfähige«, zu denen allemal Erwachsene gehören, die (mehrere) Kinder haben. Kinder und Jugendliche sind heute deshalb so stark von Armut betroffen, weil der »Umbau« des Sozialstaates auf Kosten vieler Eltern geht. Besonders nachteilig wirkt sich die schrittweise Abkehr von der Sicherung des normalen Lebensstandards durch Lohnersatzleistungen des Wohlfahrtsstaates aus.





Die Aushöhlung des Normalarbeitsverhältnisses

Mehr als in anderen Wohlfahrtsstaaten beruht das soziale Sicherungssystem in Deutschland auf einer kontinuierlich von der Ausbildung bis zur Rente sozialversicherungspflichtig betriebenen, insbesondere von (Ehe-)Männern meist Vollzeit ausgeübten Lohnarbeit. Wenn immer weniger Arbeitnehmer/innen immer mehr Güter herstellen und immer mehr Dienstleistungen erbringen, ohne noch eine »feste Stelle« zu haben, die sie – mitsamt ihren Familien – ernährt, verliert der erwerbsarbeitszentrierte Sozial(versicherungs)staat seine Basis. Denn ihm liegt seit Bismarcks Zeiten das Normalarbeitsverhältnis zugrunde, also eine unbefristete, sozial- bzw. arbeitsrechtlich und kollektivvertraglich geschützte Vollzeitbeschäftigung, die sich in einer tiefen Krise befindet. »Ausgelöst durch säkulare Umstrukturierungsprozesse im Bereich gesellschaftlicher Produktion, deutet sich eine Situation an, in der eine auf Erwerbsarbeit im Normalarbeitsverhältnis basierende gesellschaftliche Reproduktion als Regelfall nicht mehr vorstellbar ist.«205

Zwar nimmt die Armut u.a. wegen der Strukturkrise des Normalarbeitsverhältnisses zu, selbst dieses kann sie jedoch nicht verhindern, wie Wolfgang Strengmann-Kuhn konstatiert. »Ein beträchtlicher Anteil der Armen in Deutschland ist erwerbstätig, es handelt sich mehrheitlich um Männer, und ein großer Teil hat ein Normalarbeitsverhältnis.«206 Ulrich Mückenberger, der diesen Begriff in die Fachdiskussion einführte, hob gleichzeitig hervor, dass der seit langem beobachtbare Niedergang des Normalarbeitsverhältnisses nicht etwa dem technischen Fortschritt geschuldet ist, sondern auf wirtschafts- und sozialpolitischen Entscheidungen beruht, die nach dem Regierungswechsel von Helmut Schmidt zu Helmut |81|Kohl 1985 in das Beschäftigungsförderungsgesetz mündeten und auf dem Postulat einer »Flexibilisierung« der Arbeits- und Sozialbeziehungen fußten.

Für das ganze Industriezeitalter charakteristische, wenngleich meist auf männliche Arbeitnehmer beschränkte Normalerwerbsbiografien werden längerfristig zur Ausnahme, weil Automatisierung, Computerisierung und Digitalisierung des Produktionsprozesses bzw. eine per Regierungspolitik forcierte Deregulierung und Flexibilisierung zusammen mit der (billigend in Kauf genommenen) Massenarbeitslosigkeit das Normalarbeitsverhältnis so weit aushöhlen, dass es künftig nicht mehr als Garant der Absicherung elementarer Lebensrisiken fungieren kann.

Ulrich Schneider bemerkt zu Recht, dass die Normalerwerbsbiografie der letzten Jahrzehnte sogar im Fall positiver Beschäftigungstrends für künftige Lebensentwürfe nicht mehr vorausgesetzt werden kann: »Phasen der Erwerbstätigkeit werden zunehmend unterbrochen sein von Phasen der Arbeitslosigkeit oder Um- und Nachqualifizierung. Befristete Arbeitsverhältnisse und selbständiger Broterwerb verdrängen die Dauerarbeitsverhältnisse zunehmend. Das heißt aber auch: Das Risiko der Arbeitslosigkeit wird schwerer kalkulierbar, die Sicherheit einer auf die Normalerwerbsbiographie abgestellten sozialen Sicherung geringer, womit die Akzeptanz dieses Systems ebenfalls auf den Prüfstand gerät.«207

Zusammen mit einer Globalisierung der Armut und einer Potenzierung der sozialen Ungleichheit hat die Maximierung der Beschäftigungsunsicherheit selbst viele hoch qualifizierte Arbeitnehmer in Schlüsselsektoren der heimischen Volkswirtschaft wie der IT-Branche erreicht.208 Es gibt kaum noch einen gesellschaftlichen Bereich, der nicht von tiefgreifenden Veränderungen betroffen wäre, und keinen Wirtschaftssektor, dessen Beschäftigte ohne Einbußen an materiellem Wohlstand davonkommen. Sogar in privilegierte Sphären, die bisher geschützt waren, dringt zumindest das Gefühl eines drohenden Abstiegs und Niedergangs ihrer Arbeitnehmer/innen vor. »Der öffentliche Dienst, der immer als ein Vorbild sozialer Sicherheit, als ein Hort der Beschäftigungsstabilität und als Gewährleister trittfester Karriereleitern galt, ist heute zu einem Vorreiter der Flexibilisierung der Arbeitswelt und zu einem Experimentierfeld veränderter Beschäftigungsorganisation geworden.«209

Die gezielte Umwandlung regulärer Beschäftigung in sozialversicherungsfreie Arbeitsverhältnisse (Scheinselbstständigkeit, 630-DM/325- bzw. 400-Euro-Jobs) höhlte das Normalarbeitsverhältnis weiter aus. Genauso vielfältig wie die Erscheinungsformen der Prekarisierung (z.B. Zeit- bzw. Leih|82|arbeit, Mini- bzw. Midijobs, unbezahlte Praktika, Gelegenheitsarbeit auf Honorarvertragsbasis) sind ihre Folgen für die davon Betroffenen und die Gesellschaft insgesamt. Armut geht häufig mit sozialer Isolation, die materielle Deprivation mit psychischer Depression und gesellschaftlicher Desintegration einher. Almuth Bruder-Brezzel hat auf der Grundlage ihrer Erfahrungen als Therapeutin gezeigt, dass Erwerbslosigkeit, ungesicherte Beschäftigungsverhältnisse und Niedrigeinkommen »individuell und kollektiv weitreichende soziale und psychologische Folgen« haben: »Prekarisierung des Lebens, also ein Leben auf dem schwankenden Boden einer ungesicherten Existenz, Arbeitslosigkeit und der Wechsel zwischen Beschäftigung und Arbeitslosigkeit und mangelhafte finanzielle Absicherung führen nachweislich zu psychologischen Problemen oder verstärken diese.«210

Die Auflösung der Normalfamilie

Nicht nur der »Normalarbeitnehmer«, welcher nach 45 Berufsjahren als sog. Standardrentner ohne große Verringerung seines bisherigen Lebensstandards den verdienten Ruhestand genießt, kann schon in Kürze eher zur Ausnahme von der Regel gehören, sondern auch jene Normalfamilie, die bisher neben ihm und seiner (nicht berufstätigen, sondern ganz auf den gemeinsamen Haushalt und die Familienarbeit konzentrierten) Ehefrau ein oder zwei Kinder umfasste. Zwar ist die bürgerliche Kernfamilie bislang kein »soziokulturelles Auslaufmodell«, sie befindet sich aber – vornehmlich bei den städtischen, meistens überdurchschnittlich gebildeten Mittelschichtangehörigen – eindeutig auf dem Rückzug.211 Singles, alternative Lebens- und Liebesformen, etwa sog. Ein-Elternteil-Familien, gleichgeschlechtliche Paare usw., sind dagegen seit geraumer Zeit auf dem Vormarsch.212

Vor der Industrialisierung gab es offenbar eine größere Vielfalt der familialen Formen, in denen sich das Zusammenleben der Geschlechter und Generationen abspielte, als man meist wahrhaben will. Erst in der bürgerlichen Gesellschaft des späten 18. Jahrhunderts traten die Produktions- und die Reproduktionssphäre auseinander. Wie die historische Familienforschung gezeigt hat, wurden Arbeit und Leben (Freizeit) jetzt auch räumlich strikt voneinander getrennt. Seither verließ der Familienvater morgens das Haus, um den Lebensunterhalt zu verdienen, und kam abends dorthin zwecks Regeneration seiner Arbeitskraft zurück. Gleichzeitig avancierte die Familie zum Inbegriff des Privaten und wurde auf die Triade Vater – Mutter – Kind bzw. Kinder beschränkt.213 |83|

Wenn man so will, war der Aufbau des Systems der sozialen Sicherung eine gesellschaftspolitische Reaktion des Staates auf die Krise der bäuerlichen Großfamilie im Zuge des frühkapitalistischen Urbanisierungs- und Industrialisierungsprozesses. Seinen massivsten Ausbauschub erhielt der deutsche Sozialstaat in quantitativer wie in qualitativer Hinsicht um die Mitte des 20. Jahrhunderts. Während der 50er- und 60er-Jahre erfreute sich das (klein)bürgerliche Familienideal in der Bundesrepublik allergrößter Beliebtheit. »Das moderne Ehe- und Familienmuster, die moderne Kleinfamilie (auch ›privatisierte Kernfamilie‹ genannt) – d.h. die selbständige Haushaltsgemeinschaft eines verheirateten Paares mit seinen unmündigen Kindern – war eine kulturelle Selbstverständlichkeit und wurde von der überwältigenden Mehrheit der Bevölkerung auch unhinterfragt gelebt.«214

Neben den Arbeits-, industriellen Produktions- und ökonomischen Machtverhältnissen erfasste die Globalisierung auch soziokulturelle, religiöse und familiäre Verhaltensmuster, was wiederum auf jene zurückwirkt. »An die Stelle der alten Familienformen treten allmählich andere Formen des Zusammenlebens, neue Wir-Gruppenkonstruktionen, die vorerst auch eher programmatischen Charakter aufweisen, also sicherlich noch nicht ihre ›endgültige‹ Bewährungsprobe bestanden haben. Die neuen Gruppenkonstellationen bieten veränderte Chancen, teilen die gesellschaftlichen Risiken meist aber bloß anders zu.«215 Pioniere der durch die Globalisierung ausgelösten Veränderungsprozesse waren Migrant(inn)en bzw. ihre Familien, wodurch sich möglicherweise deren extrem hohes Armutsrisiko erklärt.

Der moderne »Turbokapitalismus« (Edward N. Luttwak) fungiert, wenn man so will, als Totengräber der Traditionsfamilie. Gefragt ist der »flexible Mensch«, welcher durch Kinder an einer Berufstätigkeit, wie man sie ihm heute anbietet und abverlangt, jedoch eher gehindert wird.216 Einerseits verlangt mancher Personalchef, dass hoch qualifizierte junge Menschen beiderlei Geschlechts so mobil sein müssen, dass sie fähig und bereit sind, heute in Kiel und morgen in Konstanz (wenn nicht gar nächste Woche in London, Tokio oder New York) zu arbeiten; andererseits sollen sie, wenn es nach einer im demografischen Wandel um ihre Reproduktion fürchtenden Gesellschaft geht, sesshaft genug sein, um eine Familie zu gründen und Kinder zu erziehen.

Durch die ständige Zunahme atypischer bzw. prekärer Arbeitsverhältnisse, von (Zwangs-)Teilzeit, Leih-, Zeit-, Termin-, Werkvertrags- und Telearbeit, Scheinselbstständigkeit sowie »perforierter«, d.h. Mehrfach-, |84|Langzeit- oder gar Dauererwerbslosigkeit einerseits und von Single-Haushalten, »unvollständigen«, sog. Ein-Elternteil- bzw. Patchwork-Familien sowie hetero- und homosexuellen Lebensgemeinschaften diverser Spielart andererseits wird das auf überkommenen gesellschaftlichen Normalitätsstandards basierende Sicherungsmodell zumindest perspektivisch in Frage gestellt: »Der fortschreitende Verlust der empirischen Allgemeingültigkeit bisher bewährter Annahmen führt zur Obsoleszenz der immer noch an diesen normativen Fundamenten und Normalitätsunterstellungen orientierten sozialstaatlichen Sicherungsarrangements.«217

Zwar ist die Erosion der Normalfamilie nicht zuletzt auf die (gesellschaftliche, berufliche und sexuelle) Emanzipation der Frauen zurückzuführen, welche deren Möglichkeiten fördert, sich frei für eine (andere) Lebens- und Liebesform zu entscheiden, damit entfällt aber zugleich der durch die traditionellen Familienbande gewährte Rückhalt und soziale Schutz. Frauen und Kinder gehören zu den Hauptleidtragenden von Scheidungen bzw. Trennungen. Hans-Jürgen Andreß und Miriam Güllner zeigen empirisch, »daß sich die wesentlichen wirtschaftlichen Veränderungen bereits im Zusammenhang mit der Trennung einer Ehe ergeben und sich nicht erst als Folge der Scheidung erweisen. […] Mit der Trennung steigt die Armutsquote im Vergleich zur Ausgangssituation auf mehr als das doppelte an. Dabei sind es vor allem die Frauen und die Kinder, die ein erhöhtes Armutsrisiko aufweisen.«218

Die Abkehr von der Sicherung des normalen Lebensstandards

Wenn sich die zwischenmenschlichen bzw. familiären Bindungen im Gefolge des neoliberalen Modernisierungsprozesses abschwächen, wächst die Abhängigkeit der Betroffenen vom Markt und vom (Sozial-)Staat.219 Wird dieser nach Konkurrenzprinzipien und Maßgaben betriebswirtschaftlicher Effizienz- und Leistungssteigerung »um-« bzw. abgebaut, schwinden früher gewohnte Sicherheitsgarantien. Problematisch ist eigentlich nicht die Tendenz zur »Globalisierung« oder zur »Individualisierung« und zur »Pluralisierung der Lebensstile« selbst, sondern wie die (Regierungs-)Politik damit umgeht: Wenn sie die (Re-)Privatisierung der allgemeinen Lebensrisiken fördert, statt einer Entsolidarisierung der Gesellschaft entgegenzuwirken, wächst der Druck auf abhängig Beschäftigte, Erwerbslose und ihre Familien.|85|

Aus dem Wohlfahrtsstaat, wie man ihn bis dahin kannte, wurde im Rahmen zahlreicher Reformmaßnahmen zunehmend ein »nationaler Wettbewerbsstaat« (Joachim Hirsch), und zwar in zweierlei Hinsicht: Nach außen fördert er die Konkurrenzfähigkeit des »eigenen« Wirtschaftsstandortes auf dem Weltmarkt und nach innen überträgt er die Marktmechanismen und Gestaltungsprinzipien der Leistungskonkurrenz bzw. betriebswirtschaftlicher Effizienz auf seine eigenen Organisationsstrukturen. Durch diese doppelte Transformation gewann der Wohlfahrtsstaat eine ganz andere Qualität, obwohl das Sozialstaatsgebot unserer Verfassung (Art. 20 Abs. 1 und Art. 28 Abs. 1 Satz 1 GG) weder ein Wirtschaftlichkeitspostulat noch eine Weltmarktorientierung des Systems kennt. Gleichzeitig verlor das Soziale seinen im Grundgesetz normierten Eigenwert und wurde dem Ökonomischen von der etablierten Politik im Sinne eines (Markt-)Wirtschaftstotalitarismus unter- bzw. nachgeordnet.

Bei dem durch neoliberale Prinzipien geprägten Wettbewerbsstaat handelt es sich um ein Staatswesen, das nicht mehr für alle sozialen »Kollateralschäden« des kapitalistischen Wirtschaftens die Haftung übernimmt, die hierauf basierende soziale Ungleichheit verschärft und auf diese Weise den Boden für gesellschaftliche Ausgrenzungs- und Ethnisierungsprozesse bereitet. Auf die Liberalisierung des Kapitalverkehrs, die Deregulierung des Arbeitsmarktes, die Flexibilisierung und Ausdifferenzierung der Beschäftigungsverhältnisse sowie die (Re-)Privatisierung der öffentlichen Daseinsvorsorge gerichtet, nahm der Neoliberalismus die Verschlechterung der Arbeits- und Lebensbedingungen eines Großteils der Bevölkerung zumindest billigend in Kauf. Schließlich steht im Zentrum all seiner Bemühungen der sich in Euro und Cent auszahlende Markterfolg bzw. der »Wirtschaftsstandort«, nicht der (arbeitende) Mensch.

Das neue Paradigma fand weit über die Wirtschaftsverbände und ihnen nahestehende Kreise hinaus Resonanz. Zu jenen Politikern, die schon früh über die wachsende Ineffizienz, Unwirtschaftlichkeit und mangelnde Transparenz des Sozialstaates lamentierten, gehörte der Pforzheimer Oberbürgermeister Joachim Becker (SPD). Er veröffentlichte Mitte der 90er-Jahre ein Buch, das im Stammtischton verkündete, nun müsse endlich Schluss mit dem überbordenden Wohlfahrtsstaat sein: »Ein falsches Verständnis von Sozialpolitik hat eine Lawine sozialer Gefälligkeiten ausgelöst. Und der Staat wurde durch eine falsche Politik der Parteien zum Träger und Verantwortlichen für die Wohlfahrt und den Wohlstand unseres Landes. So ist es kein Wunder, daß in Zeiten des notwendigen Abbaus von |86|Subventionen und sozialen Leistungen der Unmut der Bürger sich gegen alle Politiker richtet.«220 Dort fanden sich deutliche Fingerzeige auf die Hinwendung der SPD zum »aktivierenden Staat«, welcher seine Unterstützung von Hilfebedürftigen grundsätzlich an deren Bereitschaft zu einer Gegenleistung (in Form gemeinnütziger Arbeit) bindet: »Leistung ist ein tragender Pfeiler unserer gesellschaftlichen Solidargemeinschaft, Sozialhilfeempfang sollte daher auch aus pädagogischen und rehabilitativen (?!) Motiven so weit wie möglich mit einer erbrachten Leistung verbunden werden.«221

Ursprünglich war der »aktivierende Sozialstaat« (social investment state) konstitutiver Bestandteil eines »Dritten Weges«, wie ihn Anthony Giddens, damals Direktor der London School of Economics and Political Science und Berater des britischen Premiers Tony Blair, in gleicher Distanz gegenüber dem neoliberalen Marktfundamentalismus und dem sozialdemokratischen Neokeynesianismus der »alten« Sozialdemokratie vertrat.222 Bodo Hombach, Wahlkampfleiter und erster Kanzleramtsminister von Gerhard Schröder, sprach vom »aktivierenden Sozialstaat« als einem »Trampolin«, das die Erwerbslosen in den Arbeitsmarkt zurückkatapultieren solle.223 An diesem Bild, das auch Bundeskanzler Schröder benutzte, übte Heribert Prantl, Leiter des Ressorts »Innenpolitik« der Süddeutschen Zeitung, beißende Kritik: »Das herzlose Wort vom sozialen Netz als ›Trampolin‹ oder ›Sprungbrett‹ spricht weniger für neue Ideen der SPD denn für ihre neue Gefühllosigkeit: Beide Gerätschaften eignen sich nämlich nur für den gesunden und leistungsfähigen Menschen.«224

Leitbild des Neoliberalismus ist kein schwacher, demokratischer und toleranter, vielmehr ein hart durchgreifender sowie von der (Arbeits-)Norm abweichende Bürger/innen streng kontrollierender und nötigenfalls disziplinierender Staat: »Langzeitarbeitslose, neuerdings als ›Kunden‹ angesprochen und gleichsam veralbert, sind bei Strafe des Leistungsentzugs gezwungen, jede Arbeit anzunehmen, auch in Gestalt so genannter Ein-Euro-Jobs; die Freiheit der Wahl von Arbeitsplatz und Beruf ist ihnen damit genommen.«225 Wie in den USA, die während der 90er-Jahre den Vorreiter für entsprechende Programme spielten, trat auch hierzulande an die Stelle des »wohltätigen« trat mehr und mehr der »disziplinierende« Staat.226

Modellcharakter hatte die Mitte der 90er-Jahre als fünfter und letzter Versicherungszweig geschaffene Pflegeversicherung. Sie ebnete den künftig womöglich als richtungweisend geltenden Weg vom Sozialversiche|87|rungs- zum (stärker steuerfinanzierten) Fürsorgestaat, der sich nicht mehr am individuellen Bedarf orientiert, sondern auf eine Mindestsicherung und Armenfürsorge beschränkt. In der Sozialen Pflegeversicherung gingen das Versicherungs- und das Fürsorgeprinzip, die Sozialstaatlichkeit und die Marktlogik eine merkwürdige Mischung bzw. eine widersprüchliche Verbindung ein. Klient(inn)en der ambulanten Pflegedienste avancierten zu »Kund(inn)en«, die sich für einen (Billig-)Anbieter entscheiden können. Wettbewerbsstrukturen schufen einen regelrechten »Pflegemarkt«, der zwar noch politisch reguliert wird, die Konkurrenz als maßgebliches Lenkungsprinzip aber in den Sozialstaat hinein verlängert. In der Praxis sorgten gewinnorientierte Pflegedienste weniger durch hohe Qualitätsstandards als durch unseriöse Abrechnungsmethoden für Aufsehen. Erstmals wurde die Beitragsparität zwischen Arbeitnehmer(inne)n und Arbeitgebern durchbrochen, indem man Letzteren als »Kompensation« für ihre finanzielle Beteiligung an der Pflegeversicherung die Streichung des Buß- und Bettages als gesetzlicher Feiertag zubilligte. Insofern erfüllte die Pflegeversicherung im negativen Sinn eine gesellschaftspolitische Pilotfunktion. Daniel Kreutz sah darin den »Prototyp eines post-sozialstaatlichen Systems«, weil sie, unter Preisgabe des Grundsatzes paritätischer Finanzierung einseitig von den Versicherten bezahlt und mittels gedeckelter Leistungen für Bedürftige gleichsam auf eine »Basissicherung« beschränkt, primär der Kostenüberwälzung von den Sozialhilfeträgern auf die abhängig Beschäftigten diene.227

Die mit dem Namen von Walter Riester verbundene Rentenreform 2000/01 war ein Schritt zur Umstellung der Altersvorsorge vom Umlage- auf das Kapitaldeckungsverfahren. Das rot-grüne Reformwerk lief auf eine (Teil-)Privatisierung der sozialen Sicherung hinaus und entlastete die Arbeitgeberseite, während sich der Leistungsumfang für die Betroffenen im Sinne einer bloßen Minimalabsicherung großer Teile der Bevölkerung verringerte. Es handelte sich dabei letztlich um einen sozialpolitischen Richtungs- bzw. Regimewechsel: »Das ›Versichertensystem‹ mit der Garantie eines relativ hohen Lebensstandards soll zum Grundversorgungssystem auf niedrigem Niveau mit geringen Beiträgen/Abgaben umgewandelt werden. Der Lebensstandard soll dann durch eine ergänzende private Absicherung gehalten werden.«228

Nach der Pflegeversicherung brach mit Einführung der sog. Riester-Rente auch ein »klassischer« Versicherungszweig mit dem Prinzip einer paritätischen Finanzierung der sozialen Sicherung. Privatvorsorge fungiert nicht als Ergänzung der Gesetzlichen Rentenversicherung, sondern – weil |88|nur von den Arbeitnehmer(inne)n bezahlt – als teurer Ersatz für bislang von den Arbeitgebern mitfinanzierte (und künftig vermutlich sehr viel geringere) Leistungen der sozialen Sicherung.229 Besserverdiende profitieren davon, dass sie die Aufwendungen für ihre private Altersvorsorge bei der Einkommensteuer absetzen können. »Der steuerliche Sonderausgabenabzug begünstigt vor allem hohe Einkommensgruppen, da mit zunehmendem Einkommen auch der staatliche Förderanteil steigt (bis zu den gesetzlich festgelegten Höchstbeträgen).«230 Nach dem Riester-Modell gar nicht gefördert werden hingegen jene, die einer Zusatzrente am meisten bedürften: Sozialhilfebezieher/innen. Leer gingen auch Erwerbslose und Arbeitnehmer/innen aus, die zu geringe Entgeltersatzleistungen bekommen bzw. nicht genug verdienen, um die von Banken und Versicherungsgesellschaften angebotenen Produkte bezahlen zu können.

An die Stelle der Versicherungs- treten stärker (verbrauchs)steuerfinanzierte Fürsorgeleistungen und die Privatwohltätigkeit, was die öffentliche Aufwertung der »Eigenvorsorge« und der »Selbstverantwortung« kaschiert. Dadurch lässt sich nach neoliberaler Überzeugung die Sozialleistungs- bzw. Staatsquote senken sowie die Erwerbslosigkeit deutlich verringern. Der sozialpolitische Dreiklang neoliberaler Modernisierer lautet im Grunde: Entstaatlichung, Entsicherung und Entrechtung jener Menschen, die entweder unfähig oder nicht willens sind, auf dem (Arbeits-)Markt ein ihre Existenz sicherndes Einkommen zu erzielen. Dass er weniger die Verbesserung der Lebenssituation davon Betroffener als die Entlastung der Unternehmen, Kapitaleigentümer und Spitzenverdiener bezweckt, lässt ihn besonders für Letztere attraktiv erscheinen, obwohl die negativen Folgen auch für sie auf der Hand liegen.

Von der Alters- zur Kinderarmut und wieder zurück?

Armut hat viele Gesichter, die sich mit der Zeit bzw. wirtschaftlichen Erschütterungen und politischen Umbrüchen teilweise drastisch verändern. Zugleich sind je nach den Rahmenbedingungen unterschiedliche Gruppen von Armut betroffen, was erhebliche Konsequenzen für deren öffentliche Wahrnehmung sowie die entsprechenden Reaktionen von Regierung, Parlament und Verwaltung sowie Massenmedien und Fachwissenschaft darauf hat. Nunmehr soll gezeigt werden, wie sich die Armutspopulation im Laufe |89|der (west)deutschen Nachkriegsgeschichte wandelte und welche Auswirkungen für Diskurse darüber hieraus resultierten. Neben einem Überblick zur gegenwärtigen Kinderarmut als Haupterscheinungsform steht ein Ausblick auf das künftig vermutlich (wieder) im Vordergrund stehende Problem der Altersarmut.

Kinderarmut – ein Überblick

Betrachtet man die Sozialgeschichte der Armut, waren junge und alte Menschen fast immer überproportional davon betroffen, was mit ihrer im Vergleich zu den erwerbsfähigen mittleren Generationen größeren Vulnerabilität zu erklären ist. Bis zur Großen Rentenreform, die Konrad Adenauer als damaligem Kanzler und seiner CDU als führender Regierungspartei bei der Bundestagswahl im September 1957 den größten Wahlerfolg hierzulande bisher überhaupt bescherte, bildeten Frauen, die keine oder nur geringe Rentenansprüche hatten, die Hauptbetroffenengruppe. Über ein Jahrzehnt nach Kriegsende hausten immer noch zahlreiche Greisinnen auf Trümmergrundstücken und in feuchten Kellern, wo es im Winter bitter kalt und gesunde Nahrung knapp war. Nunmehr wurde das aus Bismarcks Zeiten stammende Kapitaldeckungsprinzip durch ein modifiziertes Umlageverfahren ersetzt und die Altersrente dynamisiert, d.h. dem wachsenden Wohlstandsniveau regelmäßig angepasst. »Stellten Personen im Rentenalter einen Großteil derjenigen, die in den 1950er Jahren kommunale Fürsorgeleistungen bekamen, so reduzierte sich deren Zahl bereits im Jahr des Inkrafttretens drastisch.«231 freilich war die Altersarmut durch das Inkrafttreten der Großen Rentenreform keineswegs für immer beseitigt, sondern nur spürbar abgemildert, und auch wenn sie das Armutsbild in der Bundesrepublik nicht mehr so stark wie bis dahin bestimmte, existierte sie als großes Problemfeld für die Sozialpolitik und die Soziale Arbeit fort.232

Mit dem Bundessozialhilfegesetz (BSHG) wurde 1961/62 das überkommene Fürsorgerecht abgelöst und ein vor Gericht einklagbarer Rechtsanspruch auf Existenzsicherung geschaffen. »Neben der Abkehr von obrigkeitsstaatlichen Fürsorgevorstellungen beinhaltete diese Reform im Wesentlichen zwei Neuerungen: erstens ein gesetzliches Anrecht auf finanzielle Unterstützung im Falle wirtschaftlicher Notlagen für alle Bürger (laufende Hilfe zum Lebensunterhalt) und zweitens spezielle Unterstützungsleistungen für Personen in besonders problematischen Lebenssituationen (Hilfe in besonderen Lebenslagen).233 Man betrachtete den Staat mit |90|der Sozialhilfe als »letztem Netz« als einen Ausfallbürgen, der einspringen sollte, wenn alle übrigen Einkommensquellen versiegten, und ging seinerzeit davon aus, dass dies nur höchst selten passieren werde.

In einer Zeit des relativ kontinuierlichen Wachstums von Wirtschaft und allgemeinem Wohlstand setzten alle Bundesregierungen diese Traditionslinie der Sozialgesetzgebung – wenngleich mit unterschiedlichen Akzentsetzungen – fort, wodurch Armut hierzulande zwar keineswegs ausgerottet, aber spürbar zurückgedrängt und jahrzehntelang eher zu einer gesellschaftlichen Rand(gruppen)erscheinung wurde. Zu einer historischen Zäsur in der Wohlfahrtsstaatsentwicklung führte die Weltwirtschaftskrise 1974/75, denn seither fand ein weiterer Ausbau des Systems der sozialen Sicherung bloß noch in Ausnahmefällen und Randbereichen statt.234 Gleichzeitig wurden zahlreiche Sozialleistungen gekürzt, Anspruchsvoraussetzungen verschärft sowie die Kontroll- und Überwachungsmaßnahmen gegenüber den Leistungsbezieher(inne)n intensiviert, was nicht ohne negative folgen blieb. Die bis dahin kaum mehr sichtbare Armut wurde wieder zu einem das Erscheinungsbild der bundesdeutschen Gesellschaft mit bestimmenden Phänomen.

Dass die Armut »weiblich« war, wurde beinahe zu einem geflügelten Wort. Der damit bezeichnete Zusammenhang stieß vor allem während der 70er- und 80er-Jahre auf die Kritik feministischer Wohlfahrtsstaatsforscherinnen. Betroffen seien zunächst alleinerziehende Mütter, hieß es allenthalben. So bemängelte Ute Gerhard, »daß unsere reiche Gesellschaft nur unter disziplinierenden, kontrollierenden und beschämenden Bedingungen bereit ist, das Existenzminimum von Frauen zu sichern, die ihre Kinder nicht in einer ›normalen‹ Familie großziehen.«235 Zudem fielen die Renten der Frauen infolge des Ausschlusses vom und vielfältiger Diskriminierung im Erwerbsleben sehr viel niedriger aus als die der Männer: »Weil unser Rentenrecht als Lohnersatzsystem organisiert ist, das sich an der Lebens- und Erwerbsbiographie eines männlichen Lohnarbeiters mit einer weiblichen Zuarbeiterin orientiert und geschlechtsspezifische Privilegien auf dem Arbeitsmarkt als Besitzstände und im Sicherungssystem als sogenannte Beitragsgerechtigkeit honoriert, sind Frauen, die die Familienarbeit geleistet haben, im Alter in jedem Fall ärmer als Männer.«236

Klaus Lompe wies 1987 auf die Tendenz zur »Verjüngung« der Betroffenen hin: »War die Population der alten Armut in der Regel dadurch gekennzeichnet, daß sie arbeitsunfähig, krank und/oder alt war, so ist die der neuen Armut heute vor allem arbeitsfähig, arbeitslos und zum großen Teil |91|jung.«237 Man müsse nur die vorhandenen Statistiken auswerten, meinte der Braunschweiger Armutsforscher damals, um deutlich erkennen zu können, »daß immer mehr Kinder in von Arbeitslosigkeit und Sozialhilfebezug betroffenen Familien aufwachsen.«238 Zu ähnlichen Resultaten gelangte ein Forschungsprojekt an der Universität Frankfurt am Main, das Thomas Klein leitete. Seine mikroanalytische Untersuchung zur Betroffenheit von Familien durch Arbeitslosigkeit bestätigte soziale Abstiegs- und Verarmungsprozesse »in beträchtlichem Ausmaß«, die zum Teil durch Gewährung von Arbeitslosenunterstützung sowie Wohngeld aufgefangen werden könnten: Arbeitslosigkeit habe sich mittlerweile neben den Versorgungslücken im Alter zu einer der Hauptursachen von Armut entwickelt, die in erster Linie traditionell ebenfalls armutsgefährdete Mehrkinderfamilien treffe.239

1989 sprach Richard Hauser von einer »Infantilisierung der Armut«, weil Kinder und Jugendliche seither zu den Hauptbetroffenen dieser Entwicklung gehören.240 Ilona Ostner erklärt den Terminus »Infantilisierung« allerdings für missverständlich und fragwürdig, was sie folgendermaßen begründet: »Der Begriff ist nicht sehr glücklich gewählt, konnotiert er doch eine Verniedlichung des Phänomens ›armer Kinder‹. Man hält an ihm fest, vielleicht, weil er sich auf ›Feminisierung‹ – jene ›Feminisierung der Armut‹, die die 1980er Jahre entdeckten und betonten – reimt, ein Begriff, von dem man sich nun verabschieden will.241 Wer von den Erwachsenen, Frauen und Müttern, die sie betreuen, nicht sprechen will, sollte zwar auch von den Kindern schweigen. Gleichwohl ist die Zahl der armen Kinder höher als die Zahl der armen Mütter. H. Gerhard Beisenherz plädiert für die Bezeichnung »Maternalisierung«, weil Kinder- primär Mütterarmut sei: »Es sind die sehr differentiellen Einkommenschancen unterschiedlicher Haushaltstypen, die für die Kinderarmut verantwortlich sind. Unter diesen stehen die Diskriminierungen an erster Stelle, die für Frauen im gebärfähigen Alter auf dem Arbeitsmarkt bestehen und aufgrund der Zeiten, die für Haushalt, Kinderbetreuung und -erziehung anfallen, zusätzlich verstärkt werden.«242 Olaf Groh-Samberg hält die Hauser’sche Formulierung für »einseitig«, weil sie nur auf den Aspekt der Polarisierung zwischen Haushaltsformen mit und ohne Kinder abhebe, die sozialstrukturellen und ethnischen Polarisierungen jedoch ausblende. Armut sei indes in die »klassen- und migrationsspezifische Strukturierung sozialer Ungleichheiten« eingebettet: »Arbeiterfamilien mit Migrationshintergrund stellen die größte Armutsgruppe in Deutschland dar.«243 |92|

Während die Armutsbetroffenheit von Kindern mit Migrationshintergrund im Unterschied zu deren Bildungsbenachteiligung (bzw. »Bildungsarmut«) zunächst wenig Aufmerksamkeit Fand, stand die Kinderarmut hierzulande seit der Jahrtausendwende im Zentrum der Armutsforschung, was sich auch in einer Fülle wissenschaftlicher Veröffentlichungen dazu niederschlug.244 Außerhalb der Normfamilie lebende Kinder, z.B. jene von Alleinerziehenden, haben ein erheblich höheres Armutsrisiko, weil das System der sozialen Sicherung und speziell die Familienpolitik der Bundesrepublik ehezentriert sind.245 Betroffen von Armut und Unterversorgung sind in erster Linie solche Frauen, die wegen fehlender bzw. unzureichender Möglichkeiten der Kinderbetreuung keiner Erwerbsarbeit nachgehen können, deren (Ehe-)Partner arbeitslos ist bzw. ein geringes Einkommen hat (z.B. Migranten) und/oder die keine bzw. eine schlecht bezahlte Teilzeitstelle haben. Folglich machen Alleinerziehende mit ihrem Nachwuchs und Mehrkinderfamilien das Gros der Armen bzw. Unterversorgten aus.

In den letzten Jahren wurde der Wohlfahrtsstaat in einer Weise reformiert, die Kinderarmut nicht reduziert, sondern zementiert und zum Teil selbst produziert hat. »Alle jüngeren Maßnahmen in der Reform des Sozialsystems gehen zu Lasten von Familien und Minderjährigen.«246 Sofern man weiter »Selbstverantwortung«, »Eigenvorsorge« bzw. »Privatinitiative«, die würdige Unwörter des Jahres wären, weil sie den Rückzug öffentlicher Stellen kaschieren, zum Dreh- und Angelpunkt eines »Um-« bzw. Abbaus des Sozialstaates macht, wird das Problem kaum zu lösen sein. Verschärft wurde es durch kräftig steigende Preise für Energie (Gas, Öl und Strom) sowie Lebens-, Nahrungs- und Genussmittel, aber auch höhere Verbrauchssteuern (Anhebung der Mehrwert- und Versicherungssteuer von 16 auf 19 Prozent ab dem 1. Januar 2007), die sozial benachteiligte Mehrkinderfamilien besonders hart treffen. Diese entsprechen nicht dem neoliberalen Wunschbild, sondern sind auf staatliche Unterstützung angewiesen, um ein gedeihliches Aufwachsen ihrer Kinder zu gewährleisten.

Wenn die Dualisierung, d.h. die Zweiteilung bzw. die Spaltung in Bezug auf den Arbeitsmarkt, die Sozialstruktur, den Wohlfahrtsstaat, die Migration und die Armutspopulation den Haupteffekt der neoliberalen Globalisierung bildet, bleiben Kinder und Jugendliche davon nicht unberührt. Vielmehr sind gerade jüngere Menschen, die noch keine Anpassungs- und/oder Verdrängungsmechanismen entwickelt haben, hervorragende Seismografen unsozialer Trends. Kinder leiden nicht nur besonders und in spezifischer Weise unter Einschränkungen, denen ihre Familien ausgesetzt |93|werden, sondern auch viel mehr als die Erwachsenen unter der zunehmenden Polarisierung einer Gesellschaft, die noch für lange Zeit ihren Lebens- und Gestaltungsraum darstellt. Christian Palentien, Andreas Klocke und Klaus Hurrelmann sprechen von einer »Auseinanderentwicklung der Lebensbedingungen der heranwachsenden Generation«, welche negative Auswirkungen auf das Wohlbefinden sowie die Partizipationsmöglichkeiten und Lebenschancen benachteiligter Kinder habe: »Gerade bei Kindern und Jugendlichen führt die zunehmende Spaltung der Gesellschaft in Arm und Reich zu zahlreichen Anspannungen und Belastungen.247

Kinderarmut ist die aktuell am weitesten verbreitete und mit Abstand brisanteste Armutsform in der Bundesrepublik. Auf dem Höhepunkt des konjunkturellen Aufschwungs lebten nach Angaben der Bundesagentur für Arbeit im März 2007 fast 1,929 Mio. Kinder unter 15 Jahren (von ca. 11,44 Mio. dieser Altersgruppe insgesamt) in SGB-II-Bedarfsgemeinschaften, landläufig »Hartz-IV-Haushalte« genannt.248 Rechnet man die übrigen Betroffenen (Kinder in Sozialhilfehaushalten, in Flüchtlingsfamilien, die nach dem Asylbewerberleistungsgesetz ein Drittel weniger als die Sozialhilfe erhielten, und von sog. Illegalen, die gar keine Transferleistungen beantragen können) hinzu und berücksichtigt außerdem die sog. Dunkelziffer, lebten etwa 2,8 Millionen Kinder, also mindestens jedes fünfte Kind dieses Alters, auf oder unter dem Sozialhilfeniveau. Verschärft wurde das Problem durch erhebliche regionale Disparitäten (Ost-West- und Nord-Süd-Gefälle). So lebten in Görlitz 44,1 Prozent aller Kinder unter 15 Jahren in Hartz-IV-Haushalten, wohingegen es beispielsweise im wohlhabenden bayerischen Landkreis Starnberg nur 3,9 Prozent waren. Zur selben Zeit betrug das Privatvermögen der beiden reichsten Deutschen, der Gebrüder Albrecht (Eigentümer der Aldi-Ketten Nord und Süd), laut dem US-Wirtschaftsmagazin Forbes 37,5 Mrd. US-Dollar.

Altersarmut – ein Ausblick

Die inzwischen mit über bzw. fast 90 Jahren verstorbenen Karl und Theo Albrecht waren zwei alte Männer, die ein selbst für wohlhabende Deutsche unvorstellbar großes Vermögen angehäuft hatten, während Millionen Kinder in der Bundesrepublik aus Geldmangel vom Mittagstisch ihrer KiTa abgemeldet wurden, ohne Frühstück in die Schule kamen oder wegen angeblicher Unpässlichkeit nicht mit auf eine Klassenfahrt gingen. Auf den ersten Blick sieht es so aus, als seien die Senioren reich und die Jungen |94|arm. Die soziale Polarisierung existiert allerdings nicht zwischen den Generationen, sondern innerhalb sämtlicher Altersgruppen, bei den Jüngeren genauso wie bei den Älteren: Die tendenziell zunehmende Armut geht mit steigendem Wohlstand und vermehrtem Reichtum einher, ja sie bildet, wenn man so will, geradezu dessen Kehrseite. »Neben einer wachsenden Minderheit der Kinder und Jugendlichen, die in Armutsverhältnissen aufwachsen, lebt auf der anderen Seite des sozialen Spektrums eine ebenfalls wachsende Zahl in sehr wohlhabenden Familien.«249 Es gab noch nie vergleichbar viele Haushalte ohne die geringsten materiellen Sorgen und so viele Kinder mit eigenem (Kapital-)Vermögen in der Bundesrepublik wie heute. Um dadurch Steuervorteile (z.B. mehr Freibeträge pro Familie) zu erlangen, übertragen wohlhabende Eltern ihren Kindern bereits kurz nach der Geburt einen Teil des eigenen Besitzes, etwa ihres Wertpapierdepots.

Umgekehrt gehören Rentner/innen neben den (Langzeit-)Arbeitslosen, Behinderten und Kranken bzw. ihren Kindern zu den Hauptbetroffenen der »Reformen«, die das System der sozialen Sicherung bis ins Mark erschütterten. Dabei handelte es sich nicht bloß um Leistungskürzungen, die davon Betroffene im Einzelfall hart genug treffen, sondern auch um Strukturveränderungen, die zu einem Systemwechsel führen könnten. Durch die sog. Riester-Reform wurde beispielsweise das Prinzip der Lebensstandardsicherung in der Rentenversicherung aufgegeben,250 noch bevor man dies mittels Hartz IV im Arbeitsmarktbereich realisierte.

Wer aus Altersgründen nicht mehr als postmoderner »Arbeitskraftunternehmer« (Günter G. Voß/Hans J. Pongratz), der sich selbst ausbeutet und dabei kaum Rentenanwartschaften erwirbt, im Erwerbsleben stehen kann, wird im Finanzmarktkapitalismus kurzerhand ausgemustert und auf seine Pflicht zur eigenen Altersvorsorge verwiesen. Aufgrund der starken Zunahme diskontinuierlicher Erwerbsverläufe, Zeiten »abhängiger Selbstständigkeit«, von Ehescheidungen und zahlreicher Kürzungen im Sozialbereich dürfte sich die demografische Struktur der Armutspopulation schon bald wieder stärker in Richtung der Älteren verschieben. Ausdrücklich genannt seien in diesem Zusammenhang: die Teilprivatisierung der Altersvorsorge und die Senkung des Rentenniveaus gemäß Altersvermögensergänzungsgesetz; die Einführung des »Nachhaltigkeits-« und des »Nachholfaktors«; Begrenzung und irrigerweise als »Nullrunde« bezeichnete Aussetzung der jährlichen Rentenanpassung 2004 ff.; die wiederholte Verringerung der Beiträge zur Rentenversicherung, welche die Bundesanstalt bzw. -agentur für Arbeit im Falle des Grundsicherungsbezugs bis zum 31. Dezember |95|2010 entrichtete; die schrittweise Anhebung des Rentenzugangsalters von 65 auf 67 Jahre nach dem RV-Altersgrenzenanpassungsgesetz und dadurch künftig zu erwartende höhere Abschläge.

Mit besonderer Härte trifft die Heraufsetzung des Rentenalters (unter)durchschnittlich Verdienende: »Infolge der in Deutschland sehr unterschiedlichen Lebenserwartung der verschiedenen Einkommenskohorten, mit Differenzen von bis zu neun Jahren, sind die Rentenbezugszeiten für Einkommensschwache nur etwa halb so lang wie für die obere Einkommenskohorte.«251 Wer von den Betroffenen eine sog. Riester-Rente abgeschlossen hat, kann darauf nicht zurückgreifen, weil sie auf die Grundsicherung im Alter voll angerechnet wird. Da es weder genügend Stellen für ältere Arbeitnehmer/innen noch Maßnahmen der Gesundheitsförderung und der beruflichen Weiterbildung gibt, die eine Annäherung des faktischen Renteneintrittsalters an die bisherige Regelaltersgrenze von 65 erlauben würden, bedeutet die Rente mit 67 deren Kürzung: »Die Brücken zwischen Erwerbsaustritt und Renteneintritt werden, gerade auch zu Lasten der Arbeitslosenversicherung, wieder länger. Hierdurch und in Verbindung mit den Hartz-Gesetzen wird eine Rückkehr der weitgehend überwunden geglaubten Altersarmut sehr wahrscheinlich.«252

Die sog. Hartz-Reformen haben nicht bloß die momentane Situation der Arbeitslosen verschlechtert, sondern auch die Ausgangslage der künftigen Rentnergenerationen durch Absenkung der Beiträge zur Gesetzlichen Rentenversicherung (GRV) in doppelter Hinsicht beeinträchtigt: »Erstens wurde der für die gesetzliche Rente günstigere Arbeitslosengeldbezug verkürzt; zweitens wurde die Arbeitslosenhilfe durch das pauschale Arbeitslosengeld II ersetzt, das nur marginal verbeitragt wird.«253 Ein Arbeitsloser erwarb dadurch pro Jahr im Hartz-IV-Bezug minimale Rentenanwartschaften, die seine Monatsrente bloß um 2,09 EUR erhöhten.

Noch sieht zumindest die Bundesregierung in der Altersarmut »kein aktuelles Problem«, wie ihr 3. Armuts- und Reichtumsbericht beschwichtigend erklärt: »Das Armutsrisiko Älterer hat trotz schwieriger wirtschaftlicher Rahmenbedingungen nicht zugenommen. Ende 2006 bezogen nur 2,6% der Frauen und 1,8% der Männer und damit insgesamt 2,3% der Menschen im Alter ab 65 Jahren Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung. Niedrige Alterseinkommen drohen jedoch bei Personengruppen, die längere Phasen selbständiger Tätigkeit mit geringem Einkommen, geringfügiger Beschäftigung, Arbeitslosigkeit oder familienbedingter Erwerbsunterbrechungen in ihren Erwerbsbiografien aufweisen.«254 |96|Verwiesen wurde an derselben Stelle auf die Notwendigkeit zusätzlicher, d.h. privater Altersvorsorge, wie sie die rot-grüne Koalition bei gleichzeitiger Kürzung der gesetzlichen Rente für alle in Gestalt der sog. Riester- und der sog. Rürup-Rente mit staatlicher Unterstützung für wenige ermöglicht bzw. erleichtert hatte.

An die Stelle der Infantilisierung dürfte künftig eine Seniorisierung der Armut treten, zumal mittlere Jahrgänge, die gegenwärtig noch erwerbstätig sind, als »Generation im Übergang« zur nachgelagerten Rentenbesteuerung durch das am 1. Januar 2005 in Kraft getretene Alterseinkünftegesetz übermäßig belastet werden. Nach dem Auslaufen der sog. 58er-Regelung, die dafür gesorgt hatte, dass ältere Langzeitarbeitslose dem Arbeitsmarkt nicht mehr zur Verfügung stehen mussten, um Transferleistungen beziehen zu können, wurden die Betroffenen mit 63 Jahren zwangsverrentet, was ihre dürftigen Rentenansprüche weiter verringerte. Für die Tendenz zur »(Re-)Seniorisierung« des Armutsproblems spricht auch, dass in der Diskussion über eine neuerliche Rentenreform radikalere Vorstellungen bezüglich der Privatisierung sozialer Risiken an Boden gewinnen könnten, weil ihre Protagonisten nicht nur die Demografie als Mittel der Demagogie, sondern auch die Unterversorgung vieler Familien als geistige Waffe im sich zuspitzenden gesellschaftlichen Verteilungskampf benutzen: So wird unter Hinweis auf die heute angeblich bestehende Generationenungerechtigkeit eine weitere Kürzung von Altersrenten verlangt, staatliche »Sparpolitik« legitimiert sowie Kinderarmut im Sinne einer Spaltung der Armutspopulation in Jung und Alt instrumentalisiert.

Eine Schlüsselgröße für die künftige Rentenhöhe ist die Bruttolohnsumme, nach der sich Arbeitnehmer- und Arbeitgeberbeiträge zur Gesetzlichen Rentenversicherung richten. Winfried Schmähl, der fürchtet, dass die Altersrenten in ihrem Realwert wie in Relation zum allgemeinen Einkommensniveau weiter zurückbleiben, nennt außerdem den Beschluss der zweiten Großen Koalition, die abgabenfreie Entgeltumwandlung als Dauerregelung beizubehalten. Die rot-grüne Bundesregierung hatte den Versicherten bis zum Jahr 2008 befristet das Recht eingeräumt, Teile ihres Lohns in – ausschließlich von den Beschäftigten finanzierte – Ansprüche auf betriebliche Altersrenten umzuwandeln, ohne dass für diese Lohnanteile Steuern und Sozialabgaben anfielen. Davon profitieren die Arbeitgeber, während die Einnahmenbasis der Rentenversicherungsträger unterminiert und der Leistungsanspruch aller Versicherten reduziert wird: »Nicht nur, dass für diese Entgeltbestandteile keine GRV-Ansprüche er|97|worben werden, ein Anstieg der Entgeltumwandlung mindert zudem auch die Entwicklung der für die Rentenanpassung maßgeblichen Entgelte und reduziert damit auch den Rentenanpassungssatz (sofern es überhaupt eine Anpassung gibt). Dies trifft alle Versicherten, gegenwärtige und künftige Rentner, unabhängig davon, ob sie die Entgeltumwandlung nutzen konnten oder nicht.«255

Absehbar ist, »dass der Anteil der Grundsicherungs-Rentner und damit das Problem der Altersarmut in den nächsten beiden Jahrzehnten massiv zunehmen wird.«256 Bereits heute reproduziert sich im Ruhestand die soziale Ausdifferenzierung und Polarisierung der modernen Erwerbsarbeitsgesellschaft, was Hans-Ulrich Wehler folgendermaßen ausdrückte: »Alte Bundesdeutsche – sie werden nicht von glücklichen Gesichtern an der Reling von Kreuzfahrtschiffen in der Karibik repräsentiert, auch nicht von den stumpfen Mienen der Dauerbesucher ihrer Stammkneipen. Vielmehr tut sich ein tief zerklüftetes Panorama von Altersarmut auf, die durch verschiedene Dimensionen der sozialen Ungleichheit schroff voneinander getrennt werden – wie vorher im Berufsleben so jetzt im Ruhestand.«257

Hieran änderte auch das »Rentenpaket« der dritten Großen Koalition nichts, welches aus der sog. Mütterrente, der »abschlagsfreien Rente mit 63« und leichten Verbesserungen bei der Erwerbsminderungsrente bestand. CDU und CSU konnten ihr Projekt einer verbesserten Mütterrente für Frauen durchsetzen, die vor dem 1. Januar 1992 Kinder geboren haben und bisher dafür nur je einen Entgeltpunkt (statt drei Entgeltpunkte für ab diesem Stichtag geborene Kinder) angerechnet erhielten. Die Anrechnung eines zweiten Entgeltpunktes ab 1. Juli 2014, von der hauptsächlich ältere Frauen – größtenteils Unionswählerinnen – profitieren, kostete zunächst jährlich über 6,5 Mrd. EUR.

Zwar schloss die Mütterrente eine Gerechtigkeitslücke – wenn auch nur zur Hälfte –, dafür vergrößerte sie jedoch eine andere, die darin besteht, dass Kinder der GRV unterschiedlich viel wert sind, je nachdem, ob sie im Ost- oder im Westteil unseres Landes zur Welt gekommen sind. Frauen, die vor dem 1. Januar 1992 Kinder geboren haben, bekamen ab 1. Juli 2014 zwei Entgeltpunkte (statt nur eines Entgeltpunktes) pro Kind bei der Rentenberechnung anerkannt. Sie erhielten jetzt 57,20 EUR in West- und 52,76 EUR in Ostdeutschland. Frauen, die nach dem 1. Januar 1992 Kinder geboren haben, bekamen schon vorher drei Entgeltpunkte angerechnet, was in Ostdeutschland 79,14 EUR und in Westdeutschland 85,80 EUR entsprach.|98|

Was deshalb fälschlicherweise »Mütterrente« heißt, weil auch Männer sie im Falle der Kindererziehung erhalten können, ist ein Instrument mit extrem breiter Streuwirkung: Der nicht gerade üppige Rentenzuschlag kommt zahlreichen Frauen zugute, die weder arm sind noch ihn benötigen, um im Alter gut leben zu können. Die gerade unter älteren Frauen verbreitete Armut kann eine Sozialpolitik nach dem Gießkannenprinzip aber nicht beseitigen, zumal Grundsicherungsbezieherinnen überhaupt nicht in den Genuss des zweiten Entgeltpunktes bzw. des entsprechenden Zuschlags auf ihre Altersrente gelangen, weil er auf die Transferleistung angerechnet wird. Unter dem Gesichtspunkt der Armutsbekämpfung war die Mütterrente daher wenig zielführend.

Auf Drängen der SPD wurde die Vertrauensschutzregelung zur Anhebung der Regelaltersgrenze erweitert: Besonders langjährig Versicherte (mindestens 45 Beitragsjahre, zu denen neben Kinderberücksichtigungs- und Pflegezeiten auch bestimmte Zeiten der Arbeitslosigkeit zählen) konnten ab 1. Juli 2014 schon nach Vollendung des 63. Lebensjahres abschlagsfrei in Rente gehen. Dies gilt jedoch nur für Angehörige der Geburtsjahrgänge 1951 und 1952. Für die Folgejahrgänge erhöht sich das Zugangsalter, mit dem der abschlagsfreie Rentenzugang möglich ist, parallel zur Anhebung des allgemeinen gesetzlichen Renteneintrittsalters um jeweils zwei Monate pro Lebensjahr, bis der besonders geburtenstarke Jahrgang 1964 erst mit dem vollendeten 65. Lebensjahr abschlagsfrei Altersrente beziehen kann. Obwohl also bloß wenige Geburtsjahrgänge in den Genuss dieser Ausnahmeregelung kamen, wähnten sogar kritische Gewerkschafter darin eine partielle Rücknahme der Agenda 2010 zu sehen und feierten die Reform als »Teilausstieg« aus der Rente mit 67. Dabei handelte es sich um ein Danaergeschenk, denn ab 2029 gilt als ein Privileg für Rentenanwärter/innen mit extrem langer Versicherungsbiografie, was bisher für alle Versicherten möglich war: mit 65 eine Altersrente ohne Abschläge zu beziehen.

Waren die Mütterrente und die Rente ab 63 mit hohen Kosten für Beitrags- und später auch für Steuerzahler/innen sowie mit sinkenden Rentensteigerungen verbunden, hielten sich die Leistungsverbesserungen für Bedürftige sehr in Grenzen. Rentner/innen mit vor 1992 geborenen Kindern sowie Arbeitnehmer mit 45 Beitragsjahren, die während der nächsten Monate und Jahre vorzeitig in den Ruhestand wechseln wollten – hauptsächlich Facharbeiter in Großbetrieben und Angestellte des öffentlichen Dienstes –, profitierten von den Reformmaßnahmen der Großen Koali|99|tion, wohingegen Menschen, die zur selben Zeit wegen gesundheitlicher oder psychischer Beeinträchtigungen vorzeitig in Rente gehen mussten, von CDU, CSU und SPD eher stiefmütterlich behandelt und mit einem Almosen abgespeist wurden. Trotzdem fanden zwei Maßnahmen des Rentenpaketes der Großen Koalition beinahe uneingeschränkt Zustimmung: »Die Erhöhung des Rehabudgets und die Verbesserungen bei der Erwerbsminderungsrente sind für Erwerbstätige mit Rehabilitationsbedarf und für Menschen, die dauerhaft nicht oder nicht mehr vollschichtig arbeiten können, ein echter Gewinn.«258

Zwar wurde der sog. Reha-Deckel, d.h. die gesetzliche Begrenzung und Koppelung jener Finanzmittel, die der GRV für Rehabilitationsmaßnahmen ihrer Mitglieder zur Verfügung stehen, an die Bruttolohnentwicklung wegen des steigenden Bedarfs durch Einfügung einer »Demografiekomponente« vorübergehend an-, jedoch nicht – wie eigentlich nötig – aufgehoben. Erwerbsgeminderte konnten vorher frühestens mit 63 Jahren abschlagsfrei in Rente gehen. Für jeden Monat, den sie davor in den Ruhestand wechselten, wurde ihnen die Rente um 0,3 Prozent pro Monat (maximal 10,8 Prozent) gekürzt. Wer vor dem 60. Lebensjahr eine Erwerbsminderungsrente in Anspruch nahm, erhielt dafür bestimmte Zeiten gutgeschrieben. Diese sog. Zurechnungszeit richtet sich nach dem Durchschnitt der Beiträge, die man vorher eingezahlt hat. Es wurde mithin so getan, als hätten die Betroffenen bis 60 weitergearbeitet. CDU, CSU und SPD haben die Zurechnungszeit zum 1. Juli 2014 um zwei (von 60 auf 62) Jahre angehoben. Außerdem wird nunmehr geprüft, ob die Berücksichtigung der Einkünfte aus den letzten vier Jahren vor Eintritt der Erwerbsminderung dem Versicherten zum Vorteil gereicht.

Abgesehen davon, dass erwerbsgeminderte Bestandsrentner/innen ebenso wenig in den Genuss dieser Aufstockung gelangten wie erwerbsgeminderte Neurentner/innen, die aufstockend Grundsicherung beziehen mussten, ergab sich durch die Gesetzesänderung in der Regel nur ein Plus von rund 36 EUR netto, das die Betroffenen kaum aus der Armut geführt haben dürfte. Denn auch für Erwerbsgeminderte steigt die Regelaltersgrenze schrittweise vom 63. auf das 65. Lebensjahr. Um den Schutz bei Erwerbsminderung umfassend zu verbessern, müssten die Rentenabschläge vollständig gestrichen und die Zurechnungszeit um drei statt zwei Jahre erhöht werden. Schließlich ist es für die Betroffenen keine freie Entscheidung, vorzeitig in den Ruhestand zu gehen.

Zum ersten Mal seit 1972 gab es ab 1. Juli 2014 wieder spürbare Leistungsverbesserungen in der Gesetzlichen Rentenversicherung, die aber weder allen Rentner(inne)n und Rentenanwärter(inne)n noch vorrangig den bedürftigsten Senior(inn)en zugutekamen. Um der sich ausbreitenden Altersarmut entgegenzuwirken, fehlte den großkoalitionären Maßnahmen die nötige Zielgenauigkeit. Die soziale Ungleichheit im Alter nimmt künftig wohl auch deshalb zu, weil Bessergestellte durch das RV-Leistungsverbesserungsgesetz noch stärker privilegiert wurden und ausgerechnet jene Menschen davon nicht oder nur unterdurchschnittlich profitieren, die großzügigerer Regelungen am dringendsten bedürften. CDU, CSU und SPD räumten dem Ziel, die bestehende Altersarmut zu verringern und deren Neuentstehung zu verhindern, offensichtlich keine Priorität ein, weshalb das Armutsrisiko für Senior(inn)en wuchs. »Die Renten werden an Kaufkraft verlieren und noch weniger vor Altersarmut schützen als bisher.«259 |100|
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